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Längere, unsystematische Bemerkungen zu einer Dokumentation... 

(ursprünglich Teil der Bandes IIIb, S. 56-68, dann herausgelöst und mit Nachträgen versehen) 
Zum Gedenken an das Massaker in Oradour gab und gibt es in der Bundesrepublik - und danach im wieder- 
vereinten Deutschland - Gedenk- und Mahn-Artikel. Eine deutsche Fernsehdokumentation aus dem Jahre 
2014" ragt dabei als rezentes Beispiel, auch für die ‚neue Welle’ bei der Verfolgung von NS-Kriegsverbre- 
chen, heraus. Sie repräsentiert dazu das, was Historiker und Justiz zum Komplex Oradour als gesicherte 
Wahrheit bestätigen. Doch fällt irgendwo gegen Ende der erstaunliche Satz: 

„Warum die SS Oradour auslöschte, wird vielleicht nie ganz geklärt werden.” 


Die schon zu Beginn von Teil Ia vorgestellte Ermittlergruppe der Dortmunder Staatsanwaltschaft unter der 
Leitung von Oberstaatsanwalt Andreas Brendel, mit Kriminalhauptkommissar Stefan Willms und der Sach- 
verständigen Andrea Erkenbrecher, spielt in dieser Dokumentation eine durchgehend tragende Rolle. Dar- 
überhinaus der emeritierte Professor Ahlrich Meyer” von der Universität Oldenburg, ein französischer Kon- 
fliktforscher namens Pascal Plas aus Limoges, der Historiker Henry Leide aus Rostock, die beiden Ora- 
dour-Überlebenden Robert Hebras und Marcel Darthout - letzterer inzwischen verstorben - und Madame 
Camille Senon, als Oradour-Überlebende wenig in Erscheinung getreten. Sie befand sich damals unter den 
Fahrgästen der gegen Abend aus Limoges eintreffenden Straßenbahn. 


Oberstaatsanwalt Andreas Brendel (*1959) 


(Screenshot) 


Kriminalhauptkommissar 
Stefan Willms (*197) (Screenshot) 


Dr. Andrea Erkenbrecher (*1978) 


(Screenshot) 


Die Dokumentation ist ein gutes und gutgemachtes Beispiel für eine zielgerichtete, kompakte Aufbereitung 
des Oradour-Komplexes im Sinne der ‚offiziellen Erzählung’ mit den erwartbaren deutlichen Hinweisen auf 
die Versäumnisse der Justiz in der Vergangenheit, und der Botschaft, daß wenigstens heute endlich von Sei- 
ten der jüngeren Generation der Strafverfolger noch das eben Mögliche getan werden müsse, um das Verbre- 
chen in Oradour doch noch zu ahnden. Dabei wird in der Kürze von 45 Minuten manches, was wichtig wäre 
zu erwähnen, weggelassen. Gerade auch eine vertiefende Information zu den verschiedenen Interessen und 
den Hindernissen, die damals, als es ‚noch Zeit’ gewesen wäre, herrschten und die von beiden Seiten poli- 
tisch zu verantworten sind, fehlt. Ganz zu schweigen von Informationen, die man aus damaliger deutscher 
Sicht gegenüberstellen könnte, so daß ein einseitiges Bild entsteht, das mit den in Kenntnis der schreckener- 
regenden Ereignisse umso bedrückenderen Original-Bildern illustriert wird. (Hierzu auch das Interview des DLF mit 
OStAnw. Brendel 2013 im Ordner.) 


Auch der Barth-Prozeß wird mit weiteren interessanten Einzelheiten vorgestellt. So erfährt man, daß Barth 
während seiner Untersuchungshaft viele Seiten an Aufzeichnungen über den Ablauf des Massakers geschrie- 
ben und dazu auch eine Skizze der Örtlichkeit angefertigt habe. Man sieht die Einblendung einer dieser Sei- 
ten mit Barths Handschrift und dann seine Ortsskizze. Dazu kommt aus dem Off, in deutlicher Anspielung 
auf Barths Befolgung des Erschießungsbefehls in Oradour, der Kommentar: 

„Heinz Barth ist ein vorbildlicher Angeklagter. Auch hier erfüllt er weisungsgemäß seine Aufgabe, schreibt in 
der Untersuchungshaft seitenweise persönliche Erinnerungen an das Massaker nieder, skizziert präzise, was er 
vom Ort und vom Einsatz wußte.” 

Wer diesen leicht herablassenden Kommentar verfaßt hat, war sich wohl kaum bewußt, wie diese ‚Vorbild- 
lichkeit’ in der Stasi-Untersuchungshaft vorbereitet und aufrechterhalten wurde, und daß mit dem Wort 
„weisungsgemäß” ein Kern der Angelegenheit getroffen ist. 

Henry Leide, der oben bereits erwähnte Verfasser einer kritischen Studie über Stasi & DDR-Justiz, 
hat einen kurzen Auftritt in der Dokumentation. Er spricht deutlich aus, daß der Barth-Prozeß ein 
„Schauprozeß” gewesen sei, eine Ansicht, die auch Peter Lieb vertritt. Diese Position hatte Leide in 
seinem Buch von 2006 nur bedingt vertreten (vgl. Teil IIIb, S.46). Hier nun erscheint sie so zugespitzt, 
als habe Herbert Taege dabei Pate gestanden, was natürlich nicht der Fall sein kann. 

Dr. Henry Leide (*1965) (Screenshot) 


1 Die TV-Dokumentation liegt im Ordner unter dem Original-Titel ‚Der Fall Oradour - Ein Kriegsverbrechen und die Folgen’. Bei 
Youtube ist sie unter https://www. youtube.com/watch?v=uOEYOSNLT3g zu finden. 

2 Ahlrich Meyers Buch von 2000 ‚Die deutsche Besatzung in Frankreich’ wird von Peter Lieb in seinem Buch ‚Konventioneller 
Krieg oder NS-Weltanschauungskrieg? ’(2007) vielfach wegen sachlicher Fehler und unzulässiger Verallgemeinerungen kritisiert. 


Prof. Dr. Ahlrich Meyer (*1941) (Screenshot) 


Prof. Ahlrich Meyer kommt ins Bild und bemerkt zu Barths Aufzeichungen und zu 
Henry Leides ein wenig provokanter Einschätzung des Prozesses (Hervorhebungen: EL): 


„Dieses Material in der Gesamtsumme ist eine äußerst wertvolle Quelle für das Geschichtsverständnis, äh, für 
das Verständnis dessen, was in Oradour passiert ist. Deswegen würd’ ich nicht nur von einem Schauprozeß spre- 
chen. Er hat uns wissen lassen, daß - und das widerspricht vollkommen der Begründung der Einstellung, die 
die Staatsanwälte in Westdeutschland zu Papier gebracht haben, daß alle Beteiligten, auch die Mannschaften, 
wissen konnten, daß keine Partisanen im Ort sind.” 


Kommentar: Meyers Urteil ist ein Beispiel für verkürzende und damit mißverstehbare Informationen. Zunächst: Kein 
Staatsanwalt in ‚Westdeutschland? - wie Meyer formuliert - hat die Einstellung eines Verfahrens mit der Begründung 
vorgenommen, daß in Oradour Widerstandskämpfer anwesend gewesen seien! In der umfangreichen Einstellungsverfü- 
gung des Dortmunder Oberstaatsanwalts aus dem Jahre 1980 - und eine andere Einstellungverfügung in Sachen Oradour aus 
der Zeit vor dem Barth-Prozeß existiert nicht - steht an keiner Stelle etwas Derartiges. Auch die umfangreichen Ermittlun- 
gen des Staatsanwalts Nitardy, die die Grundlage für die Entscheidung des Dortmunder Oberstaatsanwalts Schacht bildeten, 
sprechen nie davon, daß in Oradour Partisanen gewesen seien. Allerdings wird angeführt, daß die Soldaten vor Ort aufgrund 
von Aussagen ihrer Vorgesetzten, namentlich des Kompaniechefs Kahn, darüber in Kenntnis gesetzt worden sind, daß im 
Ort Partisanen seien, die erschossen werden müßten. Die Einstellungen werden im einzelnen Fall aber damit begründet, 
daß dem Beschuldigten keine persönliche Tötungshandlung nachzuweisen sei, seiner Darstellung keine diesbezüglichen 
Aussagen anderer entgegenstünden, oder daß er offensichtlich nicht in die Tötungen involviert gewesen sein kann. (In Teil 
Illc, S.6/7, werden drei konkrete Einstellungsbeschlüsse präsentiert.) 


Woher Professor Meyer daher wissen kann, daß „alle Beteiligten, auch die Mannschaften, wissen konnten, daß keine Partisa- 
nen im Ort sind”, bleibt sein Geheimnis. Er zieht unzulässigerweise den Schluß, daß das, was Heinz Barth dazu ausgesagt 
und/oder notiert hat, wahr sei. Ergo dies jeder andere damals auch gewußt habe - oder scheinlogisch und mit moralischem 
Unterton ausgedrückt, wie Meyer dies tut - hätte wissen können! Aber woher weiß Meyer, daß Barth die Wahrheit gesagt 
hat? Hat Barth überhaupt ‚die Wahrheit’ gesagt? Barths ‚Vorbereitung’ auf den Prozeß bietet Grund zu Zweifeln, wie 
bereits weiter oben angemerkt wurde. Und selbst wenn: Was hätte es dem einzelnen, einfachen Soldaten in Oradour ge- 
nutzt, hätte er gewußt, daß es keine Partisanen im Ort gab, obwohl ihm dies so vom Vorgestzten gesagt worden war? 
Ahlrich Meyer könnte damit andeuten wollen, daß ein solches Wissen eine Handlungskonsequenz für den einzelnen hätte zur 
Folge haben müssen. Damit vertritt er Ansichten und Forderungen, wie solche Vorkommnisse zu beurteilen sind, Ansichten 
die - mit Verlaub - im Lehnstuhl (s.o.) entwickelt werden und auch seither in juristische Argumentationen eingeflossen sind 
und dadurch die frühere juristische Position schlechthin desavouieren. 


In den Kreisen der Vertreter dieses neueren Rechtsverständnisses - in der Dokumentation spricht Oberstaatsanwalt Brendel 
von der „Beihilferechtsprechung”, die diese neue Sicht ermöglicht habe - ist man schnell bei der Hand mit der ja ‚möglichen 
Befehlsverweigerung’, deren immer behauptete Bestrafung mit dem Tode, so Frau Erkenbrecher bei einer Podiumsdiskus- 
sion im Kreise ihrer Teamkollegen Brendel und Willms,? „in bundesdeutschen Nachkriegsprozessen...bislang nicht nachge- 
wiesen werden konnte.” Die drohende Todesstrafe in derartigen Fällen war also, wie durch unsere HistorikerInnen ‚nachge- 
wiesen’, nur eine Art ‚Latrinenparole’. Und sicher hätten solche HistorikerInnen im Fall des Falles mutig einen verbrecheri- 
schen Befehl verweigert. Sie wären dabei auch absolut sicher gewesen, daß sie noch nicht einmal zu einem Strafbataillon ver- 
setzt worden wären, wo sie dann, falls dies dort geschehen wäre, bei Eintreffen eines weiteren verbrecherischen Befehls, er- 
neut ihren Heldenmut bewiesen hätten. Der normale Kriegsteilnehmer damals hatte aber, auch in allen Zweifelsfällen, nur ein 
Leben zu verlieren, an dem er sicherlich hing, trotz aller als verbrecherisch empfundenen oder sogar erkannten Befehle. 

Einzelne wählten den Weg des späteren Freitodes, weil sie nicht mehr mit sich zurechtkamen, etwa der elsässische Soldat 
Emile Oster, der in Oradour war und seinen inneren Konflikt an der Normandiefront dergestalt endgültig ‚löste’. 


Zwischenhinweis: Es gibt aber einen Vorgang, auf den Ahlrich Meyer mit seinem Satz von der Begründung der Einstellung, die 
„die Staatsanwälte in Westdeutschland” angegeben hätten, anspielen mag, nämlich den Fall des seinerzeit in der DDR verhör- 
ten, aber im Rahmen des Barth-Prozesses nicht mehr auftauchenden Willi Beier (vgl. Teil IIIb, S.40). Dieser ehemalige SS-Mann 
- bis 1990 DDR-Bürger - geriet aufgrund seiner Aussage vor der Stasi 1980 nach der Wiedervereinigung erneut ins Visier, diesmal 
der gesamtdeutschen Justiz. Nicht in jenes der Staatsanwaltschaft in Dortmund, sondern jener in Stuttgart. In einem Artikel, den 
Meyer 2012 für die NZZ schrieb. legt er den Fall dar. Daraus werden hier zwei Passagen zitiert* (Hervorhebungen: EL): 


„Aufgrund der Auswertung der Fahndungslisten der United Nations War Crimes Commission wurde schliesslich 1989 ein 
letztes Oradour-Verfahren von der Staatsanwaltschaft Stuttgart eröffnet. Es wurde - soweit es sich nicht durch den Tod der 
Beschuldigten erledigt hatte - im Jahr 1995 durch einen Stuttgarter Staatsanwalt, den späteren Leiter der Ludwigsburger 
Zentralen Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Aufklärung nationalsozialistischer Verbrechen, eingestellt, da - so 
heisst es in der Begründung wörtlich - «die Ermittlungsmöglichkeiten erschöpft» seien. Wie sich jetzt herausgestellt hat, war 
das ein Irrtum, der den noch lebenden Tätern weiteren Strafaufschub verschaffte. 


3 ‚Warum wir heute noch NS-Täter zur Verantwortung ziehen - Der lange Schatten von Oradour’, Podiumsdiskussion in der katho- 
lischen Akademie Die Wolfsburg in Mülheim/Ruhr vom 1.2.2018, im Ordner abgelegt unter dem Titel ‚Erkenbrecher - Warum wir 
heute noch’. Darin auch die knappen Begründungen für den ersten Teil des Veranstaltungstitels. Daß es damals das Ermittlerteam 
unter OStA. Brendel für angezeigt hielt, in einer Podiumsdiskussion aufzutreten, könnte durchaus als ungewöhnlich angesehen 
werden. Zur Gesamtproblematik der Arbeit der Dortmunder Staatsanwaltschaft ist der ausgezeichnete Spiegel-Artikel vom De- 
zember 2014 im Ordner unter „SPIEGEL-2014-12-Brendels Liste’ zu lesen. 

4 Der vollständige Artikel als reiner Text (Anmerkungen: EL) im Ordner unter ‚Ahlrich Meyer in der NZZ 2012’ verfügbar. 


OStA Kurt Schrimm (*1949) (Foto: Internet) 


Nun gehört zu den seit Ende letzten Jahres ins Visier der für NS-Verbrechen zuständigen Staatsanwaltschaft Dortmund ge- 
ratenen Personen auch der mittlerweile 86-jährige Rentner Willi B., den schon die Stasi im Jahr 1980 vernommen, dann aber 
aus nicht ganz durchsichtigen Gründen aus dem Prozess von 1983 herausgehalten hatte. B. sagte aus, er habe sich gegen die 
Ausführung eines ihm vom SS-Untersturmführer Barth erteilten Befehls «gesträubt», einen Mann an Ort und Stelle zu er- 
schiessen. Die Hauptabteilung IX des Staatssicherheitsdienstes gelangte dennoch zu der Einschätzung, dass B. und ein wei- 
terer DDR-Bürger «dringend verdächtig» seien, «am 10.6.1944 arbeitsteilig an der Vernichtung des Dorfes Oradour-sur- 
Glane mitgewirkt zu haben». Ganz anders der erwähnte Stuttgarter Staatsanwalt 15 Jahre später. [Es handelte sich um Kurt 
Schrimm, der von 2000 bis 2015 in der Nachfolge von Willi Dreßen (*1935), die Ludwigsburger ‚Zentrale Ermittlungsstelle’ leitete. ] 

Ihm waren die Stasi-Akten und damit auch die Vernehmung des Willi B. bekannt. Warum er das Verfahren trotzdem mein- 
te einstellen zu können, liest sich aus heutiger Sicht haarsträubend: Die «blosse Anwesenheit am Tatort» erfülle nicht den 
Tatbestand der Beihilfe zum Mord. Ein Teil der Soldaten sei der Auffassung gewesen, «es handle sich um einen Einsatz 
gegen Partisanen». Es müsse zugunsten der Beschuldigten, denen eine direkte Beteiligung insbesondere an der Tötung der 
Frauen und Kinder in Oradour nicht nachgewiesen werden könne, davon ausgegangen werden, «dass ihnen das Ausmass 
der Tötungen im Ort nicht bekannt war». B. selbst hatte sich daran erinnert, «die Schreie und das Jammern» der sterbenden 
Frauen und Kinder aus der brennenden Kirche gehört zu haben. 

Man darf gespannt sein, zu welchem Urteil jetzt die Dortmunder Staatsanwaltschaft kommt, die erneut gegen B. und andere 
ermittelt. Es scheint, dass die wenigen heute noch mit NS-Verbrechen beschäftigten Staatsanwälte andere Vorstellungen von 
Unrecht und Schuld haben als die Generation ihrer Vorgänger. Die Zeit für eine historische Aufarbeitung des Oradour-Kom- 
plexes durch die Justiz ist allerdings abgelaufen.” 
Kommentar (Forts.): In der Tat durfte man ab 2012 gespannt sein, was die Strafverfolger der ‚neuen Generation’ in Dortmund 
gegenüber den ‚irgendwie’ voreingenommenen Vorgängern zu leisten im Stande sein würden - abgesehen von der Möglich- 
keit, die eigene Arbeit in Form einer Fernsehdokumentation der Öffentlichkeit so nahe wie möglich zu bringen. Als sich her- 
ausstellte, daß sie zwar durch Teamarbeit und allerlei Diagramme und Überlegungen zur Strafbarkeit ein Anklagekonzept er- 
stellen konnten, aber damit dann bei den zuständigen Gerichten zweimal scheiterten, dürfte dies auch Ahlrich Meyer betrübt 
haben. Bei diesen Gerichten allerdings, das darf man getrost annehmen, saßen ebenfalls bereits Vertreter der ‚neuen Genera- 
tion’. Deren Begründung für die Ablehnung einer Verfahrenseröffnung gegen Werner Christukat etwa liest sich wie ein ra- 
tionaler und strengen juristischen Maßstäben genügender ‚Schlag ins Kontor’ des Ermittlerteams von Dortmund. In einem Be- 
richt dazu heißt es auf SPIEGEL ONLINE im Dezember 2014 (Hervorhebungen: EL): 
„Auch die von der Staatsanwaltschaft zum Tatnachweis angeführte Kompanieliste, [der Aktensammlung der Stasi-Unterlagen- 
behörde entnommen] die den Angeschuldigten als Maschinengewehrschützen einer beteiligten Gruppe aufführe, stellt laut Köl- 
ner Landgericht kein belastbares Beweismittel dar. Die Begründung: Die Liste sei unvollständig und liege nicht im Original 
vor. Zudem sei sie mit den Angaben einer Vielzahl von Zeugen zur damaligen Gruppenzusammensetzung teilweise nicht 
vereinbar.” 
Kommentar (Forts.): Durch solche Sätze wird klar, auf welch ‚dünnem Eis’ sich das Team in Dortmund bewegt hatte. Im Be- 
wußtsein dieser Beweisschwächen - das darf man vielleicht voraussetzen - wurde dennoch der Vorgang vorangetrieben; denn 
daß Oberstaatsanwalt Brendel oder Kommissar Willms nicht klar gewesen sein könnte, wie man die ihnen vorliegende Liste 
auch bewerten könnte und im Sinne des ‚in dubio pro reo’ auch vielleicht schon selbst vorher hätte bewerten sollen,’ kann 
man mindestens hypothetisch voraussetzen. Daraus könnte man den Gedanken ableiten, daß die Staatsanwaltschaft nicht ih- 
rem Auftrag nachgekommen ist, alle gegen aber auch für einen Beschuldigten vorliegenden und noch erreichbaren Beweis- 
mittel zu würdigen. Man könnte allerdings auch annehmen, daß im Eifer der Ermittlungsarbeit dieses oder jenes nicht be- 
dacht worden ist, was gut zur Hast auf diesen ‚letzten Metern’ an Verfolgungsmöglichkeit derartiger Verbrechen, bedingt 
durch die unweigerlich anstehende ‚biologische Lösung’, sowie eines deutlich wirkenden moralischen Gebotsdrucks paßt. Es 
hätte ja auch ‚klappen’ können! 

Mit seinem letzten Satz hat Ahlrich Meyer in der NZZ natürlich vollkommen Recht, auch wenn die Aufgabe der Justiz nicht 
vordringlich die historische Aufarbeitung sein dürfte. Wie schon gesagt: dieser Vorgang seinerzeit in Stuttgart mag jener sein, 
auf den sich der Professor bezieht, und den auch der Sprecher der Dokumentation aus dem Off erneut mit Nachdruck vorträgt 
(s. weiter unten). Immer wieder wird mit den Kommentaren, wie dem von Ahlrich Meyer, mit dem Begriff „Strafaufschub” 
suggeriert, daß derartige ‚Täter’ auch tatsächlich in einem Prozeß zu einer Strafe verurteilt worden wären. Das ist aber nicht 
mit Sicherheit anzunehmen. Ein Fall ist das umfängliche Urteil des LG Ellwangen von 2014 gegen einen NS-Verbrecher, mit 
dem die Eröffnung eines Prozesses abgelehnt wurde. Es ist im Ordner unter ‚Ellwangen Entscheidung’ zu finden. 

Weiter mit dem Ablauf der Dokumentation. Dort, wieder aus dem Off: „Heinz Barth packt aus, berichtet, wel- 
cher Befehl unmittelbar nach dem Massaker vom Bataillonskommandant Diekmann ausgegeben wird.” Man hört 
darauf die leicht brüchige Stimme von Heinz Barth - der gesamte Prozeß, wie man vorher informiert worden war, 
wurde von der Stasi auf Tonband aufgezeichnet. Er sagt: „Als diese Aktion nun zuende ist und daß darüber Still- 
schweigen zu wahren ist, und daß, wenn darüber gesprochen werden sollte, es in diesem Ort einen Widerstand gab von 
Widerstandskämpfern, daß dort gekämpft wurde und daß im Verlaufe dieses Kampfes die Einwohner getötet wurden und 
die Häuser in Brand geraten waren.” Richter Dr. Hugot spricht kurz dazwischen und lenkt Barth dahin, noch anzu- 
fügen, was dieser Befehl bedeutet habe, nämlich in Zukunft über das Massaker zu schweigen, was Barth mit einer 
Wiederholung bestätigt. Aus dem Off dann wieder der Sprecher: „Damit ist Barth der erste, der öffentlich zugibt, daß 
es sich um eine abgekartete Lüge handelt, wenn alte SS-Seilschaften vom Widerstand in Oradour redeten, um ihr Verbre- 
chen zu vertuschen.” 


5 Zudem war eine solche Kompanieliste bereits längst vorhanden und bekannt. Sie wird in Teil IlIc ausführlich vorgestellt. In ihr 
ist der vom Dortmunder Team ermittelte Werner Christukat in der Tat als MG-Schütze verzeichnet. 


Kommentar: „Zugegeben” hat Barth dies nur insofern, als er öffentlich etwas sagte, was in dieser Form und mit diesem In- 
halt nirgends sonst ausgesagt wurde. Es gibt eine Aussage ähnlicher Art des elsässischen Soldaten Fernand Giedinger aus 
dem Jahre 1944. Sie lautet: „Hauptmann Kahn ließ seine 3 Züge antreten und verbot allen, selbst untereinander, über das 
zu sprechen, was in Oradour passiert war.” Das ist nun aber, genau genommen, ein ‚Befehl’ von Kahn, der nicht jenem ent- 
spricht, den Barth beim Ost-Berliner Prozeß Diekmann in den Mund gelegt hat und der, ausweislich vieler Aussagen von 
Soldaten, wenn überhaupt so bekannt, dann mindestens innerhalb der Truppe nicht befolgt worden ist. 

Eine Aussage des Elsässers Paul Graff ist noch merkwürdiger im Sinne einer solchen ‚Sprachregelung’. Er sagte im Septem- 
ber 1945 in Straßburg aus: „Leutnant Barth sagte uns am Abend des Massakers, bevor wir aus Oradour wieder abzogen, 
daß wir erklären sollten, daß, als unsere Kompanie in diese Ortschaft eingerückt war, der Maquis den Ort in Brand ge- 
steckt und die Bewohner fortgeschafft habe.” Diese Version ist eine merkliche Verdrehung dessen, was angeblich angeord- 
net worden war. Ihr völlig absurder Inhalt ist niemals von anderen Soldaten erwähnt oder als Ursache des Massakers angege- 
ben worden. Der Elsässer Rene Camille Grienenberger, als LKW-Fahrer vor Oradour auf Wache, berichtet über eine gezielte 
Aufforderung an die elsässischen Soldaten vor dem Einsatz im Dorf. In seiner Aussage vom 25. Juli 1947 steht etwas, 
was der Angelegenheit eine andere, aber vielleicht die Wendung in die richtige Richtung gibt: ein Befehl vor dem Einsatz 


in Oradour, den Kahn gegeben haben soll! . 
f ’ Ich habe nie erfahren, welche Kolle die De 

Auszug aus Grienenbergers Aussage, rot markiert der ent- Off4siere in dieser Affüre gespielt haben. 

scheidende Inhalt. Liegt hier der Schlüssel zur Lösung des Ich möchte gern zum Ausäüruck bringen, daß 
Rätsels um den mysteriösen ‚Schweigebefehl’? Auf S.13 die Elsässer, els wir vor OXADOUR hialten 


unten wird über diesen ‚Befehl’ noch einmal ‚räsoniert’. ‚und das zesaute Personal antreten nn 
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vorliegenden Aussagen ist die Dokumentation nichts weniger als AunRRN. gie er 298 dan Sannenleur DICKMANN 
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präsentieren. Auffallend dabei auch eine Wortwahl, die aus der pie Briefe wurden naclı dem ORADOUR-Goachehen 


Broschüre von Przybylski & Busse entnommen sein könnte. ‚Offizieren geöffnet vorgelegt, die von den 

Hierfür, und für alles sonst, trägt nicht allein die Autorin dieser Inhalt. Senntnln nahmans 
Dokumentation des Saarländischen Rundfunks („Buch & Regie: Ute Casper-Casper-Filmproduktion”) die Voakkesrng, son- 
dern auch die ausdrücklich im Abspann erwähnte Historikerin Andrea Erkenbrecher, die dort für die ‚Fachliche Beratung’ 
genannt wird. Ihr und dem Team der Justiz sollte man allerdings keine unlauteren Motive unterstellen. Frau Erkenbrecher 
ist durch ein Praktikum in der Oradour-Gedenkstätte „als erste Deutsche”, wie in der Dokumentation extra erwähnt wird, 
zur Grundmotivation ihrer weiteren Arbeit gelangt und dabei zu einer selbstbewußten, kämpferischen Verfechterin der of- 
fiziellen Erzählung gereift. Insofern paßt ihre Arbeit auch perfekt zu den neuerlichen, insgesamt aber im Ergebnis einiger- 
maßen fruchtlosen Bemühungen der Dortmunder Staatsanwaltschaft, nun auch noch die allerletzten, seinerzeit in Oradour an- 
wesenden, zum damaligen Zeitpunkt maximal 19-jährigen Soldaten vor den Richtertisch zu bekommen. 

Zu rechtlichen Problemen äußerst sich dann naheliegenderweise Oberstaatsanwalt Brendel. Doch sei zuvor 
noch Frau Erkenbrecher das Wort erteilt, die mit einer kleinen Sensation aufwartet, die sie offensichtlich 
bei ihren Studien entdeckt hat und dem interessierten Zuschauer mitteilen möchte. Der Sprecher führt zu- 
nächst auf eine bestimmte Spur, indem er informiert, Frau Erkenbrechers Forschungen hätten gezeigt, daß 
„.in der jungen Bundesrepublik Oradour-Täter sogar geschützt wurden.” Dann erzählt sie in die Kamera von ih- 
rem ‚Fall’, der dem weiter oben berichteten zeitlich vorausging und auch von anderem Kaliber ist: 


„Ein Soldat, der an dem Massaker beteiligt gewesen war, der hatte damals gehört in der Presse, daß er in Ab- 

wesenheit zum Tode verurteilt worden war, und hatte bis zu dem Zeitpunkt schon immer 'n schlechtes Gewissen 

gehabt, es hat ihn gequält, und das hat dazu geführt, daß er sich gestellt hat und gestanden hat.” 
Kommentar: Dies ist ein höchst bemerkenswertes Verhalten eines, wenn auch ‚nur’ in Abwesenheit in Frankreich, zum Tode 
Verurteilten, wohin er - das dürfte der Mann wohl gewußt haben - nicht ausgeliefert werden konnte. Wozu also, außer zu einer 
höchst ehrenwerten Beruhigung seines Gewissens, hatte er sich der deutschen Justiz gestellt, die ja zu jener Zeit - gehen wir 
einmal von einer Meldung im Jahre 1955 aus - und noch über Jahre hinweg, keinerlei Gewalt im Sinne einer Anklage, eines 
Prozesses und einer Verurteilung in der Bundesrepublik über ihn als bereits in Frankreich Verurteilten hatte? Warum ging er 
nicht gleich nach Frankreich und stellte sich dort? Möglicherweise hatte er aber, ebenfalls „in der Presse”, von den horriblen 
Geschichten gelesen, die über in Frankreich als Kriegsverbrecher in Haft gehaltene deutsche Soldaten berichtet wurden.° 


Der Sprecher im Ton des ausdrücklichen Hinweisens: 


„Die deutsche Justiz bekommt also schon vor 60 Jahren das volle Geständnis eines Oradour-Täters!” 


Kommentar: Eine zutreffende Information mit vorwurfsvollem Unterton. Nur: die deutsche Justiz hätte mit dem Manne 
nichts ‚anfangen’ oder auch ‚anstellen’ können! Die Verantwortlichen für die Dokumentation müßten das eigentlich wissen. 


Frau Erkenbrecher fährt fort: 


„Das ist ein einzigartiger Fall. weil es weder vorher, noch nachher einen Täter gegeben hat, der von sich aus 
gestanden hat, an dem Massaker teilgenommen zu haben. Und nicht nur das, sondern der hat gestanden, bei 
der Exekution der Männer beteiligt gewesen zu sein, und an dem Massaker in der Kirche.” 


6 Hierzu ein Spiegel-Artikel aus dem Jahre 1951, im Ordner unter dem Titel ‚Der Staatsanwalt entschuldigte sich SPIEGEL- 
1951’ abgelegt, ein Artikel von Gefängnispfarrer Gerhard Lindner. 


Kommentar: Ein besonderer Fall in der Tat! Aus verständlichen Gründen wird der Name nicht genannt. Aus den Akten des 
Landesarchivs jedenfalls ist er dem Verfasser bei deren Durchsicht nicht aufgefallen. Da es sich um einen in Bordeaux zum 
Tode Verurteilten handelte, mußte sich aber der Name im französischen Urteil auffinden lassen. Bei hypothetischer Annahme, 
daß Melder und Unteroffiziere nicht in Frage kommen dürften, bleiben zwei Namen übrig: der Grenadier Beppler und der 
Gefreite IIchmann. Letzterer gehörte zur Aufklärungsgruppe und war mutmaßlich MG-Schütze bei der Erschießung in der 
Garage Desourteaux, die von Uscha Boos befehligt wurde. Er könnte der besagte SS-Mann gewesen sein. Auf jeden Fall aber 
war dieser zum Zeitpunkt der neuen Ermittlungen ab 1975 bis 1980 bereits verstorben, sonst wäre er erneut aktenkundig ge- 
worden. Es kommt bekanntermaßen sehr viel häufiger vor, daß jemand eher abwartet, bis er oder ob er entdeckt wird, als sich 
aus eigenem Impuls aus dem Versteck ins Offene zu begeben. Insofern ist dieser Fall auch aus psychologischer Sicht unge- 


wöhnlich. 
(Neues zu diesem Fall siehe den Anhang vom Dezember 2019, unten $.19) 
Der Sprecher, erneut im Ton eines ausdrücklichen Hinweisens: 
„Es hätte ein großer Prozeß werden können, eine frühe Aufarbeitung des Falles Oradour. ” 


Kommentar: Dieser forschen Behauptung der für die Dokumentation Verantwortlichen muß man wiederholend entgegenhal- 
ten, daß ein solcher Prozeß in der Bundesrepublik gegen einen in Oradour beteiligten, in Frankreich zum Tode verurteilten 
ehemaligen deutschen Soldaten nicht hätte veranstaltet werden können, da dem die Bestimmung - in den Worten ‚kritischer 
Historiker’ auch die „Auslegung” - des Überleitungsvertrages von 1955 (vgl. Teil Ila, S.44 ff.) entgegengestanden hätte. 

Es wäre derselbe Fall wie bei Kompaniechef Kahn gewesen, der ebenfalls in der Bundesrepublik bis 1975 nicht erneut ange- 
klagt, wohl aber als Zeuge gehört werden konnte, was ja auch geschehen ist. Der unbekannte, reumütige Oradour-Täter hätte 
ebenfalls problemlos vernommen und sein ganzes Wissen als Protokoll aufbewahrt werden können. Da Frau Erkenbrecher 
dies in der Dokumentation nicht erwähnt, aber den Eindruck sicheren Wissens in der Sache erweckt, kann von einer schriftli- 
chen Fixierung des Geständnisses des sich selbst anzeigenden ehemaligen SS-Mannes ausgegangen werden. Die Ermittlungs- 
akten im Landesarchiv Münster weisen allerdings kein Dokument auf, in dem sich ein damals in Oradour Anwesender aus- 
drücklich umfangreich selbst beschuldigt hätte. 


Frau Erkenbrecher erläutert dann die Gründe, warum es leider nicht zu diesem Prozeß gekommen ist: 


„Es war so, daß das Auswärtige Amt versucht hat, die in Bordeaux verurteilten Deutschen freizubekommen. Und dem 
hat man absolute Priorität eingeräumt und hat gesagt: Wenn wir jetzt in Deutschland ein Verfahren haben, dann 
blockiert das unsere Bemühungen, und hat gebeten, dieses Verfahren erstmal nicht weiterzuführen. ” 


Kommentar: Ein weiteres Mal! Wie das Auswärtige Amt eine solche Entscheidung hätte treffen sollen, wenn ausdrücklich 
die Eröffnung von Verfahren gegen in Frankreich bereits rechtskräftig - auch in Abwesenheit - Verurteilte nicht erlaubt war, ist 
unerfindlich. Keine Erlaubnis zu einem Prozeß zieht die Unmöglichkeit einer Verhinderung der Eröffnung eines Prozesses 
nach sich. Dies galt, wie erwähnt, ab 1955. Aber sollte sich der Mann etwa schon 1954 oder gar 1953 gemeldet haben? 
Das wäre eine Erklärung für die ‚Verzögerung’ durch das Auswärtige Amt, denn in diesen rechtlich noch unsicheren Zeiten 
vor der Übertragung der (Teil)Souveränität an die Bundesrepublik durch die Pariser Verträge, zu denen auch der Überlei- 
tungsvertrag zählte, wäre ein solches Handeln politisch motiviert gewesen und nachzuvollziehen, abgesehen von juristischen 
Aspekten. Nachträgliches Klagen und Aufrechnen hilft bekanntermaßen gar nichts. Doch war jene kurze Periode rechtlich so 
unsicher? Einer solchen Vermutung steht entgegen, was Bernhard Brunner in seiner in Teil Illa bereits erwähnten Studie 
über den ‚Frankreich-Komplex’ auf S.110 formuliert (Hervorhebungen: EL): 
„Erst mit diesem meist kurz ‚Überleitungsvertrag’ genannten Abkommen wurde nun die strafrechtliche Souveränität der 
Bundesrepublik wieder hergestellt. Bis dahin hatten sich die Westalliierten die Strafverfolgung von Taten, die gegen 
nicht-deutsche Staatsangehörige und außerhalb des deutschen Territoriums verübt worden waren, nämlich selbst vorbe- 
halten. so daß die bundesdeutsche Justiz bis 1955 gar kein Recht zu Verfolgung solcher Taten, wie sie in Frankreich be- 
gangen worden waren, gehabt hatte.” 


Man steht ratlos vor dem Widerspruch. der sich zwischen der Äußerung von Frau Erkenbrecher in der Dokumentation 
(2014) und diesen Sätzen von Herrn Brunner (2004) auftut. Aus den Formulierungen Brunners geht eindeutig hervor, daß vor 
1955 eine Strafverfolgung im erwähnten Fall nur den Franzosen zugestanden hätte. Diese war auch erfolgt und resultierte in 
einer Verurteilung zum Tode in Abwesenheit. Ab 1955 dann galt dieses Urteil aber als ‚unantastbar’, weil dies der Überlei- 
tungsvertrag so bestimmte und war dadurch einer erneuten Behandlung durch die bundesdeutsche Justiz ebenfalls entzogen. 
Folglich konnte auch dieser geständige Mann nicht erneut angeklagt werden, die oben erwähnte „frühe Aufarbeitung des Fal- 
les Oradour” hätte nicht stattfinden können, auch wenn sie gewollt gewesen wäre. Der damaligen bundesdeutschen Justiz wird 
also, wenn Brunner die Situation korrekt geschildert hat, in der Dokumentation mit deutlich moralischem Unterton ein 
Vorwurf gemacht, den man ihr so gar nicht machen kann. Dies wäre ein Lapsus und fiele auf die Verantwortlichen zurück, 
die damit einen eher ideologisch motivierten Popanz aufgebaut hätten. 


Eingefügtes Gedankenspiel: Vorausgesetzt, ein solcher Prozeß hätte doch stattfinden können: Wie wäre das Resultat dieser „frühen 
Aufarbeitung” ausgefallen? Die für die Dokumentation Verantwortlichen scheinen überzeugt zu sein, es hätte tatsächlich zu einer 
Verurteilung kommen müssen, weil der Mann ja vollumfänglich geständig war, und schon früh wäre die Wahrheit über Oradour ans 
Licht gekommen und per Gerichtsbeschluß offenbar gemacht worden. Aber was hätten beigezogene Zeugen ausgesagt, etwa der 
Divisionskommandeur Lammerding oder Regimentskommandeur Stadler und andere involvierte Offiziere; was der Divisions- 
richter Okrent, was der Kompaniechef Otto Kahn? Hätte man von allen erwarten können, daß sie der Darstellung des Geständigen 
in Hinblick auf die Ursachen der Vorfälle widerspruchslos zugestimmt hätten? Hätte der gewissensgeplagte Mann überhaupt eine 
begründete Aussage über die Ursachen machen können? Und wie hätte man der Beiziehung von Zeugen aus Frankreich ge- 
genübergestanden? Doch wie gesagt: ein Prozeß dieser Art wäre wegen der noch herrschenden Einschränkungen der Souveränität 
und damit den Vorbehalten der Alliierten bis 1955 nicht zu veranstalten gewesen, und danach bis 1975 ebenfalls nicht. 


Der Sprecher daraufhin: 


’ 


„Eine Auslieferung nach Frankreich ist auch nicht zu befürchten.’ 
Kommentar: Richtig! Das Grundgesetz von 1949 bestimmt in Artikel 16 Abs. 2: „Kein Deutscher darf an das Ausland ausge- 
liefert werden.” Das galt und hatte seine guten Gründe. Da sind auch keine bedauernden Untertöne am Platz, daß etwa dieser 
Grundsatz angesichts besonderer deutscher Verbrechen - wie eben in Oradour - ausnahmsweise für bekanntgewordene Täter 
hätte außer Kraft gesetzt werden können oder müssen. Der geständige Oradour-Täter dürfte aber auch, wie erwähnt, keinerlei 
Neigung gehabt haben, angesichts des über ihn ergangenen Urteils in persona vor einen französischen Richter zu treten. 


Prof. Ahlrich Meyer erklärt nun diese manchem Zuschauer möglicherweise unbekannte Praxis des Staates: 


„Die NS-Täter wurden aus der Bundesrepublik nicht ausgeliefert nach Frankreich, weil die Bundesrepublik keine eige- 
nen Staatsangehörigen ausliefern darf. Also in dieser Patt-Situation: In Frankreich zum Tode verurteilt und von 
Deutschland nicht ausgeliefert, ist das Gros der Täter, die in Oradour beteiligt waren, straffrei davongekommen. ” 


Kommentar: Richtig, was die vertrackte staatsrechtliche Situation anbelangt. Aber diese war so (zunächst) von den Alliierten 
gewollt. Vor allem Frankreich hatte ein immenses Interesse daran, daß dort in Abwesenheit verurteilte Deutsche nicht durch 
deutsche Richter in Wiederaufnahmeverfahren ein womöglich milderes Urteil erhielten oder gar freigesprochen würden. Das 
vergißt Prof. Meyer zu erwähnen, nämlich die Regelungen des Überleitungsvertrages, gültig bis 1975. Die „Part-Situation” 
wird von ihm um ein entscheidendes Merkmal verkürzt dargestellt. 


Zwischenbilanz des Sprechers: 


„Zwischenstaatliche rechtliche Hindernisse, Verfahren, die eingestellt wurden, weil die Täter behaupteten, es habe 

sich bei den Opfern um Widerstandskämpfer gehandelt, Politiker und Ermittler, die die Fälle versanden ließen. 
Kommentar: Hier tauchen erneut die Widerstandskämpfer auf, wegen deren angeblicher Anwesenheit in Oradour - als An- 
nahme der sich verteidigenden Beschuldigten, die dies in Oradour von Vorgesetzten gehört und erwartbar unkritisch übernom- 
men hatten - Verfahren eingestellt wurden. Das wurde weiter oben schon hinreichend kommentiert. Dennoch sei wiederholend 
angefügt: Die ‚Täter’ behaupteten nicht, daß die erschossenen Männer Widerstandskämpfer gewesen seien, sondern sie sagten 
bei ihren Vernehmungen, daß ihnen von ihren Vorgesetzten, namentlich dem Hauptmann Kahn, gesagt worden sei, es 
handele sich um Widerstandskämpfer. Und kein Verfahren wurde wegen angeblich solcher Angaben von Beschuldigten einge- 
stellt. Das dürfte schon ein Unterschied sein, könnte man meinen. 


Oberstaatsanwalt Brendel, bei Ermittlungstätigkeiten am Computer, kommt ins Bild und gibt einige Erläu- 
terungen zu den Motiven derer, die in der Vergangenheit Verfahren eingestellt hatten. Er vermeidet die direk- 
te Kollegenschelte, denn es handelte sich dabei auch um Herren, denen er in Dortmund folgte: 


„Man müßte im einzelnen aufarbeiten, was die Gründe für die Verfahrenseinstellungen der fünfziger, sechziger, siebzi- 
ger Jahre in Deutschland waren. Es wurden ja immer verschiedene Dinge dann angenommen: die Kollegen damals 
wollten nicht, weil sie bestimmte Motive hatten. Die Kollegen damals konnten nicht, weil relativ viel auf sie eingestürzt 
ist, insbesondere in den sechziger Jahren, als so die ersten intensiven Ermittlungen in Zusammenhang mit NS-Taten 
während des zweiten Weltkrieges durchgeführt worden sind usw.” 

Kommentar: Ja, man müßte... vor allem „aufarbeiten”. Aus dem Studium zumindest des Einstellungsbeschlusses eines sei- 
ner Vorgänger im Amt als Oberstaatsanwalts, Klaus Schacht, hätte er in fünf Minuten mindestens dessen Gründe erfahren 
können. Sie sind juristischer Natur, und nicht ideologisch, politisch oder gar persönlich motiviert.’ In der sicheren Annahme, 
daß die Dokumentation vor der Abweisung der von ihm betriebenen Anklage hergestellt wurde, könnte man jetzt im Nach- 
hinein anfügen, daß über Herrn Brendel sein Nachfolger wird raunen können: „Der Kollege damals wollte, aber er durfte 
nicht.” - jedenfalls im Falle des Werner Christukat. 


Auf die Frage aus dem Off, ob es nicht zu spät sei, antwortet Herr Brendel: 


„Zu spät nicht, aber spät. Und im Gesetzbuch steht auch nirgendwo drin, daß man über 80-jährige oder über 90-jähri- 
ge nicht verfolgen darf. Und das ist auch einfach meine Überzeugung, daß man es einfach den Angehörigen und den 
Opfern dieser Massaker, die während des zweiten Weltkrieges geschehen sind, einfach schuldig ist, daß man diesen 
Dingen auch heute noch nachgeht. Spät deshalb, weil man heute extreme Beweisprobleme hat, natürlich. 

Kommentar: Möglicherweise geht nicht jedem Juristen der ‚neuen Generation’ die Begründung für die Verfolgung auch noch 
der letzten überlebenden mutmaßlichen NS-Täter so glatt über die Lippen. Aber Oberstaatsanwalt Brendel präsentiert sich 
hier als der richtige Mann am richtigen Platz. Zweifel kennt er nicht. Wie anders auch könnte er seine schwere Aufgabe er- 
füllen; dazu noch, daß solche ‚alten Herren’ nach Jugendstrafrecht verurteilt werden müßten... 


Die neue Sicht auf die Fälle, die sich in allernächster Zeit ‚biologisch’ erledigen werden, formuliert Ober- 
staatsanwalt Brendel dann so: 
„Es ist so, daß die Beihilferechtsprechung der Obergerichte sich im Laufe der Zeit ein wenig gewandelt hat, daß man 
wirklich auch diejenigen verfolgen kann, die nicht nur in den befehlsgebenden Strukturen tätig waren, sondern auch 
Befehlsempfänger waren. 


Kommentar: Das Wort ‚Beihilferechtsprechung? ist eine interessante Begriffsbildung. Man könnte darüber ins Nachdenken 
geraten, was hier aber vermieden werden soll. Gemeint ist vermutlich die Rechtsprechung in Hinblick auf den Tatbestand der 
Beihilfe. 


Die Bemerkungen befinden sich nun auf den ‚letzten Metern’. Zu Problemen der Aufspürung und dann, im 


7 Was nicht eine Affäre ausschließt, die sich zum Ende der Amtszeit von Klaus Schacht abspielte. Siehe dazu im Ordner den Text 
mit dem Titel „Schacht unter Beschuß”. 


Sinne juristisch einwandfreier Beweisführung, nachweisbarer Schuld von bis dato unbelangt gebliebenen 
ehemaligen Mitgliedern der in Oradour anwesenden Einheit gibt es einige Hinweise und Ausführungen in der 
Dokumentation. Nicht allein, daß man vom Sprecher erfährt, was die Ermittlergruppe alles leisten mußte... 


„Die Ermittlungskommission Oradour des Landeskriminalamtes in Düsseldorf arbeitet für die Staatsanwalt- 
schaft. Kriminalhauptkommissar Stefan Willms hat im Fall Oradour Hunderte Akten ausgewertet, Kompanielisten 
erstellt, mit Zeugen gesprochen, den Tatort untersucht. Eine Mammutarbeit. [Während dieser Sequenz der Dokumentation 
wird als Beispiel solcher Akten der untere Teil der Vermißtenmeldung der SS für Helmut Kämpfe eingeblendet. Dem ist wohl keinerlei Hintersinn 
zu unterstellen, zumal es kaum jemandem auffallen dürfte. Es erfüllt nur den Zweck des optischen Beiwerks für ‚Dokument’, das mit der Sache nichts 
zu tun hat. Ein originales SS-Dokument zu Oradour war und ist eben nicht verfügbar. ] 

..sondern auch Kommissar Willms selbst informiert über seine mühevolle Arbeit: 

„Es is hier so, daß in etwa 'ne Kompaniestärke von 130 Mann vermutlich in Oradour gewesen sind, nä. Davon 

haben wir jetzt bis auf 15 in etwa alle identifiziert mittlerweile, haben dafür aber 'nen Personenkreis von weit 

über 1000 Personen überprüft.” 


Auch den tieferen Sinn seiner Arbeit vermittelt Kriminalhauptkommissar Willms dem Zuschauer: 


„..und daß es nich’in Vergessenheit gerät, das is auch 'ne Aufgabe, die wir mit zu bearbeiten haben denn dabei, 
nä, und vor allen Dingen auch, daß 'ne gewisse Wahrheit verbreitet wird, was denn überhaupt geschehen is.” 


Kommentar: Es ist It. Kommissar Willms offenbar weitgehend unbekannt, was in Oradour geschehen ist, aber „..’ne gewisse 
Wahrheit...” ist doch schon seit längerem bekannt. Und es ist gut möglich, sich die Verwunderung auszumalen, die etwa den 
seinerzeit tätigen Staatsanwalt Winfried Nitardy beim Anhören solcher Worte überkommen könnte. Dieser hatte in den Jah- 
ren 1977-1979, ohne die Hilfe eines abgeordneten Kriminalhauptkommissars und moderner Hilfsmittel von Computer, Chart- 
diagrammen und was sonst noch alles, solche Überprüfungen bereits vorgenommen. Es hatte Zeugen nach Dortmund bestellt 
und vernommen, war in der Bundesrepublik herumgereist und hatte Zeugen an anderen Orten vernommen; hatte Akten stu- 
diert, hatte minutiös die Berichte überlebender Franzosen gesammelt und durchgearbeitet; war bis nach Straßburg gefahren, 
um die noch lebenden ehemaligen elsässischen Soldaten der Kompanie zu befragen. All diese Arbeit führte schließlich zu dem 
Ergebnis, das sich in der Verfügung des Oberstaatsanwalts von 1980 niederschlug: Einstellung des Ermittlungsverfahrens 
mangels Tatverdachts, ganz zu schweigen von konkret beweisbaren Taten, auch bereits bzgl. des von OStA. Brendel 2014 er- 
neut ins Visier genommenen Werner Christukat, wie schon zu Beginn von Teil Ia berichtet wurde. 


Das statistische Resultat dieser Ermittlungen füllt die ersten Seiten des Einstellungsbeschlusses von OStA Schacht: 


59 namentlich bekannte Angehörige der 3. Kompanie wurden ermittelt, davon waren 27 gefallen oder bereits verstorben 
(u.a. kurz zuvor der ehemalige Kompaniechef Otto Kahn). 12 Männer waren nicht zu ermitteln. 20 lebten noch und waren 
vernommen worden, davon waren 12 elsässische Soldaten, die bereits alle verurteilt worden waren und somit für eine wei- 
tere Anklage nicht mehr in Frage gekommen wären, also nur noch als Zeugen befragt wurden. Der in dieser Gruppe ebenfalls 
aufgeführte Heinz Barth kam aus anderweitigen Gründen für eine Vernehmung bzw. eine daraus folgende Anklage nicht in 
Betracht (vgl. dazu Teil IIIb, S.35). 

14 Angehörige des Trosses und der Kfz-Instandsetzungstrupps wurden ermittelt. Davon waren 2 nicht zu identifizieren 
und 2 verstorben. Von den restlichen 10 Männern war nicht klar, ob sie in Oradour gewesen waren. Dies wurde im einzelnen 
durch Vernehmungen überprüft. 191 Namen von Angehörigen der Einheit wurden ermittelt, die „weder einem bestimmten 
Zug, noch dem Kompanietrupp, noch dem Troß zugeordnet werden” konnten. Davon waren 93 gefallen oder bereits verstor- 
ben und 39 nicht zu ermitteln. Unter diesen nicht zu ermitttelnden Personen befand sich auch Willi Beier, der in der DDR 
ansässig war und dann in Vorbereitung des Barth-Prozesses von der Stasi verhört wurde. 59 Männer dieser Gruppe lebten 
noch und wurden vernommen. Unter diesen waren auch die hier mehrfach erwähnten Werner Christukat und Joseph Gary. 
Als letzte Gruppe gab es noch jene SS-Soldaten, die „als ehemalige Angehörige des Stabes des I. Bataillons bekannt geworden 
oder genannt worden sind.” Deren Anzahl belief sich auf 129 Namen. Davon waren 27 nicht zu ermitteln und 46 gefallen 
oder inzwischen verstorben. Unter den nicht zu ermittelnden Personen dieser Gruppe befand sich auch der in der DDR an- 
sässige Rudi Altkofer, von dem nur der Nachname bekannt war. Er wurde ebenfalls in Vorbereitung des Ost-Berliner Verfah- 
rens gegen Heinz Barth von der Stasi verhört. Das Gesamtergebnis dieser schon in den späten siebziger Jahren erfolgten Er- 
mittlungsarbeit lautete demnach: 


393 Personen wurden namentlich ausfindig gemacht, wovon 
81 nicht identifiziert werden konnten. 
168 waren gefallen oder inzwischen verstorben. Der Staatsanwalt mußte also 
145 Personen persönlich oder im Wege der Amtshilfe überprüfen und vernehmen. Am Ende wurden 
13 Personen als mutmaßlich in Oradour anwesend angesehen. Davon schied Barth mit Gründen aus. Von den dann 
12 Personen blieben noch 
9 übrig, die tatsächlich in Oradour gewesen waren, also eine ‚Trefferquote’ von knapp 2,3%. 

Doch diesen 9 Männern konnten keine noch strafbaren Handlungen nachgewiesen werden, wie man den detaillierten Begrün- 
dungen des damaligen Oberstaatsanwalts Schacht in Dortmund entnehmen kann. 

Dies alles spielte sich vor knapp vierzig Jahren ab. Wenn nun Kommissar Willms davon spricht, man habe „weit über 1000 
Personen überprüfen müssen”, um schließlich auf die ca. 130 Angehörigen der Kompanie zu stoßen, wobei noch 15 fehlen, 
stellt sich doch die Frage, welche Art von Methode man hier anwendete. Wurden die vorherigen, aktenkundig gewordenen 
Identifizierungen der eigenen Staatsanwaltschaft von Oberstaatsanwalt Brendel nicht herbeigezogen oder nicht ernstgenom- 
men? Es war doch bekannt, wieviele der Kompanieangehörigen schon damals gefallen oder verstorben waren. Mußten all die- 
se nochmals überprüft werden? Wieviele ‚Verlustmeldungen’ mochten seit 1980 dazugekommen sein? Die Tatsache, daß 
schließlich nur Werner Christukat - mit ziemlichem Begleitgeräusch der Presse - aus seinem Rentnerdasein 2014 als ‚Mör- 


der von Oradour’ ans Licht gezerrt wurde, dürfte wohl dafür sprechen, daß er allein es war, der sich am Ende der gesamten 
‚Mammutarbeit’ von Oberstaatsanwalt Brendel und Kriminalhauptkommissar Willms als ‚Ergebnis’ präsentieren ließ; und 
dann wurde auch noch die Eröffnung eines Verfahrens gegen ihn, die sich Herr Brendel sicherlich als Krönung dieser ‚Mam- 
mutarbeit’ verständlicherweise gewünscht hätte, vom Gericht 2015 endgültig abgewiesen! 

Aber es geht ja, wie Kommissar Willms es formulierte, vor allem auch darum, „daß ’ne gewisse Wahrheit verbreitet wird, was 
denn überhaupt geschehen is.” Dieser Satz aber stammte aus der Zeit - das gebietet die Fairness zu erwähnen - als das Team 
noch voll in der Arbeit steckte und gerade erst dabei war, deren krönenden Abschluß ins Auge zu fassen. 


Kommissar Willms hat sich bei seiner Arbeit auch mit sehr speziellen Fragen befaßt. Der Sprecher infor- 
miert, daß in Deutschland Mord nicht mehr verjähre, sei den Bundestagsdebatten aus Anlaß untergetauchter 
NS-Täter zu verdanken. Doch bleibe „der Nachweis von Mord trotzdem schwierig”. Dann kommt Kommissar 
Willms am Computer ins Bild und erläutert einen interessanten Sachverhalt, und wie man dessen Vorliegen 
durch Recherchen in Oradour vor Ort verifiziert habe. Optisch unterstützt werden seine Erläuterungen da- 
bei durch ein Bild der Garage Desourteaux mit Angabe der Öffnungsweite von deren Einfahrt. 


Kommissar Willms trägt vor (Hervorhebung: EL): 
„Ein Merkmal des Mordes ist beispielsweise, wenn eine Tathandlung grausam war. Und da hat die Rechtspre- 
chung als grausam u. a. definiert, wenn die Leute nicht gleichzeitig ums Leben gekommen sind, sondern im Grunde 
welche mit anschauen mußten, wie vorher andere erschossen worden sind. Die Örtlichkeit selbst hat hier ’ne Breite 
©) von in etwa drei Metern, und wenn man jetzt hier sich vorstellt, daß da 30, 40 Leute 
drinne aufgestellt wurden, die können gar nicht auf einen Schlag getötet werden, ein- 
fach weil die dann hintereinander stehen müssen, um die überhaupt unterzubringen, das 
heißt hier haben also Leute, die zumindest im hinteren Bereich gestanden haben, mit an- 
sehen müssen, wie eine ganze Reihe ihrer Freunde, ihrer Brüder möglicherweise, oder 
ihrer Väter, vor ihren Augen erschossen werden. Von daher sind solche Feststellungen 
vor Ort dann auch für die Staatsanwaltschaft von wesentlicher Bedeutung: ham wir 
hier Totschlag, der verjährt wär’, oder ham wir hier möglicherweise Mord, der dann 
noch anzuklagen wäre.” ® 


Einfahrt der Garage Desourteaux in Oradour mit Maßeintrag von Kommissar Willms.? (Screenshot) 


Kommentar: Selbst wenn dieser Sachverhalt juristisch von Bedeutung wäre, ist der Laie doch erstaunt über die Art von Spitz- 
findigkeit, die sich hier zeigt; denn einem achtundachtzigjährigen, endlich dingfest gemachten, damals 19-jährigen MG-Schüt- 
zen, kann dieser ‚feine Unterschied’ offensichtlich noch eine Anklage wegen Mordes einbringen. Nicht aber dann, wenn es 
ihm nachzuweisen gelänge, daß er alle Opfer sozusagen ‚auf einem Schlag’ getötet hatte. Das wäre dann ein ‚verjährter Tot- 
schlag’ gewesen, wenn man Kommissar Willms so richtig versteht. Man kann erstaunt sein, daß es in diesem Fall nur darauf 
anzukommen scheint, wie in beiden Fällen das identische Ergebnis, der Tod derselben Anzahl von Menschen, strafrechtlich 
unterschiedlich bewertet werden kann. Man könnte sich nun müßigerweise fragen: Wo liegt denn der ‚Grenzwert’ der Wahr- 
nehmung eines Opfers, das vor sich einen Freund bereits unter den auch ihn gleich treffenden Kugeln zusammenbrechen sieht, 
um noch oder noch nicht als ‚grausam’ zu gelten? Bei 1 Sekunde oder bei 100 Millisekunden? Hat - um die andere Perspekti- 
ve einzunehmen - ein MG-Schütze es überhaupt in der Hand, hier den ‚strafmildernden Modus’ zu wählen? Das MG 42 jener 
Tage schoß mit einer Kadenz von 25 Kugeln pro Sekunde. Konnte er damit die sinnesphysiologisch gesetzte Grenze einer 
noch mit Sicherheit anzunehmenden Bewußtwerdung des sich soeben vollziehenden Todes eines Freundes unterschreiten und 
damit in die Kategorie des ‚Totschlägers’ wechseln? Wer kennt die allerletzten Gedankenfetzen einer Person, die im nächsten 
Moment von einer Kugel tödlich getroffen wird ? Absurde Gedankenspiele! 

Nun ist der Hintergrund dieses juristischen Privatissimums von Kommissar Willms ja die damals von Oberstaatsanwalt Bren- 
del vorbereitete Anklage gegen Werner Christukat, der nachweislich - und von ihm selbst eingeräumt - MG-Schütze war. 
Die Überlegung des Teams dürfte damit offenliegen: Christukat hat geschossen. (Was dieser aber, wie auch die Zugehörigkeit 
zu einem der Erschießungskommandos, bestritt!) Wenn er geschossen hat, konnte er dann alle Opfer auf einmal töten? Nein! 
Denn die Opfer standen ja bei deren angenommener Menge zwangsläufig hintereinander. Folglich tritt der von ‚der Recht- 
sprechung? festgestellte Begleitumstand der ‚Grausamkeit’ in Kraft. Damit aber hätte Christukat sich des Mordes in soundso- 
viel Fällen schuldig bzw. mitschuldig gemacht und hätte noch angeklagt werden können. Dieser Argumentation, so sie denn - 
neben den Einwänden gegen ‚Brendels Liste’ - entscheidungsrelevant gewesen sein sollte, schloß sich das Gericht nicht an 
und verweigerte eine Prozeßaufnahme. Auch eine Berufung des Oberstaatsanwalts wurde endgültig abgelehnt. Die amtliche 
Reise des Ermittlerteams nach Oradour zu „Feststellungen vor Ort”, u. a. auch jener, daß die Garagenöffnung auch 1944 schon 
3 Meter betrug, und daß man von da oder dort nicht das sehen konnte, was der alte Christukat noch in Erinnerung und ausge- 
sagt hatte (vgl. Teil I, S.3), war also letztlich eine Art Fehlinvestition, wenn man nicht das einrechnen würde, was Kommissar 
Willms so trefflich in der Dokumentation formuliert, nämlich - hier als da capo: 


„und daß es nich’ in Vergessenheit gerät, das is auch ’ne Aufgabe, die wir mit zu bearbeiten haben denn dabei, 
nä, und vor allen Dingen auch, daß ’ne gewisse Wahrheit verbreitet wird, was denn überhaupt geschehen is.” 


Man kann und wird es nicht vergessen, auch ohne Prozeß gegen ‚Werner C.’! 


Zur Problematik solcher Nachweise von Grausamkeit: Ingo von Münch ‚Geschichte vor Gericht - Der Fall Engel’, Hbg. 2004. 
9 Hier wäre anzumerken, daß der ins Visier genommene Werner Christukat, wenn er denn tatsächlich mit seinem MG hätte schie- 
ßen müssen, dies nicht vor der Garage Desourteaux getan haben könnte. Denn dort schoß ein Kommando unter Georges Boos, zu 
dessen Gruppe Christukat gar nicht gehörte, denn die Namen der Mitglieder dieses Peletons sind alle bekannt. 


oo 


Ein ebenfalls deutlich die Information über das Massaker lenkende Sequenz 
spielt sich weiterhin im Dienstzimmer von Kommissars Willms ab. Vor einer 
großen Projektion eines graphischen Schemas stehend, erklärt er: 


„Das hier issen Tschaat, was im grunjenommen die tathandelnde Einheit von Ora- 
dour darstellt, die 3. Kompanie von dem SS-Panzergrenadierregiment 4. Hieran 
kann man auch sehr gut die einzelnen Hieraschieen, die Ebenen erkennen. Hier 
oben ham wir einmal den Divisionskommandeur Lammerding.” 


Der Sprecher im Off springt hilfreich bei: 


„Heinz Lammerding, Divisionskommandant von „Das Reich”, war selbst nicht vor Ort. Doch seine Befehle zum 
rücksichtslosen Durchgreifen, zur Terrorisierung der Zivilbevölkerung, hatten die Richtung vorgegeben. In Ora- 


dour hatte Bataillonskommandant Diekmann das Kommando.’ 


3.) Aufbr von 5000 yerdächtigen Männern sus den Raım OAHOR: 

‚o,#4 ing ceren Abschudb ing Reich, 
Dia Terroristen heben z.It. in diesen Raum nach Angabe der 
Zivilbevölkbrung die Jahrgänge 1925 und 1926 aus. Mit der 
Evakuieung dieser Zahl von Männern ist der Terrororganisatior 
der Boden für grossangelsgte Aktinnen entzogen. 


ee yon zindestens 200 Ikw. und 400 Pkw, eus dem 
« Ja Jnvaslons- 


um u FIVE bs zun D5.5, 
falle werden sich die Terroristen und Iuftgelandster Feind 
aller Kfz, bemächtigen und beweglichen Krisg mit empfind- 
licher Nachwirkung auf unsere Lage führen. Durch Beschlagnsk 
aller nicht unbedingt für die Wirtschaft erforderlichen und 
aller abgestellten Äfz,verliart der Feind einen weiteren wes: 
lichen Teil seiner Kanpfkraft, Zedenken des Ob.West Du) 
können dagegen nicht bestehen, da aus diesen Raum Xfz, 
übergeordnete Interessen im Jnvasionsfail nicht nehr heige-- 
trisben oder-auch bei guten Willen der Franzosen-gestell 

werden können, 


5,) Preilas eines kriersgefangenen Fanilienangehd ode 
annten als Gegenleistung ?.r Angaben, AIe zur erste 
se Waffenlager oder Festnahme von Terroristenführern 
oder als 10 Terroristen geführt haben, Das Aussebzen vo: 
Prämien enpfiehlt sich bei’ der Ehrliebe der Franzosen nicht, 
sondem fördert mr die üblen Deminzianten, die meist auf 
beiden Schultern tragen, Die Division stellt sicher, dass au 
Stelle ag frelgelassenen Kriegsgefangenen 10’ arbeitskräfßt: 


4 


— 


Männer das Reich abtransportiert werden, 


nicht erschossen) werden, Strafv 3 Krhi ; 
in der franz, dstiz nicht” üblich, Durch Anwendung auf die 
Terroristen werden diese diskrininiert und ausserhalb der 
franz, Volksgeneinschaft gestellt, 


7.) Yerstärkte Verkshrsüberyachung durch alle bodenständigm Dien 
stellen in und an der Grenze des Raums, 


Die Division ist der Überzeugung, dasg durch diese Kasanahnen d« 
sofortiger geschlossener Tinleitung das Gebiet dis 15.6,44 ao 

tofriedet ist, dass operative Auswirkungen im Falle der Jnvagico 
nicht ıehr bestehen, Der Krüftseinsatz und Verbrauch Ist wesunt. 
Berinper als bei wenigen Grossaktionen oder äsuerader Spühtru 

Kätigkeit aus dem Jerzeitizen U-Raum heraus. Voraussetzung ri 
wur, dass alle aufgeführten Kasanshnen tatsächlich mit den notwe 
Nachdruck von oben durchgeführt werden, Insbesondere Zst Als Ba- 
legung von BäIVE erforderlich, F 


’ 


Kommentar: Die Information von Kommissar Willms benennt zunächst eine 
offenbar wenig bekannte Tatsache: militärische Einheiten sind hierar- 
chisch aufgebaut, ganz oben steht der Kommandeur. Der womöglich mili- 
tärisch uninformierte Zuschauer soll aber weiterdenken: der Kommandeur - 
in der Dokumentation vom Sprecher durchwegs ‚Kommandant’ genannt - 
ist also eigentlich verantwortlich für alles. Das bewahrheitet sich unmittelbar 
danach: Der Sprecher aus dem Off stellt Lammerding als Befehlsgebenden 
von Aktionen mit rücksichtslosem Durchgreifen und Terrorisierung der 
Bevölkerung heraus.'’ Dies bezieht sich auf eine bestimmte eingegrenzte In- 
terpretation eines Vorschlags von SS-General Lammerding, den dieser zur 
„Bandenbekämpfung’ in Frankreich noch unmittelbar vor der alliierten Inva- 
sion formuliert und dem LVIII. Panzerkorps unter General Walter Krüger in 
Toulouse auftragsgemäß zugeleitet hatte. Zu jenem Zeitpunkt lag die 2. SS- 
Panzerdivision „Das Reich” seit Februar des Jahres zur Auffrischung und 
Ausbildung in jener Gegend Südfrankreichs, und war auch schon mit einzel- 
nen Einheiten gelegentlich, gemeinsam mit dem für die ‚Bandenbekäm- 
pfung’ zuständigen SD, an ‚Anti-Partisanen-Aktionen’ beteiligt gewesen. 


General Krüger erklärte sich ausdrücklich „voll und ganz” mit den Vor- 
schlägen des ihm unterstellen SS-Generals Lammerding einverstanden und 
leitete diese an die Armeegruppe G unter General Blaskowitz weiter, mit dem 
Hinweis, ein Teil der Maßnahmen würde bereits ihre „Verwirklichung durch 
die mit Fernschreiben Armeegruppe G la Nr. 313/434 g.Kdo. vom 5.6.44 ange- 
kündigten Maßnahme des Mil. Bef.” finden. Die ‚Bandenlage’, wie man da- 
mals formulierte, war in jener Gegend als zunehmend gefährlich wahrge- 
nommen worden. Man befürchtete eine Abschnürung der Armeegruppe G 
vom Norden Frankreichs und sogar die Errichtung eines kommunistischen 
Regimes in der Zentralregion.'! Dem wollte man mit allen Mitteln entgegen- 
wirken, was auch im Sinne der Vichy-Regierung war. 

Insofern sind die dafür gegebenen Befehle nicht schlicht der SS-Division an- 
zulasten. Zur Verdeutlichung dessen, wovon die Rede geht, ist links der ent- 
sprechende Teil von Lammerdings Vorschlag im Faksimile eingefügt. Die 
martialischen Formulierungen sind dabei kein besonderes Zeichen einer ‚SS- 
Tätersprache’, sondern der militärische Jargon der Zeit, ob bei SS oder Wehr- 
macht. (Der vollständige Vorschlag ist im Faksimile im Ordner unter ‚Lammer- 
ding Vorschlag 1944’ einzusehen.) 


Exkurs zu Lammerdings Vorschlägen: 
Peter Lieb schreibt in seinem erwähnten Buch dazu (S.363, Hervorhebungen: EL): 


„Die Vorschläge Lammerdings waren die Übernahme von Prinzipien der Partisanenbekämpfung aus dem Osten, wenn 
auch in einer moderateren „westlichen” Form, denn die mörderischen Dimensionen in der Sowjetunion waren doch 
andere. Das Schreiben antizipierte schon einige Verbrechen dieser Division in den kommenden Tagen und verdeut- 
lichte nur zu gut, welch radikale Lösungen die Waffen-SS bei der „Bandenbekämpfung” in einem größeren Gebiet 
Frankreichs nun angewandt wissen wollte. Man muss aber auch betonen, dass mit dem LVIII. Panzerkorps eine Kom- 


mandobehörde der Wehrmacht dieses Vorgehen ausdrücklich unterstützte.’ 


’ 


Kommentar: Hier muß in Hinblick auf Liebs Ausdeutung daran erinnert werden, daß Lammerding einen Vorschlag formu- 
lierte, und keine bindende Anweisung gab, die er „angewandt wissen wollte”. Dies hätte ihm auch gar nicht zugestanden. Der 


10 Hierzu ist anzumerken, daß gemäß der Forschungen von Peter Lieb die Division „Das Reich” sich tatsächlich so verhielt. Lieb 
schreibt (S.362) „Die Anti-Partisanenunternehmen der Division waren bereits im Mai 1944 von so vielen blutigen Ausschrei- 
tungen und organisierten Plünderungen gekennzeichnet, dass sich sowohl der Kommandant Südfrankreich, als auch der Verbin- 
dungsstab 626 (Toulouse) darüber beim LVIII. Panzerkorps beschwerten. Beachtenswert ist, dass der Protest der Militärverwal- 
tung bereits sehr frühzeitig und noch vor den großen Ausschreitungen der Division nach dem 6. Juni eingereicht wurde.” 

11 Hierzu Auszüge aus den täglichen Aufzeichnungen zur damaligen Lage in der Region, angefertigt von Pierre Nicolle, dem Bera- 
ter für ökonomische und soziale Fragen der Vichy-Regierung, im Ordner unter ‚Nicolle-Tagebuch’ einzusehen. 


ihm vorgesetzte General Krüger hätte diesen Vorschlag ablehnen oder auch modifizieren lassen können. Er tat es aber 
nicht, worauf auch Lieb selbst hinweist. Zum anderen könnte von einer ‚Antizipation von Verbrechen’ nur dann die Rede sein, 
wenn belegt werden könnte, daß Lammerding und sein ihm zustimmender Vorgesetzter Krüger mit dem Vorschlag die Bege- 
hung von Kriegsverbrechen intendiert hätten - was wohl keiner ernsthaften Erwägung bedarf bzw. nur bei ‚Historiker’ Hannes 
Heer einschränkungslose Zustimmung fände - und wenn die danach tatsächlich stattfindenden Gewaltausbrüche nicht auch 
auf vorgängige Aktionen von Widerstandskämpfern zurückgeführt werden könnten. 

Das Ausmaß, das dann in einzelnen Aktionen, u. a. in Tulle'” und Oradour, eintrat, spiegelt sich nicht bereits in Lammerdings 
Vorschlag wider. Es kann nur der individuellen Situation und den in ihr handelnden Verantwortungsträgern zugerechnet und 
zum Vorwurf gemacht werden, die im Rahmen einer sowohl gewaltbereiten Widerstandsbewegung, als auch in einer gewaltbe- 
reiten deutschen Truppe wurzelten. Es gab Gründe dafür, warum radikale Maßnahmen ergriffen werden sollten, selbst wenn 
diesen Gründen aus heutiger Sicht nicht mehr der Stellenwert zugestanden wird, den sie damals hatten, oder wenn sie sogar als 
illegitim erscheinen. Eine reine Lust am Verbrechen kann nicht der Hintergrund gewesen sein, sondern die generelle Auffas- 
sung, daß nur Härte helfe, um die zunehmend außer deutscher Kontrolle zu geraten scheinende Lage wieder einigermaßen in 
den Griff zu bekommen. Dafür, so die vielfache Ansicht, brachte die Waffen-SS bereits das richtige ‚Training’ aus Russland 
mit. Vor dem Hintergrund des ‚Sperrle-Erlasses’ erscheinen allerdings die Vorschläge Lammerdings vom 5. Juni 1944 - bis 
auf Punkt 6 - nicht als auffällige Überschreitungen des schon gültigen, vom OB-West gesetzten Rahmens. 


Wie stellte sich die Lage für die deutsche Besatzung dar? Im Bereich des Militärbefehlshabers Belgien wur- 
de im Januar 1943 bereits folgende Maßnahme angeordnet (Hervorhebungen: EL): 


„..personen, die ohne gültigen Berechtigungsschein im Besitz von Sprengstoff und militärischen Schußwaf- 
fen...angetroffen werden. können in Zukunft ohne kriegsgerichtliches Verfahren erschossen werden.”, am 
gleichen Tage ergänzt durch den Befehl der Oberfeldkommandantur Lille in Nordfrankreich: ‚...daß Per- 
sonen, die Terroristen und ihre Helfershelfer beherbergen oder in irgendeiner Weise begünstigen, in gleicher 


Weise behandelt werden wie diese.” " 


Generalfeldmarschall Hugo Sperrle (1885-1953) 


Der ‚Sperrle-Erlaß’ vom 3. Februar 1944 ging hier nun noch weiter. In dessen wichtigsten Auszügen Zzi- 
tiert, erscheint auch deutlich der Hintergrund solcher radikalisierenden Anordnungen auf. Bei aller Kritik, 
die an solchen Befehlen später geübt wurde: sie kamen nicht einfach aus dem Blauen, sondern waren Re- 
aktionen auf eine Entwicklung, die man nicht hinnehmen wollte, insbesondere auch nicht im Hinblick auf 
die Gefährdung der eigenen Soldaten, von denen teils selbst schärfere Maßnahmen zur Abwehr eingefor- 
dert wurden. Generalfeldmarschall Sperrle ließ der Truppe mitteilen: 


„]. Die Sorglosigkeit gegenüber der Zivilbevölkerung ist kaum noch zu überbieten. ... Wir sind nicht in 
den besetzten Westgebieten, um unsere Truppen ungestraft von Saboteuren anschießen oder ver- 
schleppen zu lassen. Die bisherigen Gegenmaßnahmen werden trotz unbestreitbarer Erfolge die Lage 
nicht wesentlich ändern, wenn bei Zwischenfällen und Unbotmäßigkeiten nicht zu sofortiger Selbsthilfe 
gegriffen wird. 

2. Hierzu befehle ich... 

Wird eine Truppe in irgendeiner Weise überfallen, so ist der Führer verpflichtet, sofort von sich aus 
selbständige Gegenmaßnahmen zu treffen. Dazu gehören: 

aJEs wird sofort wiedergeschossen! 

Wenn dabei Unschuldige mitgetroffen werden, so ist das bedauerlich, aber auschließlich Schuld der 
Terroristen. 

b) Sofortige Absprerrung der Umgebung des Tatortes und Festsetzung sämtlicher in der Nähe befindli- 
cher Zivilisten ohne Unterschied des Standes und der Person. 

c) Sofortiges Niederbrennen von Häusern, aus denen geschossen worden ist. Erst nach 
diesen oder ähnlichen Sofortmaßnahmen kommt die Meldung... 

4. Bei der Beurteilung des Eingreifens tatkräftiger Truppenführer ist die Entschlossenheit und Schnel- 
ligkeit ihres Handelns unter allem Umständen an die erste Stelle zu sezen.Schwer bestraft 
werden muß nur der schlappe und unentschlossene Truppenführer, weil er dadurch die Sicherheit sei- 
ner unterstellten Truppe und den Respekt vor der deutschen Wehrmacht gefährdet. Zu scharfe Maß- 


12 Wobei hier bemerkenswert ist, daß Lieb in seiner Publikation diesen durch die Bank als Kriegsverbrechen der SS gegeißelten 
Vorfall in Tulle mit folgenden Worten bedenkt (S.368): „Wenn auch die deutschen Reaktionen übertrieben und in ihrer Ausfüh- 
rung völkerrechtswidrig waren, so hatten die Ereignisse in Tulle dennoch in gewisser Weise den Charakter einer Kriegsrepres- 
salie.” Angesichts der zuvor von Lieb geschilderten Taten der kommunistischen Maquisards der FTPF in Tulle ging der Autor 
wohl noch gerade so weit, wie ihm dies die ‚kritische’ Geschichtssschreibung erlaubte. Bemerkenswert ebenfalls, daß Lieb zu 
diesen Vorgängen die deutschen Aussagen als Grundlage akzeptiert, die sonst generell als unglaubwürdig bzw. ‚aus zweiter Hand’ 
stammend eingeschätzt werden, etwa von dem als Amateur-Historiker gleichwohl sehr sorgfältig recherchierenden Bruno Kar- 
theuser (vgl. dessen ‚ Walter, SD in Tulle, 3. Band Die Erhängugen von Tulle. Der 9. Juni 1944’, Edition Krautgarten, 2004) 

13 Zitiert nach Herbert Taege ‚Wo ist Kain?’, S.51, dort als Quelle: Hans Luther ‚Der französische Widerstand...’, S.238. Dr. Luther 
weist in seinem Buch aber noch in einer Anmerkung dazu auf einen gleichzeitigen Erlaß des MBB hin: Erschießungen dieser Art 
waren „an die Genehmigung der OFK [Oberfeldkommandantur] gebunden. Sie sollen von meiner Ermächtigung nur in einwand- 
freien Fällen Gebrauch machen” hieß es dort. Voreiligem Handeln sollte wohl vorsorglich ein Riegel vorgeschoben werden. 


nahmen können angesichts der derzeitigen Lage kein Grund zur Betrafung sein.” '* 


Dieser Erlaß vom Februar 1944 - die aus Rußland kommenden Reste der Division „Das Reich”, wurden 
gerade in diesem Monat nach Südfrankreich verlegt - dürfte mit den Hintergrund für die von Peter Lieb zu 
Recht gerügten Verhaltensweisen der Division im Raum um Toulouse gebildet haben, und nicht einfach nur 
eine Übertragung von Kampf- und Verhaltensweisen, die man ‚aus Rußland’ mitgebracht hatte und nun in 
Frankreich losbrechen ließ. Ob der Sperrle-Erlaß ein ‚verbrecherischer Befehl’ war, ist dabei zu jenem Zeit- 
punkt nicht von Belang gewesen. Er galt; und der ‚unentschlossene Truppenführer’ wurde darin sogar mit 
schwerer Bestrafung bedroht. Nur eine als prekär eingeschätzte Lage konnte einen solch radikalen Befehl 
ausgelöst haben. Er wäre kaum zu verstehen, wenn nicht als massiv bedrohlich erfahrene Überfälle auf die 
deutschen Besatzungstruppen seitens der Widerstandsbewegungen in auffälliger Zahl vorangegangen wären. 

Der Hinweis Sperrles auf die „Sorglosigkeit gegenüber der Zivilbevölkerung” legt überdies nahe, daß bis- 
lang ein durchaus nicht gespanntes Verhältnis zwischen Besatzung und französischer Zivilbevölkerung ge- 
herrscht haben dürfte - was übrigens sogar in der Fernsehdokumentation ausdrücklich hervorgehoben wird, 
um dann aber gleich anschließend die Ankunft neuer deutscher Truppen in Frankreich, namentlich von PP 
Waffen-SS-Einheiten, als Ursache einer massiven Verschlechterung und des wachsenden Widerstandes 
anzuführen.'° Eine lenkende Information, die zwangsläufig die folgende Eskalation fast als ursächlich 
im Auftauchen der Waffen-SS begründet erscheinen läßt. Es mag mit dazu beigetragen haben, aber die 
Annahme einer Ausschließlichkeit dürfte sich eher verbieten. 

Generalfeldmarschall Gerd von Rundstedt (1875-1953) P 

Der OBWest, Gerd von Rundstedt, gab im Mai 1944 dann ein Merkblatt zur ‚Bandenbekämpfung’ 

heraus, das bis zu den Divisionen verteilt wurde. Peter Lieb schreibt dazu (a.a.O. S.269): 


„Von dort wurde es an die Truppe weiter geleitet und dürfte dort auch ziemlich bekannt gewesen sein. Es ergänz- 
te ein vom OKW herausgegebenes Merkblatt hinsichtlich der französischen Verhältnisse. Beide Merkblätter di- 
stanzieren sich von unterschiedslosen Terrormethoden gegenüber der gesamten Zivilbevölkerung, welche vor al- 
lem 1941 im Osten und auf dem Balkan die deutsche Strategie in der Partisanenbekämpfung vielfach bestimmt 
hatten. 1944 betonte das OKW hingegen die Bedeutung der ‚Haltung der Bevölkerung’, welche ‚durch gerechte 
Behandlung, durch planmäßige und tatkräftige Wirtschaft sowie gründliche und zweckentsprechende Aufklärung’ 
auf die deutsche Seite gezogen werden sollte. , Kollektivmaßnahmen gegen die Einwohnerschaft ganzer Dörfer’ 
durften ‚nur in Ausnahmefällen und ausschließlich durch Divisionskommandeure oder SS- und Polizeiführer 
angeordnet werden.” 


Hier wird die Problematik der deutschen Befehlsgebung in diesem Bereich und die diversen Modifika- 
tionen bei grundsätzlich weiter bestehendem ‚Sperrle-Erlaß’ deutlich. Peter Liebs entsprechendes Großkapi- 
tel in seinem Buch darf als grundlegende Auseinandersetzung mit der Problematik bezeichnet werden. '® Es 
stellt in fairer Weise, gesättigt mit Quellenverweisen, die komplexe Situation dar, die sich für die deutschen 
Besatzungs- und Kampftruppen in Frankreich darbot, und die auch nicht einheitlich war. Es hat, nebenbei 
bemerkt, eine Art, wie Lieb dabei das quasi als ‚Standardwerk’ zum Thema angesehene Buch von Ahlrich 
Meyer durch Mengen kritischer Fußnoten seines Status in nicht unerheblichem Maße entkleiden kann.'” 


Kommentar: Das obige Zitat enthält das, was zur französischen Einschätzung der Verantwortlichkeit des Generals Lammer- 
ding für die Vorgänge in Oradour (s. Hervorhebung oben) die Grundlage bildet: Er als Divisionskommandeur wäre der einzige 
gewesen, der einer Einheit seiner Division die Vernichtung eines Ortes hätte befehlen können, nicht also Stadler oder gar al- 
lein Diekmann. Das Problem liegt aber darin, daß kein Vernichtungsbefehl von ihm ergangen ist, dafür überdies auch gar kein 
Grund vorlag. Dennoch ist eine Vernichtung nach - auch von französischer Seite her bezeugter - zunächst befehlskonformer 
Vorgehensweise Diekmanns, in Form einer offenbaren Eskalation erfolgt. Angefügt sei, daß Lammerding nach den Vorfällen 
in Oradour - obwohl dies gemäß den Vorschriften des ‚Merkblatts’ des OBWest wohl nicht dem beabsichtigten Verfahren ent- 
sprochen haben dürfte - diese auch nicht nachträglich autorisiert hat, sondern im Gegenteil ein Kriegsgerichtsverfahren 
gegen Diekmann anstrengen ließ. Eine Hypothese zur Frage nach dem Grund für die Vernichtung Oradours durch Diekmann 
- neben den schon weiter oben angesprochenen Ansätzen - könnte in seiner Kenntnis und Auslegung des ‚Sperrle-Erlasses’ ge- 
sucht werden, vorausgesetzt, es wäre nach seinen zunächst befehlsgemäßen Handlungen eine Situation eingetreten, die 
ihm in subjektiver Überzeugung die Maßnahmen des ‚Sperrle-Erlasses’ anzuwenden gestattet hätte. Was dies aber hätte 
sein können, ist rätselhaft. Auch aus diesem reinen Gedankenspiel heraus würde sich der von Barth berichtete ‚Schweigebe- 
fehl’ als widersinnig und ohne Grundlage qualifizieren lassen. 


14 Die Auszüge des ‚Sperrle-Erlasses’ zitiert nach Herbert Taege, S.52, vgl. Anm. S.60. Generalfeldmarschall Hugo Sperrle von der 
Luftwaffe war zum Zeitpunkt seines Befehls Vertreter des OBWest, Gerd von Rundstedt, der sich im Urlaub befand. 

15 Über ein ausgesprochen gutes Verhältnis zur Zivilbevölkerung der Stationierungsregion berichtet Regimentskommandeur Stadler 
in seiner Stellungnahme (s. Anm.33) für den Prozeß in Bordeaux. Man könnte skeptisch sein. Doch schreibt auch Max Hasting in 
seinem Buch (S.98): „Whatever hatred the German Occupiers inspired as a mass, it is absurd to imagine that there were not 
moments of private sympathy, even warmth. Several German officiers found that the families with whom they lodged apologized 
in private for being unable to greet them in public.” Das könnte Stadler im Sinn gehabt bzw. selbst erlebt haben. 

16 Peter Lieb ‚Konventioneller Krieg... ’, Abschnitt IV ‚Partisanenkrieg...’, S.233-309. 

17 Ahlrich Meyer ‚Die deutsche Besatzung in Frankreich 1940-44 - Widerstandsbekämpfung und Judenverfolgung, Darmstadt 2000. 


Bemerkungen zur Dokumentation - Fortsetzung 


Weiter mit den letzten Passagen zur Fernsehdokumentation. Nachdem der Sprecher den Namen Diekmanns 
genannt hat (vgl. oben S.59), erläutert Professor Ahlrich Meyer: 


„Der Vorteil - in Anführungsstrichen gesprochen - ist der, daß dieser Kommandeur Diekmann später an der Nor- 
mandiefront gefallen ist, und sämtliche Beschuldigten, sowohl seine Vorgesetzten, wie seine Untergebeben, später 
unisono ausgesagt haben, die Aktion ginge auf eine Eigenmächtigkeit, eine eigenmächtig angeordnete Aktion von 
diesem Diekmann zurück.” 


Kommentar: Professor Meyer nimmt hier klar gegen die ‚Unisono-Aussagen’ von Stadler, Weidinger, Werner und Okrent 
Stellung und ordnet sie, ohne dies direkt auszusprechen, unter ‚SS-Absprachen’ ein. Ein probates Verfahren, um gleichartige 
Aussagen, die vor Gericht in der Regel cher als Bekräftigung von Wahrheitsgehalten angesehen werden, in ihr Gegenteil zu 
verkehren. Welche ‚Untergebenen’ dabei dasselbe ausgesagt haben sollen, bleibt erneut das Geheimnis des Historikers. Nur 
einer, Kompaniechef Kahn, hat alles auf Diekmann geschoben, um eine eigene Mitverantwortung von sich zu weisen - aller- 
dings ohne Diekmann direkt und ausdrücklich für den Vernichtungsbefehl verantwortlich zu machen. Heinz Barth ging 
dann, wie erinnerlich nach ‚Vorbereitung’, in seiner Aussage davon aus, er habe den Eindruck gehabt, der Befehl sei von hö- 
herer Stelle gekommen und keinesfalls von Diekmann allein (vgl. Teil Ib, S.50). Damit paraphrasiert er wiederum nur das, 
was Kahn über diesen Befehl ganz allgemein aus Diekmanns Mund erfahren haben will, aber nicht recht glauben zu wollen 
angab. Doch solche ‚Feinheiten? würden hier nur stören. Ahlrich Meyer läßt Barth in seiner ‚Betrachtung’ außen vor, weil die- 
ser ja schließlich im Prozeß alle endlich „hat wissen lassen”, was eigentlich Sache war: Befehl von oben, also Lammer- 
ding, allenfalls noch Stadler als Befürworter. Das Ganze, um Ahlrich Meyer weiterzudenken, soll heißen, daß ein Vernich- 
tungsbefehl von Anfang an bestand, der aber später einhellig von allen (überlebenden) Verantwortlichen geleugnet wur- 
de, weil man die Greuel bequem dem gefallen Diekmann in die Schuhe schieben konnte. Diese als Wahrheit daherkom- 
mende Darstellung verzichtet großzügig auf jedweden dokumentierten Beweis - mit Ausnahme der durch niemanden sonst be- 
stätigten Darstellung von Heinz Barth im Prozeß und der dieser vorangehenden des Otto Kahn in seiner als von Grund auf in 
entscheidenden Punkten erkennbar falschen Aussage von 1962, die Barth ‚unter Anleitung’ als ‚wahrheitsgemäße’ Vorlage 
gedient haben dürfte. Damit hält Meyer implizit alle in eine andere Richtung weisenden Aussagen für abgesprochene 
Lügen. Dies ist auch - es sei wiederholt - die im Ost-Berliner Prozeß und in der dessen ‚Feststellungen’ verbreitenden Bro- 
schüre von Przybylski & Busse vorgegebene Linie. An seinen Äußerungen im Rahmen dieser Dokumentation noch 2014 ge- 
messen, und in seiner Position des Historiker und Hochschullehrers, tritt Ahlrich Meyer als Exponent dieser Linie auf." 


Dabei nimmt man logische Brüche in Kauf und negiert bezeugte Fakten, die einer solchen Interpretation entgegenstehen. Dies 
wird deutlich durch folgendes Gedankenspiel: Wenn es einen Vernichtungsbefehl von Beginn an gegeben hätte, warum hätte 
Diekmann dann nach Ausführung dieses Befehl seiner Truppe einen ‚Schweigebefehl’ oder den Befehl zur falschen Darstel- 
lung des Einsatzes geben sollen? Wer hätte der Adressat einer solchen falschen Darstellung sein sollen oder können? Die Di- 
visions- oder Regimentsführung, die den Vernichtungsbefehl gegeben hatte? Unsinnig, da es für die Meldung der Ausführung 
des Vernichtungsbefehls irrelevant gewesen wäre, ob die Bevölkerung und/oder Partisanen Widerstand geleistet hätten, oder 
ob die Bevölkerung völlig ahnungslos gewesen wäre. Vielleicht offizielle französischen Stellen oder ‚die Bevölkerung’? Dies 
ist nicht anzunehmen. Die ‚Rechtfertigung’ wurde von offizieller deutscher Seite in Limoges betrieben und keineswegs von 
der SS-Einheit selbst, geschweige denn von einzelnen Soldaten. Innerhalb der Division sprach sich das Ereignis sowieso her- 
um, so wie es sich abgespielt hatte. Ein Befehl Diekmanns, um dies zu verhindern, wäre absolut vergeblich gewesen. So sind 
ja auch Stimmen des Unverständnisses und Entsetzens außerhalb und innerhalb des Bataillons bekanntgeworden, die überdies 
deutlich machen, daß man keinesfalls die Divisions- oder Regimentsführung für den Vorfall verantwortlich hielt. Der berich- 
tete ‚„Schweigebefehl’ Diekmanns ist eine Absurdität in mehrfacher Hinsicht, seine Existenz wäre im militärischen Rahmen ein 
beinahe surreales Ereignis. Er kann in der nur von Barth und in verzerrter Weise von drei elsässischen Soldaten berichteten 
Form schwerlich existiert haben! Dieser ominöse Befehl Diekmanns ergäbe nur Sinn - wie in Teil IIIb bereits erwähnt - wenn 
man voraussetzen würde, daß er den Ablauf des von ihm zu verantwortenden Einsatzes in Oradour - aus weiterhin und wahr- 
scheinlich auch zukünftig nicht mehr eindeutig zu ermittelnden Gründen - nicht nach erhaltener Order ausgeführt hat, und da- 
her in Befürchtung und zur Verhinderung disziplinarischer Maßnahmen gegen ihn per Befehl an seine Soldaten einen anderen 
Ablauf des Geschehens zu erzählen anordnete. Dies ist zwar denkmöglich, aber nicht eigentlich als wahrscheinlich einzu- 
schätzen. Alle Vorgesetzten und Offizierskameraden Diekmanns hätten in ihrem Urteil über ihn als Soldaten eine derartige 
Handlungsweise für unmöglich gehalten, daher auch in keiner dieser Aussagen je die Ansicht geäußert wurde, Diekmann habe 
eine Falschmeldung abgegeben. Auch wurde ja nachweislich von völligem Unverständnis für das gesprochen, was er in Ora- 
dour mit seinen Einsatz angerichtet hatte, insonderheit mit der Tötung von Frauen und Kindern in der Kirche, und zwar trotz 
seiner bekannten Meldung von Beschuß bei Annäherung, Kämpfen im Ort, Auffindung von Munition und Sprengstoff. Letz- 
teres zeigt - um es erneut zu betonen - daß bekannt wurde, was geschehen war, daß dafür mindestens im Falle der Frauen 
und Kinder, gemäß der Vorstellung einer ‚männlichen Matrix’ des Krieges, keinerlei Verständnis aufgebracht und mehrfach 
bezeugt wurde, daß Diekmann vor das Kriegsgericht der SS gestellt werden sollte. Die Vorbereitungen dazu sind, wie in Teil 
IIIb ausführlicher dargelegt, unmittelbar nach Diekmanns Meldung in Limoges nicht mit nachträglicher Billigung, sondern 
nach vorheriger Beantragung durch den Regimentskommandeur Stadler ausdrücklich auf Anordnung des Divisionskom- 
mandeurs Lammerding eingeleitet worden. Durch die Einleitung des Verfahrens gegen Diekmann (und implizit gegen Kahn) 
drückte die Division mehr als nur die Mißbilligung des Geschehens aus. Nur die Existenz eines tatsächlich anders lautenden 
Befehls ließ die Einleitung eines Verfahrens wegen Nicht-Befolgung dieses Befehls zu, so wie es von den vernommenen Offi- 


18 Daß diese Meinung zu Ahlrich Meyer nicht auf ‚ganz wackligen Füßen’ steht, geht auch aus Peter Liebs Buch hervor, wo dieser 
Historiker der jüngeren Generation gleich im einleitenden Kapitel Meyers Frankreich-Buch in folgender Weise charakterisiert: 
„...hat die Untersuchung aber auch deutliche Schwächen, nicht zuletzt deshalb, weil er sich von einer gewissen ideologischen 
Voreingenommenheit zu keinem Zeitpunkt lösen kann.” Dazu liefert Lieb dann eine Reihe von erhellenden Hinweisen. 


zieren auch ausgesagt wurde, hierbei tatsächlich „unisono”, wie Ahlrich Meyer formuliert, und nicht bei der Frage, die er da- 
für reklamiert, nämlich jener der Verantwortung für das Massaker. Daß Diekmann dafür verantwortlich war, ergibt sich 
allein schon aus militärischer Logik, dazu bedurfte er keiner abwiegelnden Unisono-Beteuerungen und Schuldzuweisungen 
an ihn durch ihm vorgesetzte oder gleichrangige Offiziere. Alle waren sich ebenso einig, daß man sich nicht erklären kön- 
ne, wie Diekmann so habe vorgehen können. Daher ihm auch vom Regimentskommandeur Stadler der Befehl zur soforti- 
gen Anfertigung eines Tatberichts erteilt wurde. Dies ist durchaus etwas anderes, als daß „...sowohl seine Vorgesetzten, wie 
seine Untergebenen, später unisono ausgesagt haben, die Aktion ginge auf eine Eigenmächtigkeit, eine eigenmächtig an- 
geordnete Aktion von diesem Diekmann zurück.” 

Nur eine völlige Negierung dieser Aspekte der gesamten Ereignisse vor, während und nach Oradour läßt es zu, daß in der 
Weise, wie es in dieser Dokumentation geschieht, argumentiert wird. Da nicht anzunehmen ist, daß alle beteiligten Fachleute, 
insbesondere Ahlrich Meyer und Andrea Erkenbrecher, von diesen Aspekten des Gesamtkomplexes nichts wissen, könnte 
daraus der Schluß gezogen werden, daß absichtlich darüber hinweggegangen wurde. Das Konzept wäre somit von Beginn an 
eines der Verkürzung und des Auslassens. Es stellt in kompakter Form nur das dar, was sich als eine Art ‚Lehrmeinung’ über 
die zum Teil immer noch mysteriösen Ereignisse in und um Oradour etabliert hat. Es ist ein Verfahren, bei dem auch zur Ver- 
meidung befürchteter ‚Relativierungen’ Aspekte nicht genannt werden, die offen zutage liegen. Daß innerhalb von 45 Minuten 
eine Darlegung des komplexen Geschehens in allen, auch den widersprüchlichen Aspekten, möglich gewesen wäre, ist aller- 
dings mit Recht zu bezweifeln. 


Kommissar Willms vermittelt dem Zuschauer dann noch eine wichtige Einsicht, die mittels einer Computer- 
animation des Ortes nebst allerlei Pfeilen verdeutlicht wird: 


„Wenn man das gesamte Vorgehen von Oradour heute so sieht, nä, kann man schon feststellen: da hatte jeder 
seine Funktion, die er zu erfüllen hatte. Das is angefangen wie man den Ort umstellt, den Ort durchsucht und 
wie man zum Schluß dann auch vorgeht und auch den gesamten Ort in Brand setzt, nä. Also das is kein Zufall, 
der sich, oder kein Geschehen, das sich so aus dieser gesamten Ablaufsituation vor Ort entwickelt, sondern das 
is'n striktes militärisches Vorgehen.” 


Kommentar: Kommissar Willms hat hier völlig Recht! Kommandeure und ihre befehlsempfangenden Soldaten sind gewöhnt, 
erhaltene Aufträge durch militärische Art des Vorgehens zu erfüllen. Legt man den tatsächlich gegebenen Befehl zugrunde, 
nämlich im Dorf den verschwundenen Sturmbannführer Helmut Kämpfe zu suchen, dann ist es militärisch zwingend, das Dorf 
nach außen hin abzusperren, die Bewohner durch möglichst vollständige Versammlung an einem Ort aus den Häusern zu ent- 
fernen, um dort dann suchen zu können, ohne daß jemand noch versuchen könnte, den Gesuchten irgendwo anders zu ver- 
stecken, wegzuschaffen, oder sonst etwas mit ihm anzustellen. Dies alles geht mit einem hohen Maß an Anspannung einher 
und läuft auch nicht ohne Gewaltsamkeiten ab. Das war (und ist noch) militärischer Alltag in Kriegen, und mitnichten „..”n 
striktes militärisches Vorgehen”, das extra hier gewählt wurde mit dem Ziel, Ort und Einwohner zu vernichten. Doch Herr 
Willms möchte wohl den unerbittlichen Charakter des Ablaufs herausstellen und als mitleidloses, zielgerichtetes Vorgehen er- 
scheinen lassen, um damit die These vom ‚Vernichtungsbefehl’ zu verdeutlichen. Selbstverständlichkeiten werden so fast zu 
Monstrositäten aufgeblasen. Oradour hätte wahrlich genug wirkliche Monstrositäten geboten, die hätten genannt werden 
können, statt solcher Trivialitäten wie: 

„..da hatte jeder seine Funktion, die er zu erfüllen hatte.” 


Eine alte Fotografie in der Dokumentation hat den Verfasser persönlich sehr bewegt. 
Sie gleitet nur kurz durchs Bild, unkommentiert, nicht datiert, scheint aber eine Szene nach einem 
sonntäglichen Gottesdienst an einem katholischen Feiertag zu zeigen. 
Man sieht rechts die kleine Markthalle am Kirchplatz, links dahinter ein Wohngebäude, 
und daneben, in tiefem Schatten nur zu erahnen...... 


„.„.Der Eingang zur Kirche... 
Feiertäglich gekleidete Einwohner kommen von dort her, andere stehen bereits vorne auf der Straße... 


...Kinder. 


Jungen in feiner Anzugjacke, mit 
weißen Kragen und kurzen Hosen, 
Mädchen in weißen Kleidchen und 
weißen Hütchen und Schleifchen, 
gehen artig und vertrauensvoll an den 
Händen der Mütter oder halten sich 
gegenseitig an den Händchen.... 


In Kenntnis dessen, was hier und ihnen 
geschehen wird - und nur in dieser 
Kenntnis - kann es einem das Herz 
brechen. 


Rechts: Die kleine Markthalle, ein mit Holzschindeln gedecktes Satteldach, hinten 
auf einer Mauer ruhend, vorne von fünf schlanken Holzpfosten gestützt, lag nach 
Abzug der 3. Kompanie zusammengestürzt und unverbrannt teils auf den Treppen- 
stufen davor, wie das Foto anschaulich zeigt. 

Die eingestürzte Markthalle ist eines der ‚peripheren Rätsel’ in Oradour (Zustand am 
14. Juni 1944). Eine Erklärung für den Einsturz ist, außer von ‚revisionistischer’ 
Seite - in diesem Falle nicht überzeugend - nirgendwo sonst publiziert worden. (Foto: 
Pierre Poitevin, Bildseite 4) 


Links: Im Frühjahr 1945 sind dann die Reste der eingestürzten Markthalle - links die 
hintere Stützmauer - längst beseitigt. Der Ort wird auf Anordnung General de Gaulles 
in eine nationale Gedenkstätte umgewandelt. Das häufig zu hörende Wort, der Ort sei 
- und das immer noch - so belassen worden, wie die SS ihn hinterlassen habe, war 
schon damals nicht mehr als eine fagon de parler, wie jeder sehen kann, der Fotogra- 
fien aus verschiedenen Jahren, ja sogar Monaten vergleicht. Das kann auch nicht 
anders sein. Alles andere wäre ein ‚Wunder der Natur’ oder eine bewunderungswür- 
dige Leistung architektonischer Konservierungs- und Restaurierungskunst. 


\ \ 
RADOUR sur GLANE BE 
Rechts: Zur gleichen Zeit wurde die aus vielen Abbildungen bekannte mahnende Auffor- zur] 
derung installiert, wie hier am südöstlichen Ortseingang, wo ein mutmaßlich neues, größe- 
res Ortsschild um diese Zusätze ergänzt wurde: „Souviens-toi /Remember” 
Es könnte sich allerdings um ein Ortsschild anderer Art gehandelt haben, das Untersturm- 
führer Karl Gerlach bei seiner Einfahrt in eine Ortschaft gesehen zu haben angab. Mit 
seiner Meldung trug Gerlach entscheidend, doch ohne Vorsatz, zur Fixierung auf Ora- 
dour-sur-Glane und die dann dort angerichtete Katastrophe bei. (In Teil I ist dies umfänglich 
ausgeführt worden.) 


Links: Die Rekonstruktion des Verfassers nach einem originalen alten Ortsschild einer 
anderen französischen Stadt ist hier links eingefügt. So sahen die französischen Orts- 
schilder jener Zeit aus, so könnte auch jenes von Oradour s/Glane ausgesehen haben, 
wenn jenes oberste auf dem Foto rechts nicht das originale Schild sein sollte. 


„Warum die SS Oradour auslöschte, wird vielleicht nie ganz geklärt werden”... 


...so lautete, wie bereits zitiert, ein Satz gleich am Beginn der Dokumentation. Wollte man es genau nehmen, so wird 
danach an keiner einzigen Stelle auf diesen Satz zurückgegriffen, oder gar sein faktischer Hintergrund erläutert. Das 
fällt auf. Denn allen auftretenden Personen eignet die Gewißheit ihres Wissens... 


Nachgetragene Informationen... 


Als Nachtrag zum Zitat von Bernhard Brunner auf S.6 in Sachen strafrechtlicher Verfolgbarkeit von 
bereits in Frankreich Verurteilten, sei die zeitlich frühere Darstellung des ersten Leiters der Zentralstelle 
Ludwigsburg, Adalbert Rückerl, zitiert (Hervorhebung und Amerkung: EL): 


Dr. Adalbert Rückerl (1925-1986), Leiter der Zentralstelle von 1966 bis 1984. 


„Man stieß jedoch immer wieder auf die durch den sogenannten Überleitungsvertrag gezogenen Schranken. Tatver- 


dächtige, die ermittelt werden konnten, wiesen darauf hin, sie seien wegen des gleichen Tatvorwurfs bereits von franzö- 
sischen Militärgerichten verurteilt oder von der gegen sie erhobenen Anklage freigesprochen worden. Außerdem war 
bekannt, daß in zahlreichen Fällen Deutsche von den französischen Militärgerichten in Abwesenheit verurteilt worden 
waren. [Eine Praxis, die deutschem Rechtsbrauch fremd war.] 


Die Ermittlungen wurden von den 


Staatsanwaltschaften soweit vorangetrieben, =. 


Wem ist also ‚zu trauen’? Dem Juristen Adalbert Rückerl, für den an leitender Stelle diese Fragen unmittelbar re- 
levant waren - und Bernhard Brunner, der dasselbe schreibt? Oder Andrea Erkenbrecher, die eine versäumte Ge- 
legenheit postuliert und beklagt - ebenso wie OStA Brendel in zurückhaltenderer Form? Warten wir’s ab... 


19 Adalbert Rückerl „Die Strafverfolgung von NS-Verbrechen 1945-1978’, S.113. C.F. Müller, Heidelberg & Karlsruhe 1979. Das 
Buch enthält zudem eine prägnante Darstellung der Schwierigkeiten der Beweisbeschaffung, der Beweiswürdigung, der Proble- 
matik von Zeugenaussagen und der Prozeßführung aus der Sicht der juristischen Praxis, die die Forderungen nach immer weite- 
rer ‚Aufarbeitung’ und Anklage anschaulich auf das noch mögliche Maß zurückführen - schon 1979. 


Nachtrag zu S.3 in Sachen Befehlverweigerung und darauf folgenden Bestrafungen. 


Frau Erkenbrecher erwähnt die auch von anderen Historikern verwendete Begründung für die Nichtigkeit sol- 
cher Einwände seitens angeklagter Täter, daß nämlich Fälle von Todesstrafe bei Befehlsverweigerung nicht nach- 
gewiesen seien. Diese Formulierung findet sich bereits in Adalbert Rückerls Dokumentation über die Ahndung 
von NS-Verbrechen (s. Anm. 20), wo auf S.83 zu lesen steht: 


„Die Tatsache, daß bisher kein Fall nachgewiesen werden konnte, in dem die Verweigerung eines verbrecherischen 
Befehls zu einer Schädigung von Leib und Leben geführt hat, erscheint keineswegs so erstaunlich, wenn man weiß, 
daß die Nicht-Ausführung eines Befehls, der eine besondere Härte verlangte, nach der von Himmler selbst verkünde- 
ten SS-Ideologie nicht als ein todeswürdiges Verbrechen des Treuebruchs, sondern als eine persönliche Schwäche an- 
gesehen wurde. Sie schloß den Betreffenden lediglich von einer weiteren Förderung innerhalb der SS aus. Eine Mög- 
lichkeit, daß es dennoch irgendwann und irgendwo einen strafrechtlich relevanten Notstandsfall gegeben haben könn- 
te, ist nicht auszuschließen. Sicherlich hat aber der Befehlsnotstand objektiv damals keine solche Rolle gespielt, die es 
heute erlauben würde, sich generell darauf zu berufen.” 


Soweit der Fachmann Rückerl im Jahre 1979, der den damaligen Sachstand referierte, wobei er sich allerdings 
auf die Verfolgung von NS-Massenverbrechen bezog und auf den von Angeklagten häufig vorgebrachten Be- 
fehlsnotstand bezogen war, also etwa bei den Massenerschießungen der Einsatzkommandos im Osten. 


Nun gibt es aber auch ergänzende, erwägenswerte Betrachtungen dazu. In Rainer Thesens Buch über die Nürn- 
berger Prozesse steht dazu einiges, das hier zitiert werden soll.”" Der Autor geht die Problematik detaillierter an, 
sodaß das Zitat, selbst in der vorliegenden Auswahl, entsprechend länger ausfällt. 


„Nötigungsnotstand”' kann daher auch bei der Befolgung rechtswidriger Befehle während der NS-Zeit in Betracht 
kommen. So hat das der oberste Gerichtshof für die britische Zone dann auch in der Nachkriegszeit entschieden. Der 
Bundesgerichtshof hat das in seiner Entscheidung vom 14.10.1952 präzisiert und die Anforderungen an den Nöti- 
gungsnotstand verschärft. Die Anwendung des $52 StGB setzt danach voraus, daß der Täter die ihm angesonnene 
Handlung begangen hat, um der ihm sonst drohenden gegenwärtigen Leibes- oder Lebensgefahr zu entgehen. 

Die bloße Feststellung, daß dem Täter eine solche Gefahr im Falle der Nichtausführung drohte, genügt allein nicht. 
Dazu gehört vielmehr, daß dem Täter die Handlung durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben ab- 
genötigt wird, daß also sein Wille durch die Drohung gebeugt wird. Allerdings ist es natürlich dem Tatrichter vorbe- 
halten festzustellen, welche Vorstellungen sich der Täter insoweit gemacht hat. In seinem weiteren Urteil vom 5. März 
1954 entschied der Bundesgerichtshof, daß auch eine Dauergefahr gegenwärtig im Sinne dieser Rechtsprechung sein 
und einen Notstand nach $52 wie $54 StGB begründen kann.” 


Thesen referiert dann drei Fälle von Befehlsverweigerung bei Polizeibataillonen, von denen zwei mit der Todes- 
strafe, einer, der besonderen Umstände wegen, mit viel Glück ‚nur’ im KZ Buchenwald endete, wo der Verurteilte 
dann von den Amerikanern befreit wurde. Der Autor fährt dann fort: 


„Das Landgericht Nürnberg-Fürth hatte in seinem Urteil vom 2. Juni 1951 ferner festgestellt, daß die Angehörigen der 
Polizei im Kriege verschärften Gehorsams- und Strafbedingungen unterstanden hätten und deswegen damit hätten 
rechnen müssen, im Falle einer Befehlsverweigerung zumindest vor ein SS- und Polizeigericht gestellt zu werden. Die 
von diesen Gerichten auch in derartigen Fällen ausgesprochenen erheblichen Strafen waren ihnen wiederholt be- 
kanntgegeben worden. Dabei mußte nicht unbedingt mit einem gerichtlichen Verfahren gerechnet werden. Vielmehr 
kam es offenbar vor, daß Soldaten, die einen Befehl verweigerten, ohne Federlesens sofort hingerichtet wurden. |[...] 
Bekannt geworden ist der Fall Josef Schulz. Dieser Soldat war nach der örtlichen Überlieferung Angehöriger eines Er- 
schießungskommandos, das am 20.Juli 1944 in der serbischen Kleinstadt Smederewska Palanka 16 gefangene Parti- 
sanen erschießen sollte. Schulz soll sich geweigert haben, auf „Unschuldige” zu schießen. Die Folge sei gewesen, daß 
er sich unter die Delinquenten einreihen mußte und auf Befehl des leitenden Offiziers mit erschossen wurde. [Thesen gibt 
als Quelle an: FAZ vom 3.8.2011, veröffentlicht online „Hitler sieht aus wie immer”.] Die Bewohner der Stadt haben für ihn eine 
Gedenktafel am Ort des Geschehens angebracht. Der Fall ist seit einigen Jahren umstritten. Schulz soll einen Tag zu- 
vor bei einem Partisanenüberfall gefallen sein. Es ist hier nicht der Ort, diesen Fall aufzuklären. Möglicherweise han- 
delte es sich bei den Befehlsverweigerer um einen anderen Soldaten. Die Geschichte werden sich die Bürger der serbi- 
schen Kleinstadt wohl kaum ausgedacht haben, insbesondere nicht, um das Ansehen der deutschen Soldaten zu heben. 
Sie dürften auf die Deutschen generell nicht gut zu sprechen gewesen sein, entweder, weil sie selbst Partisanen waren, 
oder weil unter den erschossenen Gefangenen sich nicht wenige Bürger der Stadt befunden haben. Derartige Vorfälle 
haben sich auch mit Sicherheit in der Truppe herumgesprochen und unabhängig von ihrem Wahrheitsgehalt im Ein- 
zelfall ihre Wirkung auf die Disziplin nicht verfehlt.” 

„Es wird zwar heute gern in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, daß nur wenige Fälle bekannt geworden sei- 
en, in denen Soldaten mit der Todesstrafe belegt worden sind, weil sie sich einem rechtswidrigen Befehl widersetzt ha- 
ben. Dieses Argument trägt nicht. Zu berücksichtigen ist vielmehr, daß das Regime die Widersetzlichkeit und jede Ab- 
weichung unnachsichtlich und brutal bestrafte. Wenn schon solche harmlosen Verhaltensweisen wie etwa das Hören 
ausländischer Rundfunkssender das Risiko mit sich brachten, auf dem Schafott zu enden: wieviel wahrscheinlicher 
war dann ein Todesurteil, wenn man sich offen gegen das Regime auflehnte, indem man etwa seinen Befehl verwei- 


20 Rainer Thesen ‚Keine Sternstunde des Rechts’, Osning-Verlag 2017, S.136 ff. 
21 ‚Nötigungsnotstand’ bedeutet, daß eine Tat begangen wird, um von sich selbst eine Gefahr abzuwenden. 


gerte? Wenn schon die Praxis dahin ging, die Fahnenflucht nahezu regelmäßig mit der Todesstrafe zu ahnden, ob- 
gleich $70 Abs.2 des Militärstrafgesetzbuches die Tatbegehung „im Felde” oder in einem besonders schweren Fall al- 
ternativ Todesstrafe, lebenslanges oder zeitiges Zuchthaus androhte, dann konnte sich jeder Soldat ausrechnen, was 
ihm blühte, wenn er sich des Ungehorsams ($92 MStGB) oder gar der Gehorsamsverweigerung ($94 MStGB) schuldig 


machte.” 


Wie zu sehen ist, kann mit einiger Sicherheit angenommen werden, daß die Fragen in dieser Beziehung nicht ein- 
fach mit ja oder nein zu beantworten sind. Es kam eben darauf an. Und wie schon weiter oben angemerkt: im Fall 
des Falles hatte jeder Soldat nur ein Leben zu verlieren, und der innere Trieb, dieses trotz allem weiterführen zu 
wollen, muß als eine machtvolle Triebfeder eingeschätzt werden, im Gegensatz zu dem einen oder anderen Histo- 
riker ‚im Lehnstuhl’, der über in solche Situationen geratene Soldaten gern souverän zu Gericht sitzt. 


Eins wäre auch noch zu bedenken: Wenn auch die Zahl der bekanntgewordenen Verweigerungen mit fatalen Fol- 
gen offenbar gering ist, so verlautet über die Zahl von Verweigerungen, die keine Folgen hatten, nichts. Eine 
solche Zahl erst wäre aussagekräftig und eine Vergleichsbasis. Dergleichen ist aber nicht zu finden. Daher kann 
mit Recht argumentiert werden, daß schon aufgrund der Androhung härtester Strafen für Befehlsverweigerung, 
wie sie das Militärstrafrecht vorsah, und wie dies allen Soldaten bekanntgemacht wurde, die Zahl von versuchten 
oder vollendeten Verweigerungen von Anfang an gering ausfiel. Es wurde also gar nicht erst versucht, weil man 
die angedrohten Folgen kannte und sich diesen trotz eines vielleicht schlagenden Gewissens nicht ausliefern woll- 
te, schon gar nicht ‚probeweise’. Thesen führt dann noch weiter - und hier jetzt abschließend zitiert - aus (S.142): 


„Es geht auch nicht an, alleine darauf abzustellen, ob und wie häufig Soldaten wegen Verweigerung verbreche- 
rischer Befehle zum Tode verurteilt oder auch ohne gerichtliches Verfahren hingerichtet worden sind. Wir haben ge- 
sehen, daß es offensichtlich vom Zufall abhing, ob ein Soldat, Polizeibeamter oder Angehöriger der SS in solchen 
Fällen zu einer Freiheitsstrafe oder zum Tode verurteilt wurde, ob er ohne Verfahren hingerichtet wurde, oder ob 
einfach gar nichts geschah. Vielmehr muß man feststellen, daß man im vorhinein überhaupt nicht abschätzen konn- 
te, welche Folgen eine Befehlsverweigerung haben würde. Man kann doch wohl von keinem Soldaten oder Beamten 
verlangen, das Risiko einzugehen, mit härtesten Strafen belegt zu werden, weil er seinem Gewissen Folge leisten will. 


Das gilt selbst dann, wenn er „nur” mit der Einweisung in ein KZ rechnen muß. Denn auch dies be- 
deutete ja in vielen Fällen nicht nur, das grausame Regime dort ertragen zu müssen, sondern den nur 
aufgeschobenen Tod. Eine Rechtspflicht zum Märtyrertod gibt es nicht. Die Prüfung dieser Voraus- 
setzungen ist nicht einfach, Denn die Anforderungen daran, ob ein Notstand vorliegt, sind um so hö- 
her, je schwerer die Notstandstat wiegt. Zu beachten ist andererseits, daß der Täter in einer Situation, 
in der er seine physische Existenz unmittelbar bedroht sieht, mit einer umsichtigen Abwägung der be- 
stehenden Möglichkeiten überfordert sein kann.” 


Rechtsanwalt und Fachbuchautor Rainer Thesen (*1946) 


Soweit also Rainer Thesen mit seinen Ausführungen zur Problematik, die mit an Sicherheit grenzender Wahr- 
scheinlichkeit von Verfechtern der ‚geläuterten Rechtsprechung’ nicht so ohne weiteres geteilt werden dürften. 

Um auf die Bestrafungspraxis innerhalb der SS-Division „Das Reich” zu kommen, sollen hier die wenigen Äu- 
Berungen dazu angefügt werden, die in den Aussagen der im Ermittlungsverfahren vernommenen ehemaligen An- 


gehörigen der Einheit vorkommen. Es sind sowohl allgemeine Aussagen, als auch konkrete Beispiele. 


Georges-Rene Boos berichtet 1977: 


Auf Befragen: 

Allgemein läßt sich zu den Bestrafungen sagen, daß sie sehr 
hart waren. Ich erinnere mich an einen Vorfall im fran- 
zösischen Besatzungsgebiet im Jahre 42, als zwei Soldaten 
innerhalb des Kompaniebereichs Wurst entwendet hatten und der 
ganze Zug davon gegessen hatte, Der gesamte Zug kam zum soge- 
nannten Knochensturm, d. h. praktisch zu einen Himmelfahrts- 
kommando. 


Etwa zum gleichen Zeitpunkt ist ein Soldat, der ein Feldpost- 
paket gestohlen hatte, mit dem Tode bestraft worden. Das Urteil 
ist vor der Einheit verlesen worden. Ob es vollstreckt worden 
ist, weiß ich nicht, 


Der oberste Grundsatz bei der Waffen-SS war: Befehl ist Be- 
fehl. Die Befehlsverweigerung war mit schwersten Strafen be- 
droht, meines Wissens in Kriegsfall nit dem Tode, 


Otto Weidinger äußert sich ebenfalls 1977: 


Au? Befragen: Im Krieg bzw. im Fronteinsatz war eine 
Befehlsverweigerung an sich mit der Todesstrafe bedroht. 
In Frankreich habe ich mit einigen Soldaten der 3. 
Kompanie über die damlifge Situation gesprochen. Sie 
berichteten mir, daß der_kUASEMRHRher-kaan mit solcher 
kalten Entschlosserheit und Verbissenheit in Ordadur 
agiert hätte, daß man nicht hätte daran derken können, 
von ihm gegebene Befenle zu verweigern. 


Ganz allgemein läßt sich sagen, daß der Befehl bei der 
Waffen-SS sacrosakt=war. Er konnte nur verweigert werden, 
wenn sin offensichtlickes Verbrechen befohlen wurde. Es 
war üblich, daß in den Einheiten hierüber Unterricht ab- 
gehalten wurde; das war eigentlich selbstverständlich 
und zwar nicht nur im Frieden, sondern auch bei Neuauf- 
stellungen und Auffrischungen der Truppen im Kriege. Ich 
glaube es ganz bestimt, daß ein entsprechender Unterricht 
der Truppe in Südfrankreich erteilt wurde. 


Auf Befragen: In der Waffen-S3 fielen Bestrafungen be- 
sonders hart aus. Ich kann mich an einen Fall erinnern, 

der sich in Burgund ereignete, und zwar im Jahre 71941. 

Dort wurde ein Soldat der Division wegen der Vergewaltizung 
einer Französischen Frau zum Tode verurteilt. Diese Strafe 
wurde auch vollstreckt. Die Schärfe der Bestrafung tra! 

bei der französischen Bevölkerung, selbst den Frauen, auf 
ein gewisses Unverständnis und wurde ale zu hart empfunden. 


Im Falle von Kameradendiebstahl erfolgte in der Regel eine 

Versetzung zu Strafeinheiten. 

Wenn mir gesagt wird, daß sin Zeuge berichtst hat, der 

Diebstahl eines Feldpostpaletes se! in einer Fall mit 

dem Tode bestraft worden, s0 halte ich das durchaus für 
möglich. 


Werner Peters, Kraftfahrer beim Tross der 3. Kompanie, 
erinnert sich 1978 an einen Vorfall in Südfrankreich: 


Auf Befragen: Für uns, als Angehörige der Waffen-Söß, war _ 
®glındenkbar, einen uns erteilten Befehl nicht zu befolgen. 
Ich kann mieh noch an die Erschießung zweier Elsässer 

vor dem gesamten angetretenen Bataillon erinnern. Die 
beiden hatten sich von der Truppe entfernt, waren jedoch 
zurückgekehrt, um einen weiteren Kameraden mitzunehmen. 
Dabei wurden sie von der Wache überrascht und festgenommen. 
Vor dem Bataillon wurde das Todesurteil verlesen und dann 
vollstreckt. Sie wurden meines Wissens von den Soldaten 
der Gruppe erschossen, dis der sie angehörten. Ich weiß 
nicht, welcher Kompanie die Erschossenen angehörten. 

Soweit ich mich erinnern kann, fanddie erwähnte Erschießung 
in Südfrankreich statt. 


Anton Neubauer, ein weiterer Fahrer beim 
Tross, erinnert sich 1978: 


Ki Bataillonsarzt Dr, Seefried kenne ich nicht, Ich weiß, 
daß unser Bataillonsarzt, dessen Name mir unbekannt ist, im 
Kessel von Wien gefallen ist, Dessen Stellvertreter, dessen 
Name mir ebenfalls nicht geläufig ist, hatte sich abgesetzt 
und ist dann gefunden worden, Er wurde zum Tode verurteilte, 
Das Urteil wurde im Beisein des angetretenen Bataillons in 

der Nähe von Wien durch Erschießen vollstreckt, 


Silvester Stadler, der ehemalige Regiments- 
kommandeur, antwortet 1979: 


Auf Befragen: 


Die Waffen-83 unterlag genau denselben gesetzlichen 
Bestimmungen wie die übrige Wehrmacht. Strengere 
Strafbestimmungen gab es allerdigs für homosexuelle 
Betätigung, hierauf stand m.Wissens die Todesstrafe, 
Und für Kameradendiebstahl; auch dieser konnte mit 
dem Tode bestraft werden. 


Auch für die Waffen-SS galt, daß ein Befehl, der 
ein Verbrechen zum Gegenstand hatte, nicht ausge- 
führt werden brauchte bzw. durfte. Ich bin ziemlich 
Sicher, daß während der Ausbildung der Soldaten 

in Südfrankreich auch hierüber Unterricht abge- 
halten wurde. Ansonsten stand die Befehlsausführung, 
Wie übrigens bei jeder anderen Armee auch, an der 
1. Stelle der soldatischen Pflichten. 


mm 


nun nun ne 


( Silvester Stadler ) 


j 
v gelesen, genehmigt und N? 


Als letztes Beispiel ein Erlebnis des Elsässers Eugene 
Kennel. Er kommt gerade soeben mit dem Leben davon: 


„Eugene Kennel, dem seine Mutter englische Zigaretten 
geschickt hatte, wird der Spionage verdächtigt und muß vor 
einem mit sechs Offizieren besetzten Militärgericht erschei- 
nen. Lammerding und Diekmann urteilen, er müsse als 
Spion erschossen werden. 

Glücklicherweise sagte sein Kompaniechef Scholtz für ihn 
gut, wies auf den guten Willen des Angeklagten hin und auf 
die Herkunft der Zigaretten und schloß sein Plädoyer mit 
den Worten: „Wenn es nicht stimmt, können Sie ihn immer 
noch erschießen.” ” 


Auf Lammerding und - erneut - Diekmann, fällt hierbei kein 
gutes Licht.” 

Kommentar: Die wenigen geschilderten Vorfälle, deren es mit Si- 
cherheit noch mehr gab, lassen deutlich werden, welche Befürchtun- 
gen Soldaten aus der generell herrschenden Atmosphäre heraus selbst 
dann gehabt haben mögen, wenn ein Befehl als verbrecherisch einge- 
schätzt wurde und sie ihn hätten verweigern können bzw. dürfen. 
Weitere Erwägungen dazu hat bereits Rainer Thesen im Zitat oben 
klar formuliert. 


Ein letztes Bild in diesem Sonderkapitel. Es zeigt einen ‚alten Bekannten’... 


22 Aussage von Eugene Kennel gegenüber Dr. Nicolas Mengus im Jahre 2013, veröffentlicht in ‚Entre deux fronts, tome 2’. Die 
vollständige Aussage Kennels im Ordner unter ‚Kennel-Aussage’ einzusehen. 

23 Allerdings ist auch zu bedenken, daß die Stimmung nicht ohne Hysterie war und überdies bekannt war, daß die Engländer nicht 
allein nur Waffen für die Partisanen abwarfen, sondern auch speziell geschulte Männer per Fallschirm absetzten, die besondere 
Aufgaben hatten. Max Hastings berichtet darüber anschaulich in seinem Buch ‚Das Reich - The March of the 2"‘ SS Panzer Divi- 
sion Through France, June 1944’. Dennoch: Lammerdings und Diekmanns Forderung nach ultimativer Strafe erscheint unver- 
hältnismäßig. Doch was alles war nicht unverhältnismäßig in jenen Tagen? 


NS-VERBRECHEN 


Der letzte Nazi-Jäger 


Stand: 07:38 Uhr | Lesedauer: 8 Minuten 


, Von Per Hinrichs 
" Chefreporter WELT AM SONNTAG 


„Es geht um Mord, und Mord verjährt nicht", sagt der Kriminalbeamte Stefan Willms 


Guelle: Marcus Simaoitis 


Im Juni oder Anfang Juli 2019 erschien hinter der Bezahlschranke in der WELT ein Artikel über die weiterhin betrie- 

bene Jagd auf NS-Verbrecher. Der Verfasser hat nicht die Mühe aufgewandt, den Artikel zu Gesicht zu bekommen, 
sondern nur den Titel kopiert und in Schwarz-Weiß umgewandelt. Er zeigt in charakteristischer Inszenierung Kommis- 
sar Stefan Willms irgendwo im Foyer seines Arbeitsplatzes in Düsseldorf sitzend, wo er die Rolle des „letzten Nazi-Jä- 
gers” verkörpert: Entschlossene Miene, trotz allem. „Es geht um Mord, und Mord verjährt nicht”, sagt er zum Intervie- 
wer, dem WELTI-Chefreporter Hinrichs. So hat er, wie es scheint, seine Berufung gefunden. Nicht jeder wäre für eine 
solch verantwortungsvolle Aufgabe geeignet, wäre deren vorzeigbares Ergebnis auch nur noch ‚„..daß es nich’ in Verges- 
senheit gerät, das is auch ’ne Aufgabe, die wir mit zu bearbeiten haben denn dabei, nä, und vor allen Dingen auch, daß 
’ne gewisse Wahrheit verbreitet wird, was denn überhaupt geschehen is.” 
Kriminalkommissar Willms bekräftigte seine Auffassung bereits in einem Statement, das sich im Text des Fernsehfilms 
„Das letzte Kapitel’ der Grimme-Preisträgerin 2009, Astrid Schult, im Jahre 2014 findet. Er versichert: „...die können so 
alt werden wie sie wollen, die müssen jeden Tag damit rechnen, dass wir irgendwann vor der Türe stehen und klingeln und 
denen sagen, dass wir mit ihnen was zu besprechen hätten.” 


Insofern kann und muß hier eine Aktualisierung des auf S.5/6 von Andrea Erkenbrecher geschilderten Auftauchens 
eines reumütigen ehemaligen, in Oradour anwesenden Mitgliedes der 3. Kompanie erfolgen. 


Der Anlaß ist sozusagen ein glücklicher, hat doch Jean-Paul Picaper, dessen Buch” der Verfasser Ende November 
2019 in die Hände bekam, durch Beratung von Andrea Erkenbrecher, Zugang zu Informationen erhalten, die sie nur an- 
deutungsweise in der oben vorgestellten Oradour-Dokumentation von 2014 erwähnt hatte bzw. die u. U. aufgrund der 
festgelegten Dauer solcher Fernsehbeiträge nur unvollständig eingefügt worden sein könnten. 

Gleichwohl: Frau Erkenbrechers Doktorarbeit war zu jenem Zeitpunkt noch nicht fertiggestellt; aber der Teil, in dem 
die folgenden Informationen enthalten sein dürften, muß schon vorgelegen haben. So kann mit einiger Sicherheit ange- 
nommen werden, daß Picaper zu den Informationen gelangte, die er in seinem Buch auf S.180 ff. ausbreitet. 

Nachdem er sich über Kompaniechef Kahn und dessen unbehelligte Existenz in Ottmarsbocholt (vgl. Teil Ib, S.12) Ge- 
danken gemacht hat - auch diese wohl auf Frau Erkenbrechers Informationen gestützt - schreibt er (Hervorhebungen: EL): 


„Wie wir gesehen haben, war die Aussage Kahns darauf ausgelegt, jenen aus der Klemme zu helfen, die ihm 
Immunität versprochen hatten. Nichtsdestoweniger verdanken wir ihm einige wichtige Hinweise zum 10. Juni 


1944. Doch muß man sie mit der Lupe suchen. [Diese Einschätzung Picapers ist bemerkenswert. Sie basiert auf reiner Speku- 
lation. Kahns Aussage wurde in Teil IIIb, S.12-22 und S.24-29 kritisch beleuchtet.] 


24 Dieser Anhang wurde am 1. Dezember 2019 begonnen, Picapers Buch erschien 2014 und kam Ende November 2019 in die Hän- 
de des Verfassers. Weitere Teile seines Inhalts sind Gegenstand einer kritischen Auseinandersetzung, die in Teil IVa vorgenom- 
men wird. Dort auch Titel und Abbildung des Buches. Darüberhinaus sind vier Sonderkapitel verfügbar, die sich den von Picaper 
zu Otto Weidinger, Herbert Taege, Eberhard Matthes und Otto Kahn verfassten Kapiteln seines Buches widmen. Sie befinden 
sich im Order des Teils V. 


Im Unterschied zu Kahn entschied sich ein ehemaliger Waffen-SS-Mann, der 1953 in der Zeitung seinen Namen 
unter denen der in Abwesenheit zum Tode Verurteilten gelesen hatte, zu Selbstanzeige und zur Aussage. Zwar wä- 
re er nur zu einer Gefängnisstrafe verurteilt worden, doch er wollte sein Gewissen erleichtern. Sein Name war 
Adolf Heinrich, er war SS-Obergefreiter [,caporal grenadier’ bei Picaper] im Regiment Der Führer [genauer: in der 3. 
Kompanie des 1.Bataillons des 4.Regiments „Der Führer”.] und hatte an den Tötungen in Oradour teilgenommen. [An- 
merkung Picapers an dieser Stelle: „Man darf sich viel von der Doktorarbeit Andrea Erkenbrechers erhoffen, insbesondere zum Fall 
Adolf Heinrich, dessen Akten diese junge deutsche Historikerin studiert hat. Heinrich wird auch in dem erwähnten Artikel von Hans 
Holzhaider [in der Süddeutschen Zeitung, 2014] genannt.] „Diese Morde lasten noch immer auf mir”, erklärte er später. 
Mehrmals im Krieg verwundet, war er in seine bayerische Heimatstadt Schirnding [ein Marktflecken mit 2000 Ein- 
wohnern im Fichtelgebirge der Oberpfalz, an der tschechischen Grenze] zurückgekehrt und hatte sich bei den amerikani- 
schen Besatzungsbehörden angezeigt, die den Fall an die deutschen Justizbehörden weiterreichten. Die Akte 
landete in Bonn, der provisorischen Hauptstadt Westdeutschlands. [Picaper schreibt ‚Allemagne d’Ouest’.] 

Doch der Legationsrat Karl Hans Born, hoher Mitarbeiter beim westdeutschen Außenministerium, schloß die 
Akte wieder, legte sie in seine Schublade, telephonierte dann mit dem Staatsanwalt, um bei diesem die Einstel- 
lung der Verfolgung zu erbitten. Drei Jahre später, [d. h. 1956] bat die deutsche Botschaft in Paris, zweifellos vom 


Quai d’Orsay gedrängt, [Gibt es hierzu kein vorweisbares Dokument seitens Frau Erkenbrechers? Man erführe gern den Hinter- 
grund dieser Anfrage. Unter spekulativer Ausdeutung anderer Hinweise darf angenommen werden, es habe sich dabei um Nachfor- 
schungen zu Lammerding in Sachen Oradour gehandelt.] den Staatsanwalt in Fürstenfeldbruck in Bayern, „vertraulich” 
einen Blick in die Akte zu werfen. Erneut vernommen, legt der Ex-Obergefreite Heinrich, der seinen Wohnsitz 
gewechselt hatte und sich nun in Türkenfeld, immer noch in Bayern, niedergelassen hatte, ein Geständnis von 
erstaunlicher Ehrlichkeit ab. [Dieses ‚Geständnis’ muß in schriftlicher Form immer noch vorliegen, da es mutmaßlich von 
Frau Erkenbrecher eingesehen werden konnte. ] 

Er berichtet, daß am 9. Juni 1944 sein Bataillon in Saint-Junien biwakiert habe, fünfzehn Kilometer von Oradour 
entfernt. ganz ersichtlich wegen dieser Nähe: „Am 10. Juni gab man uns den Befehl, uns nach Oradour in Bewe- 
gung zu setzen. Wir kamen dort gegen 13.30 Uhr an. Unsere Kompanie schloß den Ort ein und ließ niemanden 
mehr hinein oder hinaus. Dann führten wir nach und nach die gesamte Bevölkerung auf den Marktplatz”. 

Heinrich berichtet dann, daß Bataillonschef Diekmann und Kompaniechef Kahn mit dem Bürgermeister und 
dem Pfarrer [!!) über die Gestellung von Geiseln verhandelten. Der angegebene Grund war, daß „der Komman- 
deur des 3. Bataillons, Major Kämpfe, einige Tage zuvor von Maquisards bei seiner Fahrt durch Oradour er- 
schossen worden sei.” Der Bürgermeister habe sich geweigert, Geiseln zu benennen und habe sich selbst und 
seine Familie angeboten. 

„Unser Major war damit nicht einverstanden”, fuhr Heinrich fort. „Er nahm Verbindung mit der Division auf 
[Anmerkung Picaper: In Limoges, per Funk mit Oberst Stadler.] Man sagte uns dann um 14.30 Uhr, daß das gesamte 
Dorf liquidiert (sic!) [das sic! stammt von Picaper] werden müsse.” Heinrich teilte mit, wie man die Männer in die 
Scheunen und die Frauen und Kinder in die Kirche gebracht habe. Auf ein vom Kompaniechef abgegebenes 
Signal, einen Revolverschuß, [Picapers Wortwahl. Revolver waren bei der Waffen-SS nicht in Gebrauch.] „habe ich mit 
meinem MG auf die Franzosen gezielt, die wir erschießen mußten. Wir fanden uns dann in der Nähe der Kirche 
ein. Man erteilt uns den Auftrag, mit unseren Maschinengewehren von der Tür aus auf die Frauen und Kinder zu 

zielen. Ihr Weinen und Schreien war schrecklich. In völliger Verzweiflung versuchten einige Frauen herauszu- 
gelangen. Sie wurden alle niedergemacht.” Nach seiner vom Staatsanwalt in striktester Neutralität und Objekti- 
vität protokollierten Aussage, erklärte Heinrich, Gewissensbisse hätten ihn geplagt, als er erfuhr, „man habe 
Oradour irrtümlich zerstört”. Es gab mindestens acht Dörfer in der Gegend, die sich Oradour nannten, und Ma- 

Jor Kämpfe sei in einem anderen Oradour getötet worden, so habe er gedacht. Tatsächlich wurde Kämpfe, wenn 
es so gewesen ist, nicht in irgendeinem Oradour erschossen, wie wir es gezeigt haben. Was aus dieser Aussage 
hervorgeht, wie aus jener von Barth und von Kahn, ist, daß man am Vortag beschlossen hatte Oradour zu „liqui- 
dieren”, und daß die Frauen und Kinder in der Kirche eingeschlossen worden waren, um sie nach den Männern 
zu beseitigen. Es war totaler Vorsatz und die Abschlachtung war organisiert. Es geht aus diesen Aussagen eben- 
falls hervor - und aus jener von Adolf Heinrich besonders überzeugend, weil er sich der Justiz selbst gestellt 
hatte - daß es keine Spur von Maquisards in Oradour gegeben hatte und daß die Waffen-SS keinen Schuß auf die 
vorgeblichen ‚Partisanen’ abgeben mußte, die in der Folge von der SS und revisionistischen Autoren erfunden 
wurden. Auf jeden Fall sind Barth und Heinrich die einzigen Teilnehmer des Massakers gewesen die zugaben, 

selbst den Abzug betätigt zu haben. [Das ist sachlich falsch!] 

Wie dem auch sei, sechs Wochen nach dieser Aussage entschied die Staatsanwaltschaft München, Adolf Hein- 
rich nicht juristisch zu verfolgen, in Anbetracht der Jugend des Zeugen, der zum Zeitpunkt der Vorgänge „von 
älteren Männern, die seine Vorbilder waren, zu seinen Taten bewogen wurde.” Der Staatsanwalt war sich nicht 
sicher, daß er [Heinrich] „sich deutlich des verbrecherischen Charakters des Befehls, der ihm gegeben wurde, be- 
wußt gewesen war.” Eine etwas leichtfertige und bevormundende Begründung. Doch Heinrich, wie der größte 
Teil seiner Kameraden, war in der Tat zum Zeitpunkt der Vorgänge minderjährig. Seine ‚Vorbilder’? Der Major 
Diekmann, der Hauptmann Kahn, der Leutnant Barth? Oder doch die Obersten Stadler und Weidinger und der 
General Lammerding, die in Limoges die Befehle gaben? Denn es ergibt sich aus Heinrichs Aussage mit aller 


Deutlichkeit, daß Diekmann, dem man nach seinem Tod an der Front, und sogar schon vorher, die Verantwor- 
tung für das Massaker angelastet hat, den Befehl zur vollständigen Vernichtung des Dorfes und seiner Bewoh- 
ner über Stadler erhalten hatte. Der schreckliche Diekmann, von seinen Vorgesetzten danach, als diese mehr 
oder weniger das Ausmaß und die Art ihres Verbrechens gewahr wurden, fallengelassen, hat sichtbar noch im 
letzten Moment gezögert, die ganze Verantwortung dafür zu übernehmen. Er hat seine Vorgesetzten beim Ge- 
fechtsstand in Limoges konsultiert. Als Diekmann zu Kahn sagt: „Befehl ist Befehl”, tat er das in Kenntnis des 
Grundes. Wenigstens ist es das, was Adolf Heinrich versichert hat, der nicht versucht hat, alles dem Bataillons- 
kommandeur aufzuladen. 

Doch wie ist dann zu erklären, daß in Deutschland - Barth in der Ex-DDR ausgenommen - die Hauptverantwort- 
lichen am oberen Ende der Hierarchie nicht belangt wurden, und die Untergebenen sich bis jetzt ohne Schaden 
entziehen konnten? Adolf Heinrich wollte für sein Verbrechen bezahlen, doch man schickt ihn nach Hause! Er 
verstarb in Freiheit in München am 5. März 1985. Bei den Einflußnahmen und den verschiedenen Unterstützun- 
gen, von denen sie profitierten, richtet sich die Aufmerksamkeit vor allem auf den Legationsrat Karl Hans Born, 
der das Referat Kriegsgefangene, Kriegsverbrecher, Suchdienst, Kriegsgräber und die Zentrale Rechtsschutz- 
stelle (ZRS) des Außenministeriums leitete, das zum Ziel hatte, im Ausland angeklagte deutsche Staatsbürger zu 
unterstützen. Dieses Stelle stand unter der Leitung des Staatsanwalts Hans Gawlik, der während des Krieges 
beim Sondergericht in Breslau geurteilt hatte, somit Richter im Dienste des III. Reiches war. Im Nürnberger 
Prozeß war er der Verteidiger von Erich Naumann, dem Kommandanten der Einsatzgruppe B gewesen, dem Lei- 
ter großer Massen-Massaker an Juden in Weißrussland. Alles ist damit gesagt. „Wenn man die Akten liest, traut 
man seinen Augen nicht”, vertraut uns Andrea Erkenbrecher an, die Expertin in der Sache.” 


Soweit Jean-Paul Picaper in diesem Ausschnitt aus seinem Buch und den überaus interessanten Informationen, die 
darin zur Recherche von Frau Erkenbrecher zu finden sind, die sie schon in der Fernsehdokumentation fragmentarisch 
mitgeteilt hatte. Nach diesen Worten muß zunächst einmal durchgeatmet werden angesichts der vielen Besonderheiten 
und Beurteilungen, die Picaper präsentiert. Hervorhebungen lassen einiges davon schon auf den ersten Blick erkennen. 

Es ist eine Eigenart seines Buches, gelegentlich den Eindruck zu hinterlassen, es sei in keiner Weise durch Überprü- 
fung und Vergleiche mit anderen Quellen entstanden (Dazu ist mehr im Teil IVa zu finden). Hier geht es jetzt allein um den 
reumütigen ehemaligen SS-Mann, den Frau Erkenbrecher anläßlich ihrer Recherchen ‚ausgegraben’ hatte... 


..und eine Bemerkung dazu muß gleich vorweggeschickt werden: Das oben auf S.5/6 von Frau Erkenbrecher in der 
Dokumentation geschilderte und herausgestellte ‚besondere Vorkommnis’ jenes reumütigen ehemaligen SS-Mannes und 
Teilnehmers am Massaker von Oradour kann durch die im zitierten Abschnitt aus Picapers Buch enthaltenen konkreten 
Hinweise beinahe vollständig geklärt werden. Die aus den zugänglichen Informationen abgeleitete Namensvermutung. 
Ilchmann, stellt sich als Irrtum heraus. Der reuige Mann hieß Adolf Heinrich. (Welcher Name für ein SS-Mitglied!). 
Schlüsse aus vorliegenden Information erweisen sich leider gelegentlich als irrig. Das ist in diesen Texten schon einige 
Male vorgeführt worden. Wie es aber zu der irrigen Namensvermutung gekommen ist, kann in diesem Falle aufgeklärt 
werden. Und die Erklärung wirft sogleich eine wichtige Frage auf: Wie konnte es geschehen, daß der It. Erkenbre- 
chers Recherchen offensichtlich im Jahre 1956, mutmaßlich in München, offiziell vernommene Adolf Heinrich, dessen 
Wohnort(e) bekannt und aktenkundig waren, und der It. Angabe erst 1985 verstarb, in der Namensliste, die der Dort- 
munder Staatsanwalt Klaus Schacht aufgrund der minutiösen Recherchen seines beigeordneten Staatsanwalts Win- 
fried Nitardy, auf den ersten Seiten seiner Verfügung vom Januar 1980 präsentieren konnte, den Namen Heinrich - 
ohne einen Vornamen - zwar enthält, aber durch die Anmerkung ‚(u)” als ‚undidentifiziert’ bezeichnen konnte? 

Bei Durchsicht der gesamten im Landesarchiv Münster liegenden Ermittlungsakten fanden sich reihenweise Schreiben 
Nitardys mit der Bitte um Auskunft über die Identität dieses oder jenes Gesuchten. Sie wurden an Meldeämter der Ge- 
meinden, Pfarreien und das Berlin Document Centre gerichtet. Die entsprechenden Antworten wurden abgeheftet. 

Damals eines Problems ‚Adolf Heinrich’ nicht bewußt, hat der Verfasser nicht im einzelnen auf Namen geachtet. Es 
war nur interessant, wenn jemand gefunden und zur Vernehmung geladen worden war. Bei erneuter zielgerichter 
Durchsicht jener Akten würde sich zweifelsfrei die entsprechende Anfrage Nitardys nach einem ‚Heinrich’ und de- 
ren negativer Bescheid finden lassen. Zudem taucht der Name ‚Heinrich’ schon in der Liste des Auskunftsersuchens 
von Staatsanwalt Siehlow an die Deutsche Dienststelle in Berlin vom 6. Januar 1964 auf. Damit ist zweifelsfrei klar, 
daß die damaligen Dortmunder Beamten mit allen verfügbaren Mitteln nach ihm gesucht haben müssen, wie bei allen 
anderen ins Visier genommenen Namen auch. ‚Heinrich’ ist aber als ‚unidentifizierbar’ vermerkt worden. 

Daß hier eine Vertuschung vorliegen könnte, sei gleich völlig ausgeschlossen. Man schrieb die Jahre 1978/79. Die lau- 
fenden neuerlichen Ermittlungen zum ‚Fall Oradour’ hatten ausdrücklich zum Ziel, das Unterste nach oben zu kehren 
und möglichst jede Spur bis zum Ende zu verfolgen. Herr Nitardy fuhr selbst für Vernehmungen in der Bundesrepu- 
blik herum, dann sogar bis nach Straßburg, um dort die noch erreichbaren ehemaligen elsässischen SS-Soldaten zu be- 
fragen. Die erstellte Liste aller bereits bekannten und dann noch neu ausgespürten Namen - das ‚statistische Ergebnis’ 
ist auf S.8 oben dokumentiert worden - zeigt die Sorgfalt, mit der hier zweifellos gearbeitet wurde. Und trotzdem blieb 
Heinrich unidentifiziert! Wie ist so etwas zu erklären? 

Es bilden vielleicht nur banale Sachverhalte die wahrscheinlichste Lösung des Rätsels: Könnte die Tatsache, daß es 
sich bei seinem Namen ausgerechnet um zwei landläufige Vornamen handelte, der Grund für ein Mißverständnis sein, 
das sich bei der Suche nach dieser Person als Hindernis irgendwo in den Weg stellte und hartnäckig unerkannt blieb? 
War es bei der seinerzeitigen Ummeldung Heinrichs von Schirnding nach Türkenfeld zu irgendeinem Fehler gekom- 


men, der dann auf Dauer seine unbeabsichtigte Wirkung entfaltete? Darüberhinaus könnte von seiten der Justiz eine oh- 
ne Vorsatz nicht stattfindende Zusammenarbeit angenommen werden, so daß der Name Heinrich und die damit zusam- 
menhängende, merkwürdige Geschichte der Vernehmung einer Person dieses Namens in München 1956 aufgrund einer 
älteren Selbstanzeige in ‚Sachen Oradour’ als altes Protokoll irgendwo im Archiv verstaubte. 

Ob über die gesamte Merkwürdigkeit des Vorgangs Ende der siebziger Jahre Frau Erkenbrecher ebenfalls Recherchen 
angestellt hat, ist hier unbekannt. Dem Tenor ihrer kurzen Einlassungen im Rahmen der Fernsehdokumentation kann 
nicht entnommen werden, daß sie sich auch für unverdächtige Gründe der Merkwürdigkeiten in der Angelegenheit in- 
teressiert hätte. Die von Picaper zitierten, ihm anvertrauten Worte der Historikerin „Wenn man die Akten liest, traut man 
seinen Augen nicht” mögen eine Wahrheit widerspiegeln, weisen aber ebenso in die Richtung, die man auch von Ahl- 
rich Meyer gewiesen bekommt: Die ‚skandalöse Seite’ und die damaligen ‚unglaublichen Zustände’ in der Justiz mit 
ihren ‚alten Seilschaften’ zu favorisieren. Man müßte in Frau Erkenbrechers Doktorarbeit schauen, um zu erfahren, wie 
es mit der Gewichtung bei ihr steht. Diese ist aber bislang nicht in allgemein zugänglicher Druckform veröffentlicht. 
Lassen wir es also dabei bewenden. 


3. 


Faksimile der Seite 3 der Verfügung Oberstaatsanwalts Schacht vom 28. Januar 1980 (lfd. S.2374 
2394 | der Akten). Wie zu sehen, ist dem Namen ‚Heinrich’ der Vermerk (u) zugeordnet, wie bei drei weiteren 
Namen ebenfalls. Heinrich war It. dieser Auflistung Mitglied des 2. Zuges (Zgfhr.Oscha Töpfer). Die 
mit roten Punkten versehehen Namen sind Männer, die - bis auf den bereits verstorbenen Elsässer Au- 
= 3i- guste Lohner - zum Zeitpunkt dieser Verfügung noch lebten und erneut vernommen worden waren. 

Lohner hatte schon 1945 und 1946 umfänglich ausgesagt. In keiner dieser Vernehmungen kommen 


IL. Zug jene kritischen Details der Aussage des Adolf Heinrich vor, die von Picaper, unter Nutzung der Re- 
Binder (+) cherchen von Frau Erkenbrecher, erwähnt werden. Lohner ist in seiner Aussage von 1945 in Colmar 
®Boos vor Kommissar Arnet der einzige, der den Namen ‚Heinrich’ als Mitglied des Erschießungskommandos 
Braschen jan Ensaclien (u) im Weinlager Denis erwähnt, dem er selbst angehörte. Diese Nennung durch Lohner sorgte dafür, daß 
Be Haseph Heinrich in Bordeaux als Täter bestimmt und in Abwesenheit zum Tode verurteilt wurde. Faksimiles 
Fritz () des Tathergangs It. Einstellungverfügung von OStA Schacht liegen nebst Kommentar im Ordner unter 
Gennari (+) ‚Tathergang Oradour gemäß Verfügung 1980’ bereit. 
eg = In der von Nicolas Mengus erstellten Kompanieliste, die auf allen erreichbaren Unterlagen basiert, 
Fräsen (+) findet sich Heinrich ebenfalls als Mitglied des 2. Zuges/4. Gruppe (vgl. Teil Illc, S.3). Er wird dort als 
@Karweger Grenadier und MG-Schütze 1 geführt, d. h. er lag hinter der Waffe und schoß. Das stimmt mit seiner 
Kostmann “) Angabe überein. 
o_ Klon * Daß Heinrich mutmaßlich spätestens 1927, frühestens aber in der zweiten Hälfte des Jahres 1923 ge- 
“Nickel boren,?* während der 10 Monate verbleibender Kriegsdauer ‚mehrfach’, wie es heißt, verwundet wurde 
“Ochs und schließlich Rottenführer (=Obergefreiter) wurde, ist durchaus ungewöhnlich - zumindest was den 
Scheer ae Dienstgrad anbelangt. Es ist anzunehmen, daß es Heinrich wie vielen jungen Männern seiner Genera- 
as n tion ging, d. h. während des Arbeitsdienstes wurde er ‚freiwillig’ zur Waffen-SS geworben. Aber auch 
Stör (+) eine einschränkungslos freiwillige Meldung ist vorstellbar. Es ist bedauerlich, daß Picaper weder Hein- 
Toner. un (+) richs mutmaßlich erhaltene SS-Akte nebst Bild, noch auch die vollständige Aussage aus München von 
Walter, Eugen () 1956 oder schon vorher abgegebene Erklärungen veröffentlicht hat. Man darf hoffen, daß dies in Frau 


Erkenbrechers Dissertation der Fall sein kann. 


Die ‚kritischen Punkte’ der Aussage des Adolf Heinrich... 


Picaper ist uneingeschränkt der Auffassung, das Geständnis von Adolf Heinrich sei deshalb besonders glaub- 
würdig, müsse also, so darf man seine Einschätzung wohl auslegen, in jeder Falle als die volle und ganze Wahrheit 
angesehen werden, weil sich Heinrich freiwillig gestellt und ausgesagt habe. Dem würde man dann einschrän- 
kungslos zustimmen, wenn man 1.) naiv ist, und man 2.) keinerlei Widersprüche zu anderen Aussagen zur Kennt- 
nis nähme. Es kann Jean-Paul Picaper bescheinigt werden, daß er beide Bedingungen bei seiner Bearbeitung des 
‚Falles Heinrich’ in hohem Maße erfüllt hat. Damit zeigt er sich, trotz (anzunehmender) Beratung & Rücksprache 
mit einer Historikerin, eher dem Bonmot des Schriftstellers & Journalisten Mark Twain zugeneigt, der so unnach- 
ahmlich das Credo eines Teils seiner Zunft formuliert hat: 

„Never let the truth get in the way of a good story.” 

Was die ‚kritischen Punkte’ des freiwillig abgegebenen Berichts Adolf Heinrichs über seine Beteiligung am Mas- 
saker in Oradour angelangt, so werden diese jetzt einer nach dem anderen ‚kritisch? betrachtet. Nicht alle sind glei- 
chermaßen gewichtig, aber es soll dabei erneut gegen Picapers Auffassung verstoßen werden, man dürfe sich 
‚nicht in Einzelheiten verlieren’. Er selbst hatte sich in der Tat nicht in Einzelheiten verloren - oder vertieft. 

Begonnen wird mit Punkten, die die Umstände des Zustandekommens der Aussage thematisieren. Es wird da- 
bei zu manchmal längeren, auch mit Wiederholungen durchsetzten, Kommentaren kommen müssen. 


25 Die Arbeit wurde von Prof. Dr. Hans Günter Hockerts (Universität München) betreut und 2017 von der Doktorandin erfolgreich 
verteidigt. Mitte 2020 erschien bei Amazon die Ankündigung ihrer Veröffentlichung unter dem Titel „Oradour et les Alle- 
mands...”. Diese Anzeige ist inzwischen nicht mehr abrufbar. De Gruyter publizierte eine gleichartige Anzeige dieser Arbeit zum 
Preis von 54,95 Euro und der Angabe, sie werde 2022 verfügbar sein. Eine Vorbestellungsmöglichkeit, wie zuvor bei Amazon 
angeboten, entfällt bei De Gruyter: https://www.degruyter.com/view/title/547352 (im Dezember 2020 aufgerufen). 

26 Es heißt, Adolf Heinrich sei zum Zeitpunkt der Vorgänge in Oradour noch minderjährig, also noch keine 21 Jahre alt gewesen. 
Somit käme noch ein Geburtstermin in der zweiten Hälfte des Jahres 1923 in Frage. Auch die Tatsache, daß er Rottenführer wur- 
de, spräche eher, aber wiederum nicht zwangsläufig, für ein höheres Alter als das der, bis auf wenige Ausnahmen, 1926 gebore- 
nen zwangsrekrutierten Elsässer in der Division. 


1.) Der Anlaß für Heinrichs Selbstanzeige, mutmaßlich schon im Jahre 1953, ist deutlich genannt: Er liest ‚in 

der Zeitung’? und erfährt, ein ‚Heinrich’ sei im Prozeß von Bordeaux zum Tode verurteilt worden. Ihm ist 

offensichtlich sofort klar, daß er gemeint ist. Er verhält sich nicht still, sondern geht sofort oder bald... 
Einwurf: Heinrich hatte also, bis er seinen Namen in der Zeitung las und von seiner Verurteilung zum Tode in Abwesenheit erfuhr, seit 
1944 mit der von ihm als Grund für seine Selbstanzeige angegebenen Gewissenslast die gesamten neun Jahre gelebt. Damit ist sein Verhalten 
genau jenes, das andere in Oradour anwesende ehemalige SS-Soldaten zeigten, die nicht sofort entdeckt und inhaftiert worden waren: Abwar- 
ten und sich ruhig verhalten. War ihm also, so darf man fragen, nun erst der ‚Ernst der Lage’ klar geworden? Wäre es unzulässig zu vermuten, 
daß er vielleicht eine ‚Flucht nach vorne’ antrat, die sich bei ihm, aus seiner persönlichen Disposition heraus, in der dann folgenden Hand- 


lung einer Selbstanzeige manifestierte; bei anderen Betroffenen aber eben anders? 


2.) ...zu einer Stelle der amerikanischen Besatzungsbehörde in Bayern und stellt sich, sagt mutmaßlich: 
„Ich bin jener Heinrich, der in Bordeaux zum Tode verurteilt worden ist....” Was er weiter gesagt haben könnte, 
ist nicht so klar. Vielleicht „Nehmen Sie mich fest und liefern Sie mich nach Frankreich aus!” ? Hatte der da- 
mals mutmaßlich 26-jährige Heinrich keine anderen Pläne? Auf das gewisse Maß an psychologischer Merk- 
würdigkeit dieses Verhaltens wurde schon hingewiesen (vgl. S.5). Aber man weiß ja nicht, was in dem mit Si- 
cherheit vom Krieg mehr als mitgenommenen jungen Mann vorging. Und so muß man sein Ansinnen einfach 
zur Kenntnis nehmen. Es fällt auf, daß Heinrich nicht sofort zur deutschen Justiz ging. Ob er dieser damals, 
wie manche kritischen Historiker in hohem Maße heute, nach rückwärts blickend, nicht ‚über den Weg traute’ 
und glaubte, sein Anliegen werde dort in die ‚falschen Hände’ geraten, in jene der dort schon wieder präsen- 
ten ‚alten Nazis’, die sein Ansinnen nicht ernstnahmen, es ihm gar übelnehmen würden? Man weiß es nicht.Es 
ist auch eher nicht anzunehmen. Möglicherweise war die Reihenfolge in solchen Dingen damals eben zu- 
nächst der Gang zur Besatzungsmacht. Oder dachte er vielleicht, sich gleich unter den Schutz der Besat- 
zungsmacht zu stellen, obwohl dies seinem Ansinnen, sich stellen zu wollen, eher entgegenstünde? Schlug er 
vor „Ich sage alles aus, wenn sie mir Schutz garantieren.”? Vielleicht eine zu ‚amerikanische Lösung’, die er 
den Amerikanern da vorgeschlagen hätte. Diese hatten ja mit Oradour wohl kaum etwas im Sinn. Alles Speku- 
lationen... Frau Erkenbrecher könnte dazu sicher einiges sagen, denn sie ist „die Expertin in der Sache”, wie 
Jean-Paul Picaper schreibt. 


Einwurf: Picaper, der offenbar eine Überstellung des Heinrich nach Frankreich für möglich hält, schreibt, dieser „wäre...nur zu einer Ge- 
fängnisstrafe verurteilt worden, doch er wollte sein Gewissen erleichtern.” Eine eigenwillige Ansicht - auch ‚inhaltslogisch’ interessant: Es 
wäre nur eine Haftstrafe, und nicht die Vollstreckung der gemäß französischem Rechtsbrauch bei abwesenden Angeklagten einheitlich 
auszusprechende Todesstrafe geworden - ein Urteilsspruch, der ‚deutschem’ Rechtsbrauch im übrigen fremd war. Aber Heinrich wollte 
„sein Gewissen erleichtern” fährt Picaper ‚stolpernd’ fort. Daraus darf man folgern, daß eine Gefängnisstrafe in Frankreich Heinrichs Ge- 
wissen nicht hinreichend erleichtert hätte. (Daß hier nicht Heinrich selbst ‚spricht’, sondern sein Ausdeuter Picaper, dürfte klar sein.) 
Nun hätte Heinrich - angenommen, er sei als Bayer Katholik gewesen - oder nach einer mutmaßlichen SS-Phase der ‚Gottgläubigkeit’, 
wieder, reumütig auch hier, in den Schoß der Kirche zurückgekehrt - sein Gewissen vorerst einmal dadurch erleichtern können, daß er zu 
einem Priester gegangen wäre und alles gebeichtet hätte. Das Weitere hätte sich dann schon gefunden. Eine solche Beichte hätte allerdings 
auch erst dann stattgefunden, nachdem Heinrich die Zeitung gelesen hätte, so darf man mutmaßen. Dieser saloppen, aber nicht unrealisti- 
schen Betrachtungsweise widerspricht aber Heinrichs berichtetes Verlangen: Er will für seine Schuld, die er drückend empfindet, spürbar 
büssen. Sollte man also annehmen, daß er im Prinzip sogar seine Hinrichtung in Kauf nehmen wollte, als er mutmaßlich erwartete, nach 
einer Selbstanzeige verhaftet und nach Frankreich gebracht zu werden? Jede andere Bestrafung, also etwa die wenigen Jahre Gefängnis, 
was hätten sie ihm an Gewissenserleichterung gebracht? Es wäre ihm ja dort dann auch nicht anders ergangen, als den anderen deutschen 
Verurteilten, die ihre verhängten Strafen nicht voll absitzen mußten, was Heinrich allerdings so noch nicht wissen konnte. Heinrich hätte 
aber auch innerhalb der Grenzen der Bundesrepublik, nicht allzu weit im Westen, direkt bei der französischen Besatzungsmacht vorstellig 
werden können, in Ravensburg, Tübingen oder Rastatt - Freudenstadt hätte er wohl eher vermieden. Das tat er aber offensichtlich nicht. Der 
Fall ist psychologisch interessant und bedürfte der Einschätzung eines erfahrenen Psychiaters, möchte man meinen. Denn - man mag sich 
sträflich irren - das Bild des Adolf Heinrich formt sich eher in Richtung eines mental/seelisch nicht mehr ganz stabilen jungen Menschen, 
der sich entschlossen hatte, rücksichtslos gegen sich selbst, einen einmal als richtig eingesehenen Weg zuende zu gehen. War er vielleicht 
sogar doch bei einem Priester gewesen, der ihm den Rat gegeben hatte: „Mein Sohn, folge der Stimme deines Gewissens...” ? Man weiß das 
alles nicht. Und Heinrich war vielleicht Protestant. Aber auch ein protestantischer Pfarrer hätte Hilfe geben können... 
Soweit der Versuch das psychologisch ungewöhnliche Verhalten jenes Adolf Heinrich vage, und unter allem Vorbe- 
halt und einer Prise Sarkasmus zu betrachten, dessen auslösendes Moment, nach Jahren eines mutmaßlich von massiven 
Gewissensbissen eher unbehelligten Lebens - zum damaligen Zeitpunkt vielleicht eher als Existenzkampf zu bezeichnen 
- die Konfrontation mit dem eigenen Namen bei der Lektüre der Zeitung gewesen sein soll. Man kann daraus auch 
schließen, daß Heinrich vom Prozeß in Bordeaux wußte und sich regelmäßig aus der Zeitung darüber informierte. Darf 
man vielleicht eine Panikreaktion des jungen Mannes vermuten, als er die Zeitung gelesen hatte? Was mag er sich über 
die Auswirkungen eines solchen ja zweifellos bedrohlich wirkenden Todesurteils aus Frankreich auf sein noch junges 
Leben in der noch jüngeren Bundesrepublik alles vorgestellt haben? 
Oder war es vielleicht so, daß Heinrich, trotz aller Gewissensbisse, auf etwas anderes hinauswollte, als er sich selbst 
anzeigte? Wollte er durch eine Verhandlung vor einem deutschen Gericht von seinem Todesurteil loskommen? 


27 Es ist nicht möglich zu eruieren, in welcher Zeitung Heinrich damals seinen Namen entdeckte. Daß dies aber möglich war, zeigt 
die Tatsache, daß z.B. in der Frankfurter Rundschau vom 14./15. Februar 1953 ein Artikel erschien mit der Überschrift „45 To- 
desurteile im Oradour-Prozeß”. Diese Information entstammt der Staatsexamensarbeit von Lars Elliger ‚Das Massaker von Ora- 
dour - Die deutsche Rezeption des Prozesses in Bordeaux 1953’, Bachelor+Master Publishing, Hamburg 2012. 


Auch hierzu würde eine Panikreaktion durchaus noch passen. Man kann diesen überraschenden Gedanken durchaus 
untermauern. Denn ein deutsches Gericht, das ein Verfahren noch 1953/54 gegen Heinrich geführt hätte - hypothetisch 
angenommen, weil dies auf massiven realpolitischen Gegenwind gestoßen wäre, und faktisch ja auch ist, ausweislich 
dessen, was Picaper über die Begründungen des Münchner Staatsanwalts preisgibt - soll man also im Ernst glauben, vor 
einem solchen Gericht hätte ein Staatsanwalt völlig anders plädiert? Hätte ein Gericht den Adolf Heinrich also nicht un- 
ter Hinweis auf einen Befehlsnotstand und seine Minderjährigkeit zum Zeitpunkt der Vorfälle von den Vorwürfen 
freigesprochen, mit denselben Begründungen also, derer sich tatsächlich die Staatsanwaltschaft in München bediente, 
als sie entschied, Heinrichs Selbstanzeige nicht weiter zu verfolgen (s.o. S.20). 

Die von Oberstaatsanwalt Brendel begrüßte ‚Beihilferechtsprechung’ (vgl. S.7 oben) war in jenen frühen Tagen noch 
ein ‚ungelegtes Ei’ der Justiz. Es galt das Militärstrafgesetzbuch mit dem Passus, der Vorgesetzte sei - mit zwei Ein- 
schränkungen für die Untergebenen - für einen verbrecherischen Befehl verantwortlich: 


Auszug aus dem Militärstrafgesetzbuch des Deutschen Reiches vom 20. Juni 1872, 8 47 
„Wird durch die Ausführung eines Befehls in Dienstsachen ein Strafgesetz verletzt, so 
ist dafür der befehlende Vorgesetze allein verantwortlich. Es trifft jedoch den gehor- 
chenden Untergebenen die Strafe des Theilnehmers: 

1) wenn er den ertheilten Befehl überschritten hat, oder 
2) wenn ihm bekannt gewesen, daß der Befehl des Vorgesetzten eine Handlung betraf, 
welche ein bürgerliches oder militärisches Verbrechen oder Vergehen bezweckte.” 


War dies also der eigentliche Beweggrund des Heinrich, vielleicht sogar durch eine vorherige, nicht bekannt geworde- 
ne Rechtsberatung empfohlen? Wollte er gar nicht nach Frankreich ausgeliefert werden und dort büßen? Hatte er es, in 
Kenntnis des Auslieferungsverbotes des Grundgesetzes, tatsächlich auf einen Prozeß in Deutschland angelegt, bei dem 
ihm seine Unschuld, mindestens im Sinne von Unverantwortlichkeit, bescheinigt werden konnte? Kein abwegiger 
Gedanke, könnte man wohl meinen. Und Heinrich erhielt dann ja durch die Einstellungsbegründung auch eine Art 
Freispruch 2. Klasse. Waren damit seine nagenden Gewissensbisse, von denen er so eindringlich berichtet zu haben 
scheint, beseitigt? Man weiß es nicht... Aber hatte ihn der Beschluß nicht wenigstens ein wenig ‚erleichtert’? 
Weiter zunächst, und zurück zu den den kritischen Betrachtungen: 


3.) Seine Vorsprache bei ‚den Amerikanern’ bringt ihn nicht ans Ziel, die Amerikaner schicken ihn fort, sagen 
ihm, er solle sich bei der zuständigen deutschen Stelle melden. Es ist anzunehmen, daß sich der amerikani- 
sche Militär, den Heinrich aufgesucht haben dürfte, über ‚that crazy German guy’ höchst verwundert, wenn 
nicht gar amüsiert war. Aber das ist selbstredend reinste Spekulation... 


4.) Heinrich wendet sich also weisungsgemäß an die deutsche Justiz, an einen Staatsanwalt irgendwo in der 
Nähe seines Wohnortes Schirnding, vermutlich in Wunsiedel. Was dort passiert, dürfte in Frau Erkenbrechers 
Doktorarbeit ausgebreitet worden sein. Picaper berichtet darüber nur, daß die ‚Sache Heinrich’ schließlich bei 
einem Karl Hans Born landet. Und dieser beginnt dann gleich mit seiner Vertuschungsarbeit, die ganz oben, 
in Bonn, der ‚provisorischen Hauptstadt Westdeutschlands’, im Außenministerium angesiedelt ist und betrie- 
ben wird. „Wenn man die Akten liest, traut man seinen Augen nicht” hatte Frau Erkenbrecher ja mitgeteilt, und 
so wird es dann auch wohl sein. Wer eherne & edle Maximen in der Politik erwartet, und vorgibt, solchen im 
Fall des Falles selbst stets zu folgen, oder wenigstens dafür kämpft, daß andere sich gefälligst an solche Maxi- 
men zu halten hätten, der wird in der Realpolitik tiefste Enttäuschungen erleben müssen und als ‚kritischer’ 
Historiker hinreichend Stoff zur Geißelung der lamentablen Zustände in petto haben. Und allem Anschein 
nach wurde die Causa Heinrich aus realpolitischen Erwägungen nicht weiter verfolgt. Die damalige Lage war 
komplexer, als daß sie sich im einfachen Schwarz-Weiß-Schema zufriedenstellend darlegen ließe. 


Anmerkungen zu den allgemeinen Umständen des ‚Falles Heinrich’ sollen hiermit enden, ohne daß sie als voll- 
ständig bezeichnet werden könnten. Mehr dürfte der Dissertation von Frau Erkenbrecher zu entnehmen sein. 


Angefügt seien nun noch einzelne 


Fragen, Einwände und Korrekturen, 
die sich auf die in Picapers Kapitel eingefügten direkten und indirekten Zitate aus der Aussage Adolf 
Heinrichs beziehen und diese auf ihre Stichhaltigkeit zu prüfen versuchen. 


a) Picapers Wertung der Aussage Heinrichs als „Geständnis von erstaunlicher Ehrlichkeit” ist durchaus bezeich- 
nend für eine Haltung zu Aussagen deutscher Zeugen. Der Eindruck, daß das, was zur ‚offiziellen Erzählung’ 
paßt, als ‚ehrlich’, weniger bis gar nicht Kompatibles als ‚Erfindung’ oder ‚Absprache? qualifiziert wird, sind in 
der Literatur keineswegs selten. Man muß dies auf sich beruhen lassen, solange unwiderlegbare Beweise oder 
schlüssige Herleitungen nicht angeboten werden können. Auch bei Heinz Barth und den vom Ost-Berliner Prozeß 
1983 im Urteil festgeschriebenen ‚Tatsachen’ ist dies festzustellen. Wobei hier deutlich zu betonen ist, daß kein 
Verdammungsurteil über jegliche ‚passende? Aussage gesprochen sein soll. Es fehlt eben manchmal nur die vom 
Prinzip her notwendige kritische Differenzierung und Würdigung aller Aussagen und Aspekte. 

b) Sollte in Heinrichs Aussage stehen, daß Saint-Junien - als Ort des ‚Biwaks’(!) - „ganz ersichtlich wegen dieser 
Nähe” zu Oradour-sur-Glane gewählt worden sei, so würde dies seine Unkenntnis des tatsächlichen Zusammen- 
hangs zeigen. Sollte es Picapers interpretierende Einfügung sein, so gälte diese Einschätzung für ihn ebenso und 


wäre angesicht zugänglicher Informationen ein ziemlicher Lapsus. Die Gründe für die vorübergehende Stationie- 
rung des 1. Bataillons in Saint-Junien sind ausführlich im „Sonderkapitel Saint-Junien’ dargelegt worden, unter- 
mauert durch die dazu vorliegenden deutschen Quellen und Aussagen, ergänzt oder kontrastiert durch die eben- 
falls vorhandenen französischen sachlichen Aussagen, gelegentlichen fantasierenden Ausschmückungen und Spe- 
kulationen. 


ce) Die Schilderung Heinrichs zum anfänglichen Verlauf des Einsatzes in Oradour ist kursorisch im Vergleich zu 
dem, was sowohl von anderen deutschen Soldaten, wie von den Elsässern an detaillierter Schilderung der Vor- 
gänge vorliegt. Heinrichs überlebende Kameraden aus dem 2. Zug sind da weitaus gesprächiger. Heinrichs Anga- 
ben könnten sogar ausschließlich zeitgenössischen Kurzberichten der Zeitungen entnommen sein, was aber hier 
nicht unterstellt werden soll. So bleibt nur festzustellen, daß Heinrich von dieser Phase des Einsatzes wenig mit- 
bekommen oder in Erinnerung behalten hat. Er läßt die gesamte Kompanie das Dorf umschließen und die gesam- 
te Kompanie dann nach und nach die Dorfbewohner zusammentreiben. Heinrich stellt seine eigene Rolle dabei 
nicht en detail dar. Allerdings könnte angenommen werden, daß sich in der originalen, vollständig protokollier- 
ten Aussage mehr dazu findet. Damit sei wiederholend gesagt, daß es bedauerlich und im Grund auch unver- 
ständlich ist, daß Picaper dieses wichtige Geständnis nicht vollständig und auch im Faksimile übernommen hat. 


d) Heinrich sieht als einziger Zeuge vor Ort, daß nicht nur Bürgermeister Desourteaux, sondern auch der Pfar- 
rer - mutmaßlich Abbe Lorich - mit Diekmann und Kahn wegen der Geiseln verhandeln. Das ist noch nicht 
einmal einem jener fünf überlebenden Franzosen aufgefallen, als diese schilderten, wie „ein Offizier” vom Bür- 
germeister die Gestellung von Geiseln verlangte. Von regelrechten ‚Verhandlungen’ ist bei diesen Zeugen auch 
nicht die Rede. Es wird gefordert, und es gibt nur die Beobachtung, daß der Bürgermeister und der Offizier, den 
man für Diekmann halten darf, sich eine Weile vom Dorfplatz wegbewegen, angeblich in Richtung oder sogar zur 
Bürgermeisterei. Heinrich hat also ein interessantes Detail mehr mitbekommen, als die jener Szene wartend ge- 
genüberstehenden Männer auf dem Dorfplatz - wenn es denn so war, wie er angibt... 


e) Der von Heinrich angegebene Grund für die von Diekmann geforderten Geiseln ist entweder eine ‚Eigenlei- 
stung’ des Zeugen, oder - wahrscheinlicher - eine Übernahme aus anderen, ihm bekannt gewordenen, falschen 
oder irrtümlichen Aussagen oder Berichten. Es gibt keine Aussage von Zeugen vor Ort, daß Diekmann lauthals, 
also auch für Heinrich und andere deutlich hörbar, dem Bürgermeister verkündet hätte, hier im Dorf habe es vor 
einigen Tagen einen Mord an einem durchfahrenden deutschen Bataillonskommandeur namens Kämpfe 
durch Maquisards gegeben und daher müssten nun soundsoviel Geiseln gestellt werden! Dieser Teil der Aussa- 
ge des Heinrich ist absurd. Sie erweist sich, verglichen mit dem, was durch diverse andere Aussagen beider 
Seiten vorliegt, als Nachklang von Gerüchten, die später zirkulierten. Damit wird klar, daß Heinrich hier sein 
„Geständnis von erstaunlicher Ehrlichkeit” mit etwas angereichert hat, was er später gehört oder gar noch spä- 
ter irgendwo gelesen haben muß. An dieser Stelle kommt Heinrichs Aussage in die Nähe der Qualität der an 
anderer Stelle dieser Texte zitierten Aussage des Elsässers Diebolt (im Ordner zu Teil I, ‚Paul Diebolt - Aussage’), und 
damit in den Bereich schlichter Unglaubwürdigkeit, müßte also mindestens den Historiker zu weiterer Vorsicht 
anhalten. Picaper dürfte aber solche Befürchtungen nicht gehegt haben, denn es kommt ‚noch dicker’... 


f) ...denn Heinrichs folgende Mitteilung ist höchst erstaunlich: Er bekommt mit, daß Diekmann Funkkontakt mit 
Limoges aufnimmt, dort Rat in der Sache und weitere Order einholt, und von dort dann den Befehl erhält, „daß 
das gesamte Dorf liquidiert werden müsse.” Um 14.30 Uhr, so fügt Heinrich hinzu, habe der allgemeine Vernich- 
tungsbefehl vorgelegen und sei dann in Angriff genommen worden. Dies ist die einzige Aussage dieses Inhalts, 
die man in der gesamten Literatur und in den überlieferten Aussagen über die Abläufe der Vorgänge im Dorf fin- 
den kann! Picaper hält diese Aussage des Heinrich für derart glaubhaft und wahrhaftig, daß er daraus einen 
Schluß ziehen zu können glaubt, den er wie folgt formuliert (vgl. oben S.21, Hervorhebungen: EL): 


[..] den Befehl zur vollstän- 


Der schreckliche Diekmann, 


„Denn es ergibt sich aus Heinrichs Aussage 


hat sichtbar 
Er hat seine Vorgesetzten beim Gefechtsstand in Limoges 


Einwurf: Da Picaper, wie schon angemerkt, die Beschäftigung mit Einzelheiten’ als ‚revisionistische’ Marotte abqualifiziert, die den 
‚Blick auf das Ganze’ nur trübe und folglich keine neuen Erkenntnisse ergeben könne, führt er hier unbeabsichtigt ein Paradebeispiel für 
das vor, was herauskommt, wenn seiner Maxime des Ignorierens von Einzelheiten Folge geleistet wird. Oder sagen wir es passender: Es 
ist ihm gelungen, sich selbst als seriösen Berichterstatter zu demontieren - in diesem Fall jedenfalls. Warum? 

1.) Es liegen keinerlei Aussagen oder sonstige Zeugnisse dafür vor, daß während des Einsatzes Funkkontakt mit Limoges aufgenommen 
wurde oder ein solcher Kontakt zustandekommen konnte. (Einer der Überlebenden erwähnt, aus einem Lautsprecher im unteren Dorf sei- 
en Stimmen und Musik zu hören gewesen. Dabei dürfte es sich um den Befehls-SPW gehandelt haben, dessen Lautsprecher zum Mithö- 
ren aufgedreht worden war.) Auch der an anderer Stelle von Picaper als Zeuge benannte Otto Kahn hat nichts über Funkkontakte nach 
Limoges erzählt. Natürlich würde hier die probate Begründung greifen, Kahn habe damit seine Vorgesetzten in Limoges nach dem Kriege 
aus der Sache heraushalten wollen, und im Gegenzug hätten diese dann ihn vor Verfolgung geschützt. Das klingt plausibel, wird aber 
durch tatsächlich bekannte Fakten nicht unterstützt. Doch Picaper vertritt genau diese ‚französische These’... 


Was sagt Kahn 1962 wörtlich - und Barth in Ost-Berlin 1983 quasi in dessen Gefolge? Diekmann habe ihm, Kahn, in Sain-Junien den 
„vom Regiment” eingegangenen Vernichtungsbefehl für Oradour zur Kenntnis gegeben und von ihm die Ausführung verlangt. Also 
bevor die Kompanie abmarschierte. Heinrich bekommt im Gegensatz dazu mit, wie Diekmann in Limoges per Funk anfragt, was er 
nun tun solle, da man ihm die Geiseln verweigere, von denen im ominösen ‚Vernichtungsbefehl’ selbstredend keine Rede sein könnte, 
sondern allein im tatsächlich von Stadler gegebenen Einsatzbefehl, für den Fall, daß man Kämpfe nicht auffinden könne. Jener 
Helmut Kämpfe, dessen Erschießung, It. Heinrich, schon Tage vorher in Oradour die Begründung Diekmanns für die Forderung 
von Geiseln gewesen sein soll. Wohl ist an anderer Stelle von 40 in Oradour zur Sühne zu erschießenden Geiseln die Rede, im Zeugnis 
des französischen SD-Mitarbeiters und Dolmetschers Eug£ne Patry, (vgl. „Sonderkapitel Saint-Junien’ S.5 und passim), wozu wiederum 
Diekmann kaum längere Verhandlungen mit dem Bürgermeister und dem Pfarrer hätte führen müssen. Es sei denn, Diekmann hätte da- 
durch herausfinden wollen, welche Männer absolut zu verschonen wären, weil bestimmte Gründe vorlagen, die dies geboten hätten - Kol- 
laboration mit den deutschen Stellen etwa. Davon ist aber nie etwas von Zeugen erzählt worden, und es erscheint bzgl. Diekmanns ge- 
samtem Vorgehen auch eine kaum wahrscheinliche Möglichkeit zu sein. Die Aussage Heinrichs, Diekmann habe sich in Limoges per 
Funk Rat geholt, ist daher unglaubhaft. (Überdies gibt es eine konkrete Aussage zum Funkkontakt zwischen Limoges und Oradour, die 
noch weiter unten eingeführt wird.) Diekmann wußte, was er tun sollte: Kämpfe suchen, oder Geiseln mitbringen, falls Kämpfe nicht 
zu finden war. Heinrich wußte nichts über den Grund des Einsatzes. Andere Soldaten, sogar Kameraden seines Zuges, wußten es und 
haben den Grund deutlich benannt. Durch die verwirrende Weitergabe und Kombination verschiedener Darstellungen dessen, was Diek- 
mann in Oradour tun sollte und dann tatsächlich getan hat, entstand eine verwirrende Erzählung, die, ernstgenommen von einigen, wieder 
zu Überlegungen führen mußte, wie alles wohl ursprünglich zusammengehangen habe und abgelaufen sei. All dies paßt erwartbar ‚hinten 
und vorne’ nicht zusammen, weil darin nicht als falsch erkannte Angaben stecken, die zu Hindernissen bei der Rekonstruktion führten. 


Dazu ein kurzes , „klärendes” Intermezzo... 
..basierend auf Aussagen Stadlers (et al.), Kahns, Patrys und Adolf Heinrichs, das folgenden Ablauf ergäbe: 


a) Stadler schickt Diekmann nach Oradour. Befehl: Kämpfe suchen und befreien, oder alternativ Geiseln mitbringen 
für die bereits angelaufenen Austauschverhandlungen mit den Maquisards zur Freilassung des gefangenen Helmut 
Kämpfe. 

b) Diekmann kommt nach Saint-Junien zurück, er läßt Kompaniechef Kahn die 3. Kompanie marschbereit machen. 
Sein Einsatzbefehl: Oradour vernichten! - „vom Regiment” befohlen, wie er Kahn wissen läßt. Die Kompanie mar- 
schiert ab. 

c) In Oradour angekommen, spricht Diekmann vor der versammelten Bevölkerung von einem hier vor einigen Tagen er- 
mordeten Bataillonskommandeur Kämpfe. Als Sühne dafür seien Geiseln zu stellen. Der Bürgermeister verweigert 
dies. 

d) Diekmann holt sich nun per Funk Rat in Limoges, was er weiter tun solle, der Bürgermeister weigere sich, Geiseln 
zu benennen. (Offenbar hatte Diekmann den in Saint-Junien dem Kompaniechef Kahn ‚vom Regiment’ erteilten Befehl 
zur ‚Vernichtung Oradours’ beim Eintreffen im Dorf schon ‚vergessen’ und sich an den Befehl Stadlers erinnert, Geiseln 
einzubringen, den er gegenüber Kahn, wie auch den Namen Kämpfe, als Grund für den Einsatz, nicht erwähnt hatte. 
Kahn hingegen sagte aus, bei Eintreffen im Dorf sei gleich mit der Vernichtung begonnen worden, nur um sich wenig 
später im Rahmen derselben Aussage selbst zu widersprechen.) (Vgl. Teil IIIb, S.16 ff.) 

e) Stadler erteilt nun per Funkverbindung, die It. Aussage von Otto Weidinger während jenes Zeitraums aber gar 
nicht zustandekommen konnte, den Befehl zur Vernichtung des Dorfes. Diekmann geht, von alleiniger Verantwor- 
tung dafür befreit, sogleich eifrig ans befohlene Werk, zu dem er allerdings schon in Saint-Junien vor Abmarsch der 
Kompanie deren Chef Kahn den Befehl gegeben, dann aber die Leitung des Einsatzes doch noch selbst übernom- 
men hatte. 

f) Bei Rückkehr vom Einsatz meldet Diekmann Stadler, er habe Kämpfe nicht gefunden. (Dieser war ja, wie Heinrich 
angibt, schon Tage zuvor dort ermordet worden. Wollte man etwa nur die Leiche finden?) Stadler, der seinen per Funk 
nicht zu übermittelnden Vernichtungsbefehl inzwischen vergessen hatte, fragt nach den einzubringenden Geiseln, 
Diekmann hat keine mitgebracht, der Bürgermeister wollte ja keine benennen. Dafür hatte Diekmann dann gleich alle 
Männer in Oradour er-schießen lassen. Frauen und Kindern hatte er vergessen zu erwähnen. Möglicherweise zufrie- 
den damit, den Kahn in Saint-Junien erteilten, dann vergessenen, aber dann per nicht funktionierender Funkverbindung 
mit Limoges von dort durch Stadler nochmals und endgültig erteilten Vernichtungsbefehl ordnungsgemäß ausgeführt zu 
haben, ist Diekmann verständlicherweise bass erstaunt: Denn Stadler ‚explodiert’ angesicht der Meldung und droht 
Diekmann das Kriegsgericht wegen Nichtbe-folgung von Befehlen an. Lammerding, wenig Zeit später darüber infor- 
miert, ist auch mit einem solchen Verfahren einverstanden, sobald es die Umstände erlauben, wie er einschränkend 
mitteilt. Am Ende hat also Stadler offensichtlich seinen ursprünglichen ‚Vernichtungsbefehl’ und jenen später, per 
nicht funktionierendem Funk wiederholt erteilten, vergessen. Und Lammerding hat ja notorisch sowieso nichts 
mit irgendetwas zu tun und überdies auch später alles vergessen... 


Soweit das ‚Drama’, zusammengestellt gemäß den Inhalten von Aussagen Stadlers und der Offiziere in Limoges, den 
Aussagen von Otto Kahn, Heinz Barth, Eugene Patry und der neuesten Information aus dem „Geständnis von erstaun- 
licher Ehrlichkeit” des Rottenführers Adolf Heinrich aus dem Jahre 1956, sowie J.-P. Picaper als Berichterstatter. Ein 
solches Durcheinander kann nur entstehen, wenn man die Einzelheiten berücksichtigt. Picaper hatte also Recht! Nun 
aber ernsthaft weiter..... 


2.) Dem Kreis der Offiziere in Limoges entstammt der Hinweis, Stadler habe sich ärgerlich gezeigt, daß zur Zeit des Einsatzes in Ora- 
dour mit Diekmann kein Funkkontakt hätte aufgenommen werden können, da die Verbindung durch die herrschenden atmosphäri- 
schen Umstände nicht zustandekommen konnte. Es bedeutet, daß die Mittel für einen Kontakt vorhanden waren, sie aber umstän- 
dehalber nicht genutzt werden konnten. Es bedeutet auch, daß Stadler Koktakt aufnehmen wollte. Picapers Einwand dazu wäre vor- 
aussehbar: Es handelt sich um eine SS-Legende, die Stadler entlasten soll. Denn von ihm kam ja, so in Heinrichs „Geständnis von er- 


staunlicher Ehrlichkeit”, der Vernichtungsbefehl, gegen 14 .30 Uhr, also schon sehr früh, da ausweislich mehrerer französischer Aus- 
sagen die Truppe gegen 14.00 Uhr vor dem Dorf eintraf, und wenige Minuten später die ersten Fahrzeuge durchs Dorf rollten. An dieser 

Stelle also liegen selbst die französischen Zeugen, die in der Scheune überlebten, mit ihren Zeitabgaben ganz offensichtlich falsch. Dies 
sarkastisch anzumerken wäre wieder das typische Ausweichen der ‚Revisionisten’ auf Einzelheiten, die ja bekanntermaßen nichts bedeu- 
ten, oder nur dann etwas bedeuten, wenn sie ins Konzept passen. Nehmen wir besser an, Heinrich habe sich um mehr als eine Stunde ge- 
irrt, was ja ebenfalls bekanntermaßen nur menschlich ist. Zumal damals doppelte Sommerzeit galt. 

Was Stadler übrigens per Funk Diekmann fragen wollte, wenn die Verbindung geklappt hätte, ist im Grunde sonnenklar: „Diekmann, 
haben sie Kämpfe gefunden?” „Nein, Standartenführer, er ist nicht hier.” „Zum Teufel nochmal! Dann bringen Sie aber auf jeden Fall 
Jetzt Geiseln mit zurück. Der Mann, den wir zum Maquis geschickt haben, hat sich auch noch nicht gemeldet. Die Sache fängt langsam an 
zu stinken...” usw. Was wäre wahrscheinlich alles nicht passiert, wenn die Funkverbindung funktioniert hätte und Stadler diese na- 
heliegende Frage hätte stellen können! Heinrich hingegen berichtet zu all dem etwas ganz anderes. Es ist beinahe ein Wunder, wie MG- 
Schütze 1 Adolf Heinrich die Details, die er erzählt, mitbekommen und behalten haben kann, wenn davon seine überlebenden und spä- 
ter aussagenden Kameraden nicht das Geringste mitbekamen und dazu mitzuteilen hatten... 


3.) Heinrich erzählt dann, daß die Männer in die Scheunen und die Frauen und Kinder in die Kirche gebracht werden. Auf die Reihen- 
folge kommt es dabei nicht an, das kann im Gedächtnis durcheinandergehen. Nicht aber in der Realität und auch nicht in den damals 
schon verfügbaren Broschüren. Die von Heinrich beobachteten ‚Verhandlungen’ zwischen Diekmann und Bürgermeister nebst Pfarrer 
fanden nach der Verbringung der Frauen und Kinder in die Kirche statt, sei hier nur der Ordnung halber angemerkt. 


4.) Heinrich erwähnt dann das nie ganz geklärte Signal für die Erschießung der Männer, den ominösen ‚Revolverschuß’. Anderweitig 
liest man von einem ‚Feuerstoß’ aus einer Maschinenpistole.”® Die Erschießungen sollen, offizieller Zeitangabe gemäß, gegen 16.00 Uhr 
eingesetzt haben, unmittelbar nach einer Explosion. Das kann man in Oradour auf einer Informationstafel lesen. Von einer Explosion 
allerdings hat Heinrich offenbar nichts gehört; oder sie war nicht auffallend genug, um in seinem Gedächtnis haften geblieben zu sein. 
Dann folgt sein Geständnis, er habe auf die Franzosen, die er den Befehl hatte zu erschießen, mit seinem MG gezielt.” Dies bezieht 
sich mit Sicherheit auf das Erschießungskommando vor dem Weinlager Denis, dem er angehörte. Auch der Elsässer Auguste Lohner 
gehörte dazu. (Er hat Heinrich als Mitglied dieses Kommandos benannt, in seiner Aussage von 1945 vor Kommissar Arnet in Colmar, was dazu 
führte, daß Heinrich in die Liste der zu suchenden Soldaten der 3. Kompanie gelangte und schließlich auch zu seiner Verurteilung zum Tode in 
Abwesenheit.) Dann folgt noch das, was mit Sicherheit zur Qualifizierung der Aussage Heinrichs als einer ganz außerordentlich ehrlichen 
und wichtigen führte, und auch in Frau Erkenbrechers Wahrnehmung etwas ganz Außerordentliches darstellt, wie sie in der Fernsehdo- 
kumentation mit sichtlichem Nachdruck feststellte. Heinrich sagt: 

„Wir fanden uns dann in der Nähe der Kirche ein. Man erteilt uns den Auftrag, mit unseren MG durch die Tür auf 

die Frauen und Kinder zu zielen. Ihr Weinen und Schreien war schrecklich. In völliger Verzweiflung versuchten 

einige Frauen herauszukommen. Sie wurden alle niedergemacht.” 


Ein erschreckender Vorgang, geschildert bzw. gestanden von einem, der dort mitschoß. Mitschießen mußte. Daß diese Handlung und die 


dabei wahrgenommenen Bilder Adolf Heinrich verfolgt haben, will man gerne glauben. Er wird davon wieder und wieder geträumt und 
alles dabei wieder und wieder erlebt haben, Über derlei traumatisierende Erlebnisse gibt es Berichte vieler damaliger Soldaten.” 


5.) Merkwürdig, daß es Picaper notwendig findet, dem damaligen Staatsanwalt strikteste Neutralität und Objektivität bei der Aufnah- 
me des Geständnisses zu bescheinigen. Sollte man dergleichen nicht als selbstverständlich erachten? Will er damit erneut unterstreichen, 
daß die vorliegenden Aussage Heinrichs auf jeden Fall in allen Punkten der Wahrheit entspricht? Es könnte aber auch getrost ein Hin- 
tergedanke beim ihn in Erwägung gezogen werden, äußert er sich doch über andere, namentlich, wenn es sich um ehemalige SS-Männer 
handelt, tendenziell in Richtung einer zu erwägenden Manipulation der abgegebenen Versicherungen. Da ist es dann schon ein großes 


28 Die französischen Überlebenden - außer Mathieu Borie in seinem Tagebuchbericht, der von einer „schrecklichen Maschinenpi- 
stolensalve” schreibt - hören eine „Explosion”, unmittelbar nach welcher die Erschießungen in den Scheunen einsetzen. Insofern 
wird diese Explosion als Zeichen für den Beginn der Erschießungen interpretiert. Das ist insofern eine wichtige ‚Einzelheit’, als 
keiner der deutschen oder der elsässischen Soldaten je von einer Explosion als mitgeteiltem Signal für die Erschießungen gespro- 
chen hat. Es handelt sich bei der Qualifizierung der Explosion als Signal ausschließlich um eine Interpretation der französischen 
Überlebenden, die durch die unmittelbare Aufeinanderfolge beider Ereignisse naheliegt, aber dennoch nicht zwangsläufig die 
richtige sein muß. Jedenfalls ist von Bedeutung, daß der ‚ehrliche Heinrich’ auch von einem ‚Pistolenschuß’ als Signal spricht, 
und nicht etwa von einer Explosion. Im Prozeß in Bordeaux hatte dann Mathieu Borie plötzlich auch eine ‚Explosion’ gehört... 

29 Er spricht nicht davon - wie eine Reihe anderer Kameraden in ihren Aussagen - daß seinem Kommando vorher gesagt worden 
sei, es handele sich um Partisanen, die man erschießen müsse. Er sagt nur, er habe sie erschießen müssen. Picaper hat vielleicht 
einen solchen durchaus wichtigen Hinweis von Heinrich nicht in seinen Text übernommen, weil er ihn für eine das Gesamtbild 
unnötig beeinträchtigende ‚Einzelheit’ hielt. 

30 Auch Werner Christukat, der in der Nähe der Kirche von Oradour war und die Explosion beschreibt, die sich plötzlich ereignete, 
erzählt in einem Fernsehinterview in sichtlicher seelischer Erregung und Erschütterung und in einfachen Worten, wie die un- 
menschlichen Schreie der Frauen und Kinder, die sich über den kaum verhallenden Explosionslärm erheben, ihn bis heute nicht 
verlassen haben. Auch Christukat war, wie Adolf Heinrich, MG-Schütze, hatte aber eine Beteiligung an irgendwelchen Tötungen 
mit seiner Waffe von Beginn an bestritten. Frau Erkenbrecher dürfte da wohl anderer Meinung sein, mutmaßlich vor dem Hinter- 
grund des Geständnisses von Heinrich, dessen Entdeckung sie sich ganz persönlich zugutehalten kann. Und die Herren Brendel 
& Willms hatten Christukat beinahe soweit, daß er selbst schon deren Rekonstruktion akzeptierte, wo die beiden es ihm doch so 
deutlich bei ihrer Vernehmung - mit Powerpoint-Unterstützung - vor Augen geführt hatten, die ohne einen Anwalt stattfand, den 
er nicht zu brauchen meinte, als sie ihn vorher pflichtgemäß gefragt hatten. So kann es gehen bei strengen Ermittlungen, die sich 
gegen den allerletzten ‚Mörder von Oradour’ richten. Die Schilderung der Szene findet sich in einem Artikel, der im Ordner die- 
ses Teils IIIb als „SPIEGEL-2014-12-Brendels Liste’ abgelegt ist, dort insonderheit S.5, linke Spalte. 


Verdienst von Michel Baury, daß dieser genau eine solche manipulierende Weise des Protokollierens von Aussagen ausgerechnet von 
dem Oradour-Überlebenden Marcel Darthout im Jahre 2015 - ohne diesen gedrängt zu haben - bestätigt bekommt (vgl. „Sonderkapitel 

Gerüchte über Verrat’, S.9, abgelegt im Order von Teil IIa). Wer hätte das gedacht! Picaper konnte das Buch von Baury allerdings noch nicht 
kennen, da es erst fünf Jahre später, mit empörter journalistischer Begleitmusik, auf dem Markt erschien. Es ist eben immer noch nicht 
‚alles gesagt’ und ‚alles bekannt’ und manche ‚Einzelheiten’ sind doch ganz verblüffend... 

6.) Warum auf die ganz besondere Bemerkung des Heinrich, die dann folgt, nicht in kritischer Weise eingegangen wird, erstaunt sehr, 
sagt dieser doch in Picapers Wiedergabe der originalen Äußerung, „daß ihn Gewissensbisse geplagt hätten, als er erfuhr, man habe Ora- 
dour „aus Versehen zerstört”. Das ist nun schon ein ‚dicker Hund’! Gewissensbisse, und das, was sich daraus bei Heinrich in Form einer 

Selbstanzeige entwickelte, weil womöglich das falsche Oradour zerstört worden ist? Denn, so schreibt Picaper, Heinrichs Einlassung 
fortsetzend, weiter: „es gab wenigstens acht Dörfer in der Gegend, die sich Oradour nannten, und Major Kämpfe sei in einem anderen Ora- 
dour getötet worden, so habe er gedacht.” Souverän über diese Merkwürdigkeit hinweggehend, schließt Picaper unmittelbar daran seiner- 
seits eine Feststellung an, die an dieser Stelle wiederholt werden soll, damit auch optisch der ‚Zusammenhang? auf einen Blick erfaßt 
werden kann: 

„Tatsächlich wurde Kämpfe, wenn es so gewesen ist, nicht in irgendeinem Oradour erschossen, wie wir es gezeigt ha- 
ben. Was aus dieser Aussage hervorgeht, wie aus jener von Barth und von Kahn, ist, daß man am Vortag beschlossen 
hatte Oradour zu „liquidieren”, und daß die Frauen und Kinder in der Kirche eingeschlossen worden waren, um sie 
nach den Männern zu beseitigen. Es war totaler Vorsatz und die Abschlachtung war organisiert.” 

Das ist alles, was Picaper in direktem Zusammenhang mit der vorhergehenden Äußerung des Heinrich zu sagen hat. Man ist verblüfft! 
Offenbar will ihm nicht auffallen, daß Heinrich deutlich sagt, Gewissensbisse hätten ihn erst dann geplagt, als er erfahren habe, daß 
Major Kämpfe in einem anderen Ort namens Oradour erschossen worden wäre, folglich also das ‚falsche Oradour’ und seine 
Bewohner ausgelöscht worden wären. Doch Picaper blickt allein auf den letzten Teil des Satzes und sagt daraufhin - zu Recht - Käm- 
pfe sei in überhaupt keinem Ort namens Oradour erschossen worden. Aber danach zieht er sofort das Fazit aus der gesamten Aussage! 
Heinrichs unausgesprochene, logische Weiterführung seines Satzes scheint Picaper nicht einzufallen oder zu interessieren. Diese darf 
man nämlich wie folgt formulieren: 

„Wäre es das richtige Oradour gewesen, so hätte das, was ich getan habe, keine Gewissensbisse ausgelöst.” 

Sollte dies mindestens als ‚theoretisch korrekt’ gefolgert angesehen werden können, so klänge dieser Satz auf fatale Weise dem Geiste 
nach genau wie jener aus dem Protokoll der Vernehmung Otto Kahns im Jahre 1962, wo dieser angibt: Falls tatsächlich ein massakrier- 
ter deutscher Sanitätstransport vor Oradour gelegen hätte „hätte ich sicherlich keinerlei Einwände mehr vor dem Dorf gegen den Einsatz 
gemacht.” (vgl. Teil IIIa, S.12, Faksimile Mitte der Seite links). Und wohlgemerkt: Kahn spricht hier gemäß seiner vorherigen falschen Be- 
hauptung eines von Diekmann aus Limoges mitgebrachten sofortigen Vernichtungsbefehls, und nicht etwa von dem tatsächlich ge- 
gebenen Befehl der Suche nach Kämpfe und der Festnahme von Geiseln. 

Es ist ein weiteres Mal zu vermuten, daß Heinrich sich nicht auf seine persönlichen Erlebnisse allein verläßt, sondern seither Gehörtes 
einbezieht. So ist auffällig, daß die These von einer Verwechslung Oradours zu Tage kommt, deren Quelle nicht bei der Waffen-SS zu 
suchen ist. Sie wird vermischt mit einem kursierenden Gerücht über die Erschießung eines nicht näher bezeichneten Offiziers, der bei 
Heinrich irrigerweise den Namen des zum Zeitpunkt der Vorgänge in Oradour noch als vermißt geltenden Helmut Kämpfe angehängt be- 
kommt, über dessen Freilassung von Stadler kurz vorher Verhandlungen mit dem Maquis eingeleitet worden waren. Da Diekmann dies 
wußte, kann er nicht vor den versammelten Dorfbewohnern das gesagt haben, was ihm der Augen- und Ohrenzeuge Heinrich in den 
Mund legt. Heinrich unterliegt hier keineswegs einem einfachen Irrtum, sondern er fantasiert regelrecht etwas zusammen. 

7.) Am Schluß wiederholt Picaper das, was auch schon Frau Erkenbrecher in der Fernsehdokumentation falsch behauptet hat - eine Ne- 
bensächlichkeit im großen Zusammenhang selbstverständlich. „Barth und Heinrich” sind nicht „die einzigen Teilnehmer des Massakers 
gewesen, die zugaben, selbst den Abzug betätigt zu haben.” Sowohl die Deutschen Pfeufer, Daab und Frenzel, wie die Elsässer Lohner, 
Busch und Grienenberger, haben, bei ersten Verhören und später beim Prozeß in Bordeaux, ihre Teilnahme an Erschießungskomman- 
dos eingestanden. Daß dies sowohl Frau Erkenbrecher, als auch Herrn Picaper nicht bekannt gewesen sein sollte, ist eher auszuschlie- 
ßen. Frau Erkenbrecher dürfte sich insofern mißverstanden fühlen können, als sie vielleicht nur freiwillige, aus eigenem Antrieb erfol- 
gende Geständnisse gemeint hat. Dabei wäre sie allerdings im Falle des Heinz Barth doch ein wenig übers Ziel hinausgeschossen. Denn 
dieser wurde durch die Vernehmungsoffiziere der Stasi nach und nach zu seinen Geständnissen hingeführt. 


Endeinschätzung: 


Im Kapitel seines Buches über das sensationelle Geständnis des Rottenführers Adolf Heinrich ist Jean-Paul Pi- 
caper der Journalist, als der er jahrelang für Zeitungen arbeitete, jedenfalls kein alle vorliegenden Fakten und 
Aussagen auswertender, kritisch prüfender ‚Historiker’. Das dürfte überdies auch nicht sein Ziel gewesen sein. Im 
übrigen gilt weiterhin das, was schon oben teilweise zu den auch juristisch verwirrenden Verhältnissen jener Über- 
gangszeit der jungen Bundesrepublik Deutschland geschrieben wurde. Diese verstand sich als Erbin der Folgela- 
sten, die die 12 Jahre der NS-Herrschaft erzeugt hatten. Daraus mag man den Schluß ziehen, daß es die allererste 
Aufgabe gewesen wäre, alle Anstrengungen dazu zu unternehmen, die Lasten zu beseitigen, Belastete also durch 
Unbelastete konsequent im Rahmen der neuen rechtsstaatlichen Rechtsordnung verfolgen zu lassen. Das wäre die 
Forderung des argumentierenden ‚Lehnstuhlinhabers’, die des späten Betrachters und vor allem Richters. So lief 
alles natürlich nicht ab. 

Doch mag man eine offizielle Verhinderung eines deutschen Oradour-Prozesses, der mit und mittels des ‚Kron- 
zeugen’ Adolf Heinrich „eine frühe Aufarbeitung des Falles Oradour” hätte werden können, nicht schlüssig zu er- 
kennen, trotz Frau Erkenbrechers dahingehende Vorwürfe, die sie aus den ihr zugänglich gewordenen Akten for- 
mulieren zu dürfen meint. Denn zum einen wurde die ‚Akte Heinrich’ gemäß Beschluß der Münchner Staatsan- 
waltschaft mit juristischer Begründung geschlossen. Und zum anderen war das, was wie Verhinderung aussicht, 


überwiegend der Einschränkung der juristischen Möglichkeiten, und der Realpolitik der damaligen Jahre ge- 
schuldet. Historiker, die diese Faktoren nicht hinreichend und emotionsfrei berücksichtigen, gehen in der Sache 
fehl, da sie so in der Gefahr stehen, einem ideologisch markierten Pfad zu ihren ‚neuen Erkenntnissen’ zu folgen. 


Was schon angemerkt wurde, soll hier bekräftigend wiederholt werden: Eine Aussage wie die des Adolf Hein- 
rich wäre in einem Prozeß mit anderen Aussagen konfrontiert worden. Es hätte, soweit nötig und möglich, Ge- 
genüberstellungen gegeben, Offiziere hätten ausgesagt, man hätte wahrscheinlich auch Heinrich selbst in ir- 
gendeiner Weise begutachten lassen. Aber dies ist alles völlig nichtig, wenn die realpolitische Situation und die 
juristischen Besonderheiten zwischen den Siegermächten, bzw. Frankreich und der Bundesrepublik jener Jahre, 
als ‚Grenzsteine’ mit bedacht werden. Die Einschätzung, die sich in Frau Erkenbrechers Satz „Wenn man die Ak- 
ten liest, traut man seinen Augen nicht” deutlich widerspiegelt, führt insofern zu einer quasi ‚besserwisserischen’ 
Haltung, als daß so einerseits erhebliche Vorwürfe in die Vergangenheit hinein gerichtet werden können, als auch 
andererseits diese Vergangenheit nicht in ihren damaligen Grenzen des Möglichen, und zweifellos auch des Op- 
portunen, und den dergestalt bedingten Abwägungen nachvollziehbar gemacht wird. 

Worum es damals jenen auf beiden Seiten, die Entscheidungen trafen, ging, bleibt so im Dunklen. Von dieser ‚fin- 
steren Vergangenheit’ setzt sich die Gegenwart mit ihrer ‚geläuterten Rechtsprechung? als der endliche Schritt in 
die richtige Richtung ab. In solcher Sicht diente die Dokumentation aus dem Jahre 2014 auch der Profilierung der 
Zentralstelle für die Verfolgung Nationalsozialistischer Gewaltverbrechen in Dortmund, war eine Art ‚Fernsehbei- 
lage’ zur damals vorbereiteten Anklage gegen Werner Christukat. für dessen Schuldnachweis sich die Ermittler so 
sehr ins Zeug gelegt hatten. Die endgültige Ablehnung des Gerichts, einen Prozeß auf der vom Oberstaatsanwalt 
vorgelegten, mehr als dünnen Beweislage zu eröffnen, ließ die Vorarbeiten in Sachen ‚Späte Sühne für Oradour’ in 
diesem Falle vergeblich gewesen sein. 


Zum Schluß sei noch allgemein, aber auch in Bezug zu den im Text oben erwähnten und geschilderten Tathypo- 
thesen, Vernehmungen etc. ein Zitat eingeführt, im welchem Grundsätze dargelegt werden, die sich im Justizwe- 
sen herausgebildet, ihre Tragfähigkeit erwiesen haben, auf Erfahrungen beruhen, die tausendfach gemacht wurden, 
und deren daraus gezogene Schlüsse sich bestätigt haben - von den sprichwörtlichen Ausnahmen abgesehen. Der 
Jurist Rainer Thesen soll ein weiteres Mal zitiert werden. Er schreibt?! (Hervorhebungen: EL): 


„Somit muß auch bei der Vernehmung eines Beschuldigten von Anbeginn an die Möglichkeit bedacht werden, daß 
sich der Sachverhalt tatsächlich völlig anders darstellen könnte, als zum Zeitpunkt des Vernehmungsbeginns ange- 
nommen. „Beschuldigt heißt noch nicht schuldig”. Der Vernehmer ist nicht „dem Täter auf der Spur”, sondern der 
Wahrheit. Gerade bei der Beschuldigten- 
vernehmung ist es besonders wichtig, daß der Vernehmungsbeamte - und auch der Richter, dem ein polizeiliches Ge- 
ständnis vorliegt - keinesfalls mit der einzigen vergefaßten Hypothese an die Vernehmung herangeht, er sei „dem 
Täter auf der Spur”. Der Ermittlungsbeamte und der Richter sind immer nur „der Wahrheit auf der Spur”; und sie 
werden damit nur dann Erfolg haben, wenn sie mit alternativen Hypothesen in die Vernehmung des Beschuldigten 


Das wird dann häufig durch den soge- 


nannten Pygmalioneffekt verstärkt, d. h., das 
Der Vernehmer sollte deshalb stets 
die Alternative im Blick haben, daß auch ein anderer der Täter gewesen sein könnte, daß der Tatbeitrag des Be- 
teiligten unterschiedlich sein kann, daß das Verbrechen, das hier untersucht wird, gar nicht stattgefunden hat, oder 
daß der Beschuldigte doch nicht in dem Ausmaß schuldig geworden ist, als es zunächst den Anschein hat. 


Wie sich angesichts dieser Worte die Ermittlungsarbeit von Herrn Brendel und Herrn Willms und die Zuarbeit 
von Historikern und -rinnen qualifizieren ließe, ginge eher in Richtung eines „Dem Täter auf der Spur”. So könnte 
vielleicht deren ‚Voreinstellung? charakterisiert werden, selbst wenn eine solche Einschätzung von ihnen strikt zu- 
rückgewiesen würde. 


Im Rückgriff auf das bedeutungsschwanger inszenierte Foto des Ermittlers Stefan Willms (s. S.19 oben) als ‚Lerz- 
tem Nazi-Jäger’ und seine im hier gerade hergestellten Zusammenhang nun beinahe ungewollt ‚geständig’ wirken- 
den Worte „..und vor allen Dingen auch, daß ’ne gewisse Wahrheit verbreitet wird, was denn überhaupt geschehen 
is”, könnte die Einschätzung, sie alle seien mit Leidenschaft „Dem Täter auf der Spur”, als gar nicht so weit an der 
Realität vorbeigehend bezeichnet werden. 


31 Rainer Thesen ‚Die ungleiche Ahndung von Kriegsverbrechen...” Osning-Verlag 2016, S.245. Thesen stützt sich bei seinen Aus- 
führungen auch auf die von ihm angegebene Quelle: Bender, Rolf/Nack, Armin/Treuer, Wolf-Dieter ‚ Tatsachenfeststellung vor 
Gericht’, C.H.Beck, München, 3. Aufl. 


Nachträge 


Durch Werner Christukats Tod im August 2020 war den Ermittlern, nach dem 2015 erfolgten endgültigen 
Beschluß des zuständigen Gerichts, kein Verfahren zu eröffnen, das ‚Objekt’ ihrer juristischen Bemühungen 
endgültig abhanden gekommen. Die folgenden zwei Texte sind Beispiele für die Position, die Frau Erkenbrecher 
während und nach diesem gerichtlichen Entscheid einnahm. Der erste - hier neu formatiert und ohne die dazuge- 
hörenden Fotografien aus Oradour - entstammt dem SPIEGEL vom 10. Juni 2014.” (Kommentare: EL) 


Massaker im Zweiten Weltkrieg Der Tag, an dem die Zeit stehen blieb 

Für Frankreich war es ein Trauma, in Deutschland hörte kaum jemand davon: Am 10. Juni 1944 löschten 
deutsche Soldaten das Dorf Oradour-sur-Glane aus. 642 Menschen starben. Bis heute blieb der Ort, wie 
ihn die SS verlassen hatte. 


Von Andrea Erkenbrecher 
10.06.2014 
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Andrea Erkenbrecher, Jahrgang 1978, Studium der Neueren und Neuesten Geschichte, Alten Geschichte, Sozialpsycho- 
logie in München und Bordeaux. Freie Historikerin u. a. beim Max Mannheimer Studienzentrum Dachau und Sachver- 
ständige bei der Staatsanwaltschaft Dortmund. Dissertationsprojekt: "Oradour et les Allemands. Der deutsche Umgang 
mit dem village martyr Frankreichs." 


Oradour 


Oradour hat keine Frauen mehr 
Oradour hat keinen einzigen Mann mehr 
Oradour hat keine Blätter mehr 
Oradour hat keine Steine mehr 

Oradour hat keine Kirche mehr 
Oradour hat keine Kinder mehr 


keinen Rauch mehr kein Lachen 
kein Dach keine Speicher 

keine Heuschober keine Liebe 
keinen Wein keine Lieder mehr. 


Oradour, ich habe Angst zu hören 
Oradour, ich wage nicht 

mich deinen Wunden zu nähern 

deinem Blut deinen Trümmerstätten 

ich kann nicht ich kann 

deinen Namen weder hören noch sehen. 


Noch am Abend des 10. Juni 1944, als die Nachricht von den Ereignissen im Dorf Oradour-sur-Glane 
Paris erreichte, verfasste der französische Dichter und Dramatiker Jean Tardieu mit "Oradour" das wohl 
bekannteste Gedicht über das Geschehen. Mit Tardieus Lyrik verhält es sich ähnlich wie mit dem 
Verbrechen selbst: Beides ist in Deutschland kaum bekannt; in Frankreich dagegen, so sagt man, kenne 


jedes Schulkind den Namen "Oradour". [Auch wenn es nebensächlich ist: wie kann ein ‚Dichter in Paris’ schon am 
Abend dies alles schreiben, wenn selbst überlebenden Einwohnern das ganze Ausmaß der Schrecken nicht bekannt war?] 


In diesem Dorf mitten in Frankreich, etwa 20 Kilometer von Limoges entfernt, verübte eine Einheit der 
SS-Division "Das Reich" am 10. Juni 1944 das zahlenmäßig größte Massaker der Deutschen in 
Westeuropa während des Zweiten Weltkrieges. 642 Zivilisten wurden in wenigen Stunden ermordet, 
das Dorf geplündert und niedergebrannt. Die Terror- und Einschüchterungspolitik der deutschen 
Besatzer, die in ihrem Kampf gegen den Widerstand auch auf die Zivilbevölkerung abzielte, fand an 


jenem Tag ihren grausamen Höhepunkt. [Frau Erkenbrecher beharrt auf dem Standpunkt eines vorsätzlich begange- 
nen Massakers zur Terrorisierung der französischen Bevölkerung. Von vorgängigen Gründen für derartige Exzesse fällt erwart- 
bar kein Wort. ] 


Schon bald danach hatte der französische Staat beschlossen, die Ruinen des Dorfes zu erhalten und 
zum historischen Monument zu ernennen. So stehen sie bis heute und werden jährlich von etwa 
300.000 Menschen besucht. Heute, am 70. Jahrestag, wird Premierminister Manuel Valls mit 


32 https://www.spiegel.de/geschichte/oradour-sur-glane-massaker-im-zweiten-weltkrieg-a-974233.html 


Überlebenden und Hinterbliebenen durch die Ruinen von Oradour gehen und der Opfer gedenken. Die 
Gedenkveranstaltung wird wie immer an dem Denkmal der Opferfamilien auf dem lokalen Friedhof 


enden. [Unverständlich die Behauptung, die Ruinen stünden noch so, wie sie damals hinterlassen worden waren. Daß die 
nicht der Fall ist, weiß die Historikerin so gut wie jeder Betrachter historischer Fotos, der diese vor Ort mit dem heutigen 
Eindruck vergleichen würde. ] 


Mit unmittelbarer emotionaler Wucht trifft dort die Grausamkeit des Verbrechens die Besucher: 
Gedenktafeln zeigen die Gesichter der Opfer, ihre Namen, ihr Alter und damit, dass Säuglinge, Kinder, 
Jugendliche, Erwachsene, Greise, ganze Familien hingeschlachtet wurden. Kleine Särge mit 
Glasdeckeln geben den Blick auf Knochen frei, die davon zeugen, dass die Täter der SS sich nicht mit 
dem Morden begnügten, sondern die Leichen bis zur Unkenntlichkeit verbrannten und verstümmelten, 
sie damit ihrer Identität im Tod beraubten und somit, so der Philosoph Jean-Jacques Fouchg, ein 


zweites Mal töteten. Nur 52 Opfer konnten identifiziert werden. [Frau Erkenbrecher folgt der kruden Theorie 
von Fouche über den Grund für die Verbrennungen von Erschossenen. Die emotionale Wucht existiert in der Tat; sie würde 
aber auch nicht geschmälert, wenn die komplexen Gründe für die Ereignisse bekannter wären. als sie es sind.] 


Bei lebendigem Leib verbrannt 


Um 14 Uhr hatten an diesem 10. Juni 1944 SS-Soldaten den Ort eingekreist und seine Bewohner auf 
dem Marktplatz zusammengetrieben. Die Männer wurden von den Frauen und Kindern getrennt, 
letztere in die Kirche gebracht. Nachdem die Männer in verschiedene Scheunen und Garagen getrieben 
worden waren, eröffneten die Soldaten das Feuer auf sie und brannten die Exekutionsstätten nieder. 
Von den fünf Männern, die diese Exekutionen überlebten, erfuhr man später, dass einige Männer wohl 


bei lebendigem Leib verbrannten. [Erneut erwartbar keinerlei Hinweise auf Gründe für das Auftauchen der Einheit im 
Ort. Das aus anderen ‚Kurzdarstellungen’ bekannte Schema wird auch hier von einer ‚Historikerin’ wiederholt. ] 


Von denen, die in die Kirche gebracht worden waren, überlebte nur eine einzige Frau, Marguerite 
Rouffanche. Zusammen mit ihren beiden Töchtern, ihrem Enkel und mehr als 400 anderen Frauen und 
Kindern hatte sie in dem Gotteshaus ausharren müssen und beobachtet, wie Soldaten eine Kiste, aus 
der Schnüre hingen, vor dem Altar platzierten und diese Schnüre dann anzündeten. Beißender, 
schwarzer Rauch stieg danach aus der Kiste auf, Chaos brach aus, als alle versuchten, dem tödlichen 
Gas zu entkommen. Madame Rouffanche flüchtete zusammen mit ihren Töchtern in die Sakristei, wo 
sie den Tod der beiden mit ansehen musste. Ein Sprung aus einem der Kirchenfenster rettete ihr selbst 


schließlich das Leben. [Keiner weiß, was diese ‚Kiste’ enthielt und was sie entließ. Es war aber ein „„Gas” - das Mittel, 
das den Deutschen am ehesten zuzutrauen ist. Die ‚Historikerin’ verzichtet hier allerdings auf die Schilderung der weiteren 
ungeheuren Grausamkeiten, die sich in der Kirche abgespielt haben sollen. Wahrscheinlich war ihre Zeilenzahl begrenzt.] 


Etwa 40 weitere Menschen überlebten das Morden in Oradour auf die unterschiedlichste Art und 
Weise. Heute leben noch etwa zehn von ihnen. Betroffen waren und sind jedoch weit mehr Menschen. 
Zur Gemeinde gehörten 1944 neben dem Dorf 53 kleine Weiler. Zahlreiche Kinder aus diesen Orten 
waren an jenem Tag in der Schule in Oradour gewesen und in der Kirche umgekommen. Als „Dörfer 
ohne Kinder” wurden diese Weiler später deshalb auch bezeichnet. Insgesamt gab es so mehr als 


tausend betroffene Hinterbliebene, die dort an jenem Tag Familienangehörige oder Freunde verloren. 
[Das stimmt einschränkungslos. Warum allerdings exakt angebbare Zahlen durch solche mit einem „etwa” eingeleitet werden 
müssen, bleibt bei einer Historikerin unverständlich. Hatte sie gerade die entsprechende Liste nicht zur Hand?] 


1953 ein zweites Trauma 


Die Dichterin Mascha Kaleko hat den klugen Satz geschrieben: „Den eigenen Tod, den stirbt man nur; 
doch mit dem Tod der anderen muss man leben.” Im Falle Oradours ist beides in seiner Grausamkeit 
hochpotenziert: Die Unwissenheit über den qualvollen Tod der Opfer hat sich für manche Angehörige 
in eine jahrzehntelange Qual übersetzt. Wie, wann und wo die Geliebten starben, sind Fragen, die nie 
gänzlich aufhören zu zerren und zu zehren. Bilder des unsäglichen Horrors, die sich auf immer bei 
jenen eingebrannt haben, die die Ruinen in den Tagen danach besuchten, sind auch im Alter nicht zu 
vertreiben. Wer sagt, „es müsse auch mal Schluss sein, nach so langer Zeit”, muss wissen: Fragen und 


Bilder wie diese verjähren nicht. [Das ist für viele der Überlebenden sicher der Fall, für andere nicht mehr. Es gilt für 
viele Ereignisse der Kriegsgeschichte, ist allgemein gültig. Ob solche Bilder verjähren oder nicht, hängt von allerlei Faktoren 
ab, nicht zuletzt von dem, was Historiker und -rinnen dazu äußern oder sich zurechtlegen.] 


Über das Verbrechen hinaus hatte auch der Umgang damit schwerwiegende Folgen für die 
Überlebenden und Hinterbliebenen. Am schwersten wiegt dabei wohl die in ihren Augen ausgebliebene 
Gerechtigkeit bei der strafrechtlichen Verfolgung. Die tiefste Zäsur hierbei ist das Jahr 1953: In diesem 
Jahr wurde das neue Oradour unweit der Ruinen fertiggestellt. Es sollte „neben dem Bild des 


tiefverletzten Frankreichs das des wieder auflebenden Frankreichs” werden. Tatsächlich wurde es zu 
einer „toten” Stadt, die kaum Lebensfreude ausstrahlte. Dies hatte seinen Grund in dem 
Gerichtsverfahren, das Anfang 1953 in Bordeaux stattfand und das Oradour als zweites Trauma erlebte. 
Die Mehrheit der Angeklagten nämlich waren zwangsrekrutierte Elsässer, deren Verurteilung in ihrer 
Heimat zu solchen Protesten führte, dass die französische Regierung sie schließlich amnestierte. Die 
Entrüstung darüber war in Oradour so groß, dass der Ort seine Beziehungen zum französischen Staat 
hinsichtlich der Erinnerung an das Verbrechen abbrach. Oradour wurde über Jahre zu einem Ort, der 
sich auf sich und seine Trauer zurückzog: strikte Reglementierungen, was Feiern und Feste anbelangte, 
kein Blumenschmuck im Dorf. [Frau Erkenbrecher steht hier aufgrund ihrer persönlich engagierten Arbeit ganz auf 


Seiten derer, die Oradours auf ewig gedenken wollen, aber damit auch politische Absichten verbinden. Das ist ihre persönli- 
che Entscheidung als Historikerin. ] 


Die ausbleibende Gerechtigkeit setzte sich für Oradour auch auf bundesdeutscher Seite fort. Vor allem 
die Tatsache, dass der Kommandeur der SS-Division „Das Reich”, Heinz Lammerding, in der 
Bundesrepublik niemals für das Massaker belangt wurde, sondern in Düsseldorf eine gutgehende 


Baufirma führte, wurde für Oradour das Sinnbild für die ausgebliebene strafrechtliche Ahndung des 


Verbrechens in der Bundesrepublik. [Ein weiteres Mal der Vorwurf an die ‚bundesdeutsche Seite’, daß Lammerding 
nicht wegen Oradour der Prozeß gemacht wurde. Die sehr viel kompliziertere juristische Situation der Nachkriegszeit und der 
dann folgenden Jahre eines Ausgleichs im Rahmen der neuen politischen Strategie des Westens zusammen mit der Bundesre- 
publik wird glatt beiseitegewischt. Er wird auch verschwiegen, daß Lammerding tatsächlich nie von der französischen Justiz 
wegen Oradour angeklagt worden war. Das weiß auch - so steht zu vermuten - die Historikerin Erkenbrecher. ] 


Jean Tardieu schrieb in seinem Gedicht auch die Zeilen: „Oradour ewige Schande, Hass und Schande 
für immer”. Heute, 70 Jahre später, muss man vor dem Hintergrund des Geschehens fast erstaunt und 
auch glücklich sein, dass an diesem Gedenktag Hass keine Rolle mehr spielen wird. Was lange 
unmöglich schien, ist seit einigen Jahren Realität: Am 10. Juni trauern in Oradour Franzosen und 


Deutsche gemeinsam um die Opfer des Massakers. [Mag sich Frau Erkenbrecher auch in Punkto Haß und gemein- 
samen Gedenkens nicht irren: diese sozusagen ‚versöhnlichen’ Schlußformeln verdecken nicht den grundsätzlich einseitigen 
Tenor ihres Beitrags, der kaum einer historisch abgewogenen Betrachtung der Ereignisse, sondern einem journalistischen Mas- 
senartikel entspricht. Aber immerhin: es stand im SPIEGEL ...] 


Der zweite Beitrag entstammt einer Publikation, die sich auf der entsprechenden Internetseite nicht klar identifizieren 
läßt. Es muß sich um eine kleinformatige Zeitschrift handeln. Die Seite mit dem Interview, das die inzwischen den Dok- 
tortitel tragende Andrea Erkenbrecher der Zeitschrift gewährte, wird hier als kopierte Bilddatei eingefügt. 

Der Anlaß zum Interview mag vor allem die Entscheidung des Düsseldorfer Gerichts gewesen sein, ein Hauptverfahren 
gegen Werner Christukat endgültig abzulehnen, da von dieser Entscheidung die Rede ist. 


Deutlich wird, daß die Historikerin auf die Frage, ob denn mit dem Scheitern des Verfahrens „Jahre an Arbeit” dahin- 
seien, abwägend antwortet und Gedanken äußert, die ausweislich des Tenors der Fernsehdokumentation, als die gesamte 
Sache juristisch offenbar als sehr aussichtsreich betrachtet wurde, so keine Rolle spielten. 


Ganz offensichtlich ist Frau Erkenbrecher aber auch der Meinung, die Ermittlungen hätten „der Wahrheitsfindung” ge- 
dient. Aber ist denn diese nicht schon längst gefunden worden in all den offiziellen Broschüren und Büchern? In den 
Aussagen aller möglichen überlebenden Zeugen, vor allem auch in jenen der ‚einzigen Zeugin’ der Vorgänge in der Kir- 
che? Und dann im Prozeß von Bordeaux im Jahre 1953? Nicht zu vergessen der Prozeß in Ost-Berlin, der von Histori- 
kern und Journalisten einhellig positiv beurteilt wurde - auch in Frankreich. 


Es ist gut zu wissen, daß Frau Dr. Erkenbrecher als Historikerin „das Gefühl” hatte, die Ablehnung eines Hauptverfah- 

ren habe die Einwohner von (Neu-)Oradour zwar „entttäuscht”, aber nicht „zu schweren neuen Verletzungen” geführt. 
Auch, daß „man in Oradour das Gefühl” hatte, die Arbeit der Staatsanwaltschaft (Brendel) und Ermittler (Willms) - und 
damit auch ihre eigene Tätigkeit als ‚Sachverständige’ - habe den Einwohnern gezeigt, daß diese Seite „ihr Möglich- 
stes” unternommen habe. Klugerweise versagt sie sich den erneut möglichen Standard-Vowurf, die bundesdeutsche Ju- 
stiz habe ein weiteres Mal versagt. 


Trotz des Ernstes der Angelegenheit, könnte man schmunzeln, wenn Frau Dr. Erkenbrecher sich kurz zu möglichen 
Gründen für die Ablehnung des Hauptverfahrens äußert: die lange Zeit, die seither vergangen sein, und die damalige Ju- 
gend des ‚Angeklagten’, wie sie diesen juristisch inkorrekt bezeichnet. Von den tatsächlich vom Gericht beanstandeten 
Mängeln des vorgelegten ‚belastenden Materials’, dessen Qualität als nicht ausreichend zum Nachweis irgendeiner 
Schuld des Werner Christukat eingeschätzt wurde, fällt von ihr kein Wort! Frau Erkenbrecher fährt, wie sie dann er- 
leichtert bemerkt, fürderhin mit dem „Gefühl” nach Oradour, „nicht mehr alles analytisch fassen zu müssen.” Sie hat ihr 
Bestes getan, aber es war eben leider nicht hinreichend. 


Ihre Tätigkeit als ‚Sachverständige’ für die Staatsanwaltschaft in Dortmund war damit dann auch offiziell beendet. 
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=" DAS MASSAKER IN ORADOUR 


Am 10. Juni 1944 verübten Walten-SSier das Massa- 
ker in Oradour (Südfrankreich). Sie ermordeten 642 
Menschen, nur sehr wenige Menschen überlebten. Die 
Historikerin Dr. Andrea Erkenbrecher beschäftigt sich 
seit vielen Jahren mit dem Thema Oradour und hat als 
Sachverständige für die deutsche Staatsanwaltschaft 
gearbeitet. Mit uns hat sie darüber gesprochen. 


Am 10. Juni 1944 verübten Waffen-SSier das Massaker 


in Oradour, Sie ermordeten 642 Menschen, gerade mal 
36 Menschen überlebten. Viele würden das Thema nur 
mit Handschuhen anfassen. Wie kamen Sie dazu? 

Ich hörte in einer Vorlesung zur deutsch-französischen 
Geschichte erstmals von Oradour. Als ıch dann das 
Angebot erhielt, ein Jahr in Frankreich zu studieren, 
wollte ich lieber nur ein Semester an die Universität 
und eın halbes Jahr arbeiten. So absolvierte ich ein 
Praktikum in der Gedenkstätte Oradour. Seitdem for- 
sche ich zum Thema. 


Sie haben viel mit Opfern und deren Nachtahren 
ee 


eher arnsanaten. 
blieb es nie dabei. Dort, wo Vorbehal- 
I werden; ist man bereits in einem 


dran” sein. Wenn man lange Interviews mit Betroffe- 
nen führt, wird es manchmal sehr emotional, Dann 
bin ıch Wissenschaftlerin genug, um nicht aus der 
Bahn geworfen zu werden, aber auch Mensch genug. 
um mitzuweinen, wenn es mich sehr bewegt. Wichtig 
scheint mir, was Henning Mankell einmal über das 
Ermitteln und Malen schrieb: Man kann und muss 
sıch bisweilen auf ein Detail konzentrieren und darin 
abtauchen, aber auch immer wieder von der Leinwand 
zurücktreten, Abstand gewinnen und das große Ganze 
sehen. Warum mir das auch bei dieser Thematık 
gelingt, weıß ich nıcht. Ich weıß aber, dass es auch 
viele andere belastende Tätigkeiten gibt, die ıch nicht 
machen könnte 


Sie sind mit dem Thema Oradour auch immer wieder in 
den Medien präsent, deutschen wie Iranzösischen. Was 
für Reaktionen erfahren Sie da? 

Zuallermeist positive. Gleichzeitig ist es ein Thema, 
das noch immer viel Reibungsfläche bietet. Zum 
einen, weıl es einen starken revisionistischen Diskurs 
gab und gibt, zum anderen, weıl die Tatsache, dass anı 
dem Massaker auch französische Zwangsrekrutierte 
teilnahmen, die Gemüter bis heute stark bewegt. Ich 
erhalte deshalb auch immer wieder Post mıt abstrusen 
Behauptungen und ım Extremfall auch Drohungen 


Das Verfahren zu Oradour in Deutschland scheiterte, 
Sind damit Jahre der Arbeit dahin? 

Die Antwort hangt davon ab, was man als Ziel eines 
Ermittlungsverfährens ansıeht. Wenn man dessen 
Erfolg an der Frage "Prozess/nicht Prozess" bzw. "Ver- 
urteilung/nicht Verurteilung” festmacht, dann könnte 
man sagen: Ja, alles war umsonst. Andererseits schel- 
nen mir engagierte Ermittlungen, bei denen auch die 
Opfer Raum haben, jenseits der Frage nach Prozess 
oder Verurteilung einen Wert zu haben. Dabei spielen 
Faktoren wie Wahrheitsfindung und Anerkennung eine 
nicht zu unterschätzende Rolle. Ich habe das Gefühl, 
dass die Ablehnung des Gerichts, das Hauptvertah- 
ren zu eröffnen, die Opfer enttäuscht, aber nicht zu 
schweren neuen Verletzungen geführt hat. Das liegt 
vielleicht auch daran, dass das Geschehen lange 
zurückliegt, der Angeklagte seinerzeit einfacher Soldat 
war und man in Oradour das Gefühl hatte, Ermittler 
und Staatsarmwaltschaft hätten ihr Möglichstes getan 


Mit weichem Gefühl fahren Sie heutzutage nach 
Oradour? 

Vor allem entiastet von dem Druck, alles analytisch 
fassen zu müssen! Die aktuellen Entwicklungen sınd 
nicht mehr Teil meines Untersuchungszeitraums, was 
nicht heißt, dass ich sie nicht wahrnehmen würde 
Aber ich verbringe dort heute vor allem Zeit mit Men- 
schen, denen ich inzwischen in Freundschaft verbun 
den bin. Dabei geht es natürlich immer auch um die 
Geschichte Oradours. ® 
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Die ‚freie Historikerin’ Frau Dr. Erkenbrecher hat, wie jede Person mit einer solchen Ausbildung, die Schwierig- 
keit, damit ihren Lebensunterhalt zu bestreiten oder auch ‚nur’ mitzuverdienen. Das ist, wie man allseits erfahren 
kann, ein meist recht hartes Brot. 

An ihrer voluminösen Dissertation, die in einem akademischen Verlag ‚im Februar 2022’ herauskommen soll, 
wird sie kaum viel verdienen können, zumal der Preis ein stolzer sein wird, und das Thema, außer den Verfasser, 
kaum noch jemanden interessiert und der größte Teil der Auflage eher in Hochschulbibliotheken landen wird. 

Gelegentliche Artikel zu ‚ihrem Thema’ sind auch an den Jahrestag der Ereignisse gebunden und dürften ein 
verhaltenes Echo finden, wie man aus Erfahrung mit anderen regelmäßigen Erinnerungstexten an historische Er- 
eignisse festellen darf. 

Zu solchem Material gehört ein guter Aufsatz von ihr mit dem Thema „A Right to Irreconcability”, mit Wahl der 
englischen Sprache auf internationale Resonanz angelegt. Darin führt sie sensibel in die Situation der Überleben- 
den von Oradour ein, die nun schon in die dritte Generation gehen. Dabei wird klar, daß dieses „Recht auf Unver- 
söhnlichkeit” eines ist, das beide Seiten letztlich in eine unlösbare Situation versetzt. Der Aufsatz liegt zur Lektüre 
im Ordner dieses Teils IIb bereit. 


Die Kompetenz von Frau Dr. Erkenbrecher war auch 2018 in München gefragt, wo sie zur ‚historischen Bera- 
tung’ bei einer Art von Theaterstück über Oradour verpflichtet wurde.” Immer wenn ‚die Kunst’ nach solchen 
Themen greift, gibt es hohes Lob und deftige Verrisse - so auch hier. 


Abschließend sei noch auf einen kleinen Beitrag von Frau Dr. Erkenbrecher auf ihrer facebook-Seite verwiesen. 
Sie präsentierte dort am 26. August 2020 in Form einer automatisch angefertigten Übersetzung einen französi- 
schen Artikel aus Liberation, der sich mit der am Centre de la Memoire in Neu-Oradour aufgesprühten ‚Botschaft’ 
befaßt. Diese geschmacklose Aktion ereignete sich im August 2020, ein Foto davon sei zur Verdeutlichung ein- 
gefügt: 


Auf die rostigen Stahlflächen, die seitlich des Eingangs zum Centre de la Me&moire stehen, hatte jemand das Wort 
‚martyrs’ sozusagen ‚gelöscht’ und daneben ‚menteur’ geschrieben. Damit wurde aus dem ‚Märtyrerdorf” das 
„Lügnerdorf”: eine mehr als bösartige Provokation, die allerdings einen Hintergrund hatte. Dieser wird durch den 
daneben aufgesprühten Satz klar: „A quand la verite? Reynouard a raison” („Wann endlich die Wahrheit? Reynou- 
ard hat Recht.”) Was sollte dies alles? Die Gründe dafür sind in den verschiedenen Texten dieser gesamten Ausein- 
andersetzung mit dem Thema hier und dort deutlich geworden und werden hier nicht wiederholt.” 

Frau Dr. Erkenbrecher reagierte auf dieses Ereignis bzw. die Darstellung in jenem französischen Artikel mit der 
folgenden kleinen Einleitung und einem Text als persönlicher Stellungnahme (Hervorhebungen in Gelb: EL)... 


Dr. Erkenbrecher schreibt: 


„Endlich beschäftigt sich die Presse mit den wichtigen Fragen. Hier der Liberation-Artikel in DEEPL-Übersetzung - 
denn leider habe ich keine Zeit, es selbst zu machen.” [Es folgt dann der französische Artikel, der hier nicht eingefügt wird.] 


Die Einlassung der Historikerin lautet dann (Hervorhebungen & Anmerkungen: EL.): 


„An Tagen wie heute und bei Artikeln wie diesen schmerzt es mich besonders, dass mein Buch noch nicht er- 


33 Siehe: https://theater-hochx.de/Archiv/1718/oradour.html und 
https://nachtkritik.de/index.phpoption=com_content&view=article&id=15011:oradour-die-deutsch-amerikanische-regisseurin- 
karen-breece-untersucht-im-muenchner-hochx-mechanismen-des-gedenkens&catid=1638:hochx&lItemid=100190 

34 Nur ein Satz dazu, weil in Sachen ‚Revisionismus und Oradour’ bei solchen Gelegenheiten eine Differenzierung nicht mehr statt- 
findet. Es geht nicht um eine Leugnung dessen, was dort geschah. Das wäre vollkommen absurd. Es geht allein darum, was den 
Tod der Frauen und Kinder in der Kirche verursachte und wer dafür verantwortlich zu machen ist. 


So sehr es zu begrüßen ist, dass revisionistischen Thesen hier kein Glauben mehr geschenkt wird, so sehr bleibt 
man angesichts des Artikelendes erstaunt zurück: „Rätselhaft” ist nämlich an der Schmähung „Lügner” 
nichts. 


aber es ist doch 


bei weitem nicht so, dass die Thematik von Historikern nicht behandelt worden wäre - wer das 
[Erkenbrecher dürfte hier Fouch&s Opus meinen.] kommt nicht darum herum. Darüber hinaus: Neben 
dem Wort „Menteur” wurde unter anderem auch der Name des bekanntesten französischen Oradour-Revisioni- 
sten gesprayt. Hier gäbe es viel zu sagen: Über seine You-Tube-Videos, seine Bücher, die auch auf Deutsch 
erschienen sind [von Reynouard. gibt es nur ein Buch zu Oradour. ], EEE EEE 
Trotzdem gehört der Massenmord von Oradour-sur-Glane dank der vielfältigen Untersuchungen zu den am be- 
sten erforschten einzelnen NS-Verbrechen. [Obwohl die ‚Forschungslage schlecht’ ist?] Die von der Waffen-SS nach 
dem Massaker in Akten festgehaltenen Rechtfertigungen, etwa es sei in „fast jedem Haus“ des Ortes Munition 
gefunden worden und die Kirche habe „Feuer gefangen“, woraufhin dort angeblich gelagerter Sprengstoff de- 
toniert sei, sind widerlegt. [|Widerlegt wurde dies leider noch nicht, was vor allem der Verfasser sehr bedauert.] Insofern 


bleibt völlig rätselhaft, was der oder die Täter mit der Schmähung „Menteur“ ausdrücken wollten.” [Hierzu hätte 
die Historikerin nur ein wenig ihre Perspektive wechseln müssen. ] 


Zunächst ein Fund. Der ‚leitende Redakteur Geschichte’ der Zeitung WELT, Sven-Felix Kellerhoff, schreibt in 
einem Artikel vom 24. August 2020 °° über diesen Vorfall am Centre de la Memoire am Schluß folgendes: 


Quelle surprise! Sollte Frau Dr. Erkenbrecher etwa per copy&paste die Sätze von Kellerhoff genutzt haben, ohne 
sie als Zitat zu kennzeichnen? Das sähe man natürlich nicht so gerne. Aber egal; ist inzwischen gängige Praxis. 


In Frau Dr. Erkenbrechers kurzer Stellungnahme zeigt sich deutlich ihre festgelegte Auffassung zu Ursachen, Ab- 

lauf und Weiterungen des Massakers in Oradour. Da sie dabei auch auf ihr Buch verweist, in welchem sie dann 
mutmaßlich genau diese Auffassung stützen dürfte, dürfte weder mit neuen Erkenntnissen, noch auch mit der 
Stützung der offiziellen Thesen durch neues Forschungsmaterial zu rechnen sein. 


Des Verfassers Auffassung ist hingegen, daß ein schlichtes Beharren auf der offiziellen Version und ein Ausblen- 
den unaufgehobener Widersprüche niemals zu einer angemessenen Klärung bestimmter Facetten der Ereignis- 
se vordringen kann. 

Wenn Dr. Erkenbrecher - gemeinsam mit und sogar mit denselben Worten wie Herr Kellerhoff - behauptet, das 
Auffinden von Munition in „fast jedem Haus” sei widerlegt, so ist dies nicht korrekt. Als Historikerin mit Kennt- 
nis der Aussagen von französischer Seite, muß sie dies wissen. Sie könnte hier allein argumentieren, daß die For- 
mulierung in „fast jedem Haus” in diesem Ausmaß nicht den Tatsachen entsprach. Aber es bliebe eben ein Rest. 
Denn schließlich gibt es die Aussage des Martial Beaubreuil, er habe bis nach Mitternacht deutlich die Explo- 
sion von Munition aus einem Haus vernommen, das er allerdings von seinem Versteck an der Glane her nicht 
genau lokalisieren konnte. Martial war ein aus deutscher Kriegsgefangenschaft entflohener Soldat der französi- 
schen Armee. Wußte er nicht, was er sagte? Hatte er sich verhört? War er gar ein agent provocateur? 


Neben vielen deutschen Patronenhülsen fanden später die Rettungsmannschaften in der Kirche Mengen von 
Hülsen der amerikanischen Marke Winchester (Bodenstempel: WRA 9MM). Ein Beispiel wurde in der deutschen 
Ausgabe der offiziellen Broschüre von 1945 fotografisch dokumentiert. Solche Munition war für deutsche Pisto- 
len wie auch Maschinenpistolen geeignet. Hatte die 3. Kompanie etwa ‚vorsorglich’ amerikanische Munition mit- 
gebracht und verschossen, um Spuren zu hinterlassen, die in Richtung Maquisards wiesen? Dies ist eine These der 
französischen Seite, die angesicht der ebenfalls in einer Scheune aufgefundenen Schachteln mit unverschossener 
amerikanischer Munition vorgebracht wurde. Nachweislich wurde der Maquis mit amerikanischer Munition per 
Fallschirmabwurf reichlich versorgt. Diese Munition wurde mit den STEN-Maschinenpistolen von der Resistance 
verschossen. Leider ist nicht bekannt geworden, ob der Boden der in der Kirche aufgefundenen amerikanischen 
Patronenhülsen die Delle des Schlagbolzens aufwiesen, also tatsächlich dort auch abgefeuert worden waren.” 


35 https://www.welt.de/geschichte/zweiter-weltkrieg/article214155690/Oradour-Mahnmal-fuer-Opfer-der-Waffen-SS-geschaendet.html 

36 Die These findet sich bereits in einem französischen Untersuchungsbericht vom Juni 1945, verfaßt von Capitaine Planard. Darin 
wird behauptet, eine im März 1945 von der französischen Polizei durchgeführte Untersuchung habe ergeben, daß die Deutschen 
alliierte Munition bereits mitgebracht und benutzt, und nicht etwa in Oradour vorgefunden hätten. Diese stamme aus den bei ei- 
ner Razzia in Vergt-de-Biron aufgefundenen Beständen des von den Alliierten für die Resistance abgeworfenen Materials. 
Man müßte diesen Bericht im Original studieren können, um vielleicht die Frage beantwortet zu bekommen, wie die französische 
Polizei herauszufinden vermochte, daß deutsche Soldaten in Oradour genau jene amerikanische Munition verschossen hatten, die 
aus Containern stammte, die bei Vergt-de-Biron am 21. Mai 1944 aufgefunden wurden. Der Bericht von Capitaine Planard wurde 
von Michel Baury veröffentlicht (‚Oradour-sur-Glane - Un crime contre l’humanite’, S.303 ff.), die nicht ganz durchsichtigen 
Ereignisse in Vergt-de-Biron vom Verfasser im „Sonderkapitel Frayssinet-le-Gelat’, S.4 ff., dargestellt. 


Es gibt Aussagen einer ganzen Reihe französischer Zeugen über eine plötzlich in der Kirche geschehene Explo- 
sion - sogar von mehreren Explosionen ist dabei die Rede - die nach Abgleich aller dazu vorliegenden Zeitan- 
gaben, Daten und Aussagen nicht deutschen Ursprungs gewesen sein kann. Weder ist die eigentliche Ursache die- 
ser Explosion beim Prozeß in Bordeaux 1953 geklärt worden, noch konnte sie dort auf deutsches Handeln zurück- 
geführt werden. Dieselbe Ratlosigkeit findet sich im Ost-Berliner Urteil gegen Heinz Barth: Die Ereignisse in der 
Kirche konnten nicht mehr geklärt werden. Vorläufig also: Wo Ratlosigkeit oder allenfalls Spekulation herrschen, 
ist folglich nichts widerlegt.” 


Auch Frau Erkenbrechers Verständnis davon, wie die Basis für „das revisionistische Narrativ” noch am ‚„Tattag 
und Tatort” gelegt wurde, entspricht nicht dem, was sich aus einer kritischen Sichtung aller Aussagen ergibt, son- 
dern sie wiederholt sinngemäß Formulierungen, die dazu im Ost-Berliner Prozeßurteil gegen Heinz Barth zu Ur- 
sachen und Ablauf der Ereignisse festgeschrieben und durch die propagandistisch eingetrübte Broschüre von 
Przybylski & Busse und sich daraus bedienender weiterer Autoren verbreitet wurden. Daß es auch ein komple- 
mentäres ‚offizielles Narrativ’ gibt, welches ebenfalls noch am Tattag grundgelegt wurde, weiß sie mutmaßlich so 
gut wie jeder andere, der sich mit den gesamten Vorgängen beschäftigt hat. 

Aus all dem kann man den vorläufigen Schluß ziehen, daß Dr. Erkenbrecher als Historikerin genau den Weg 
geht, der von manchem schon zuvor beschritten wurde. Damit dürften auch ihrer Dissertation in Hinsicht auf die- 
se speziellen Fragen keinen neuen Erkenntnisse zu entnehmen sein, sondern die alten in neuer Verpackung er- 
scheinen. Nicht zuletzt der Verfasser wäre enttäuscht, wenn sich diese Vermutung nach Kauf und Lektüre des Bu- 
ches im Jahre 2022 als zutreffend erweisen würde. Hocherfreut wäre er hingegen, wenn sich seine Vermutung als 
Irrtum erweisen sollte und er durch dieses Buch endlich plausible Antworten auf jene Fragen erhalten würde, die 
sich nicht nur ihm im Laufe seiner eigenen Beschäftigung mit dem Komplex immer wieder aufgedrängt haben. 


Nachtrag August 2022 


Das Buch von Dr. Erkenbrecher ist immer noch nicht erschienen. Im Netz erscheint dazu 
weiterhin ein merkwürdiges Durcheinander: 


Der Verlag de Gruyter/Oldenbourg, der es verlegt, inseriert das Buch, im Gegensatz zum Jahr 2020, zur Zeit nicht 
mehr, sondern stellt allein einen bibliographischen Hinweis zur Verfügung,” der zudem einen unverständlichen sachli- 
chen Fehler enthält; denn Erkenbrechers Dissertation wurde nicht beim Historischen Institut der Universität des Saar- 
landes eingereicht, sondern /2017, d.Verf.] an der LMU in München bei Prof. Dr. Hans Günter Hockerts.” 


Hingegen kann das Buch beim beck-shop.de mit 608 Seiten und 25 s/w-Abbildungen zum stolzen Preis von 84.95 
Euro vorbestellt werden, und als Erscheinungstermin wird „vsl. November 2022” angegeben.” 


Bei der Buchhandlung Otz in der Schweiz, die das Buch für 75 CHF zur Vorbestellung anbietet, wird der Erschei- 
nungstermin 31. Dezember 2022 genannt. Dort werden für das Buch in gebundener Form nur 400 Seiten angegeben.“ 


Eine weitere Variante findet sich bei amazon.de. Zum selben Preis wie beim beck-shop.de erscheint es bei amazon 
mit 608 Seiten in „I. Edition” am 19. Dezember 2022.” 

Hugendubel inseriert das Buch als Vorbestellung hingegen mit 400 Seiten für 54,95 Euro, als Erscheinungstermin 
wird ebenfalls der 19. Dezember 2022 angegeben.“ 


Als letzter Fund noch der Eintrag auf LOVELYBOOKS, dort angekündigt für den 15. November 2022 als „E-Buch 
Text” mit 400 Seiten. Ein Preis wird nicht genannt.“ 


Offenbar ein kleines ‚Chaos’, das mutmaßlich durch geänderte Produktionskosten und/oder Verlagsprobleme, aber auch 

durch der ‚Pandämie’ geschuldete Einschränkungen ab 2020 verursacht wurde. Und sollte das in die Publikationsreihe 
des Münchner Instituts für Zeitgeschichte (IfZ) aufgenommene Buch sowohl als gebundene, wie auch als E-Book-Aus- 
gabe erscheinen, oder sogar doch schon erschienen sein? 


Die Liste der Publikationen des IfZ* enthält denn auch den folgenden merkwürdigen Eintrag: 


Andrea Erkenbrecher 
°  Oradour et les Allemands : Der Deutsche Umgang mit dem village martyr Frankreichs : Revisionismus, strafrechtliche 


Verfolgung, Entschädigungszahlungen und Versöhnungsgesten ab 1949.- Berlin, Boston: De Gruyter Oldenbourg, 
2021. — 400 S. — (Quellen und Darstellungen zur Zeitgeschichte ; Band 126) 


37 Vergleiche hierzu auch das ‚Sonderkapitel Oradour - Eine korrigierte Rekonstruktion’ im Ordner von Teil IVec. 


38 https://www.degruyter.com/database/HBOL/entry/hbjb.31034861/html 


39 https://www.ngzg.geschichte.uni-muenchen.de/forschung/promotion/index.html#2 

40 https://www.beck-shop.de/erkenbrecher-quellen-darstellungen-zeitgeschichte-126-oradour-deutschen/product/28457422 

41 https://www.buchhandlung-otz.ch/detail/ISBN-9783110633634/Erkenbrecher-Andrea/Oradour-et-les-Allemands 

42 https://www.amazon.de/N-N-Quellen-Darstellungen-Zeitgeschichte-Band/dp/3110633639 

43 https://www.hugendubel.de/de/buch_gebunden/andrea_erkenbrecher-oradour et _les_allemands-36261725-produkt-details.html 


44 https://www.lovelybooks.de/autor/Andrea-Erkenbrecher/Oradour-und-die-Deutschen-2001929526-w/ 
45 https://www.ifz-muenchen.de/publikationen/evaluierung2021/teilbereich-demokratie 


Letzte Meldung, im November 2022! 


Wenn es nicht bereits so abgedroschen wäre, könnte man unken, daß der Krieg in der Ukraine für eine 
weitere Verzögerung der Herausgabe des Erkenbrecher’schen Buches gesorgt habe. Es erscheint 
jetzt aber endgültig(?) zum 16. März 2023, wie aus den Anzeigen des Verlages und 
diverser Buchversender inzwischen ersichtlich wird. Vermutlich inflations- 
bedingt steigt der Preis dabei ein weiteres Mal. Das dickleibige Opus 
wird nun mit 94,95 Euro kalkuliert... 


Liefern nach m Hallo, anmelden Warenrücksendungen Einkaufs 
amazon. © Italien | DE- Konto und Listen» und Bestellungen vs 
=Alle Bestseller Amazon Basics Angebote Neuerscheinungen Kundenservice Musik Bücher KindleBücher Games Küche, Haushalt & Wohnen 

Bücher ErweiterteSuche Bestseller& mehr Neuheiten Angebote Stöbern FremdsprachigeBücher Taschenbücher Fachbücher Schulbücher Kinderbücher Hörbücher 
< Zurück zu den Ergebnissen 
Oradour und die Deutschen: & Neu: 94,95€ 
. ... . . Preisangaben inkl. USt. Abhängig von 
Geschichtsrevisionismus, strafrechtliche ee meer ya 
— Verfolgung, Entschädigungszahlungen nen 
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‚Andtea Erkenbrecher A 
— und Versöhnungsgesten ab 1949 ET 
(Quellen und Darstellungen zur © Leser nach Italien 
Zeitg eschichte, 1 26, Band 1 24) Dieser Artikel ist noch nicht 
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Oradour und die Deutschen Gebundene Ausgabe - 16. März 2023 Jetzt vorbestellen vor und wir liefern 
Geschichte, alrchlikhe von Andrea Erkenbrecher (Autor) Ihnen den Artikel sobald er verfügbar 
Verfolgung Emtschäuligungszahlungen Fr 
und Versöhnungsgesten ab 1949 ist. 
Alle Formate und Editionen anzeigen Menge: |1 v 
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94,95 € 
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Wenn sich Frau Dr. Erkenbrecher auch tatkräftig gegen jeglichen ‚Revisionismus’ 
in Sachen Oradour verwahrt, so ist leider auf dem Felde der Wirtschaft 
und der „Wechselfälle des Lebens” noch kein Kraut 
gegen Revisionen gewachsen. 
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